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Zum Teil verschafften sich Be triebe über eine nach-
trägliche Änderung der mit den zugewiesenen Arbeit-
nehmern vereinbarten Arbeitsbedingungen erhebli-
che Vorteile. 

— So beschäftigte ein Antragsteller eine zugewie-
sene Arbeitnehmerin — entgegen seinen Angaben 
im Antrag — nicht als Buchhalterin, sondern als 
Verkäuferin in einem Imbißwagen auf seinem 
Campingplatz. Damit war die Entlohnung der 
Arbeitnehmerin nicht mehr tarifgerecht. Zudem 
wurde sie in den Sommermonaten teilweise bis zu 
60 Stunden in der Woche beschäftigt. Die Überzeit

-

arbeit wurde im Winter „abgegolten", weil der 
Campingplatz während dieser Zeit geschlossen 
war. Obwohl der Lohnkostenzuschuß nur für die 
tarifliche Arbeitzeit gewährt werden kann, wurde 
er auch während dieser Zeit weitergezahlt. 

69.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Überzahlungen 
beanstandet. Der festgestellte erhebliche Mißbrauch 
durch die Arbeitgeber war möglich, weil die Arbeits-
ämter in fast allen Fällen die Angaben der Antragstel-
ler nicht nachprüften oder im Arbeitsamt vorliegende 
Erkenntnisse z. B. über eine erneute Gewährung von 
Arbeitslosengeld nicht berücksichtigten. 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits im Jahre 1988 
erheblichen Leistungsmißbrauch bei der Gewährung 
von Lohnkostenzuschüssen festgestellt und die Bun-
desanstalt aufgefordert, die Angaben der Träger in 
den Anträgen auf Lohnkostenzuschüsse eingehend zu 
überprüfen. 

Er hatte darauf hingewiesen, daß bei unzureichender 
Kontrolle mit Leistungsmißbrauch zu rechnen und der 
mögliche finanzielle Schaden im Hinblick auf die 
langen Förderungszeiträume von bis zu acht Jahren 
besonders hoch ist. 

Der Präsident der Bundesanstalt (Präsident) hielt 
damals eine „nachgehende Prüfung" nicht für erfor-
derlich, weil der Verwaltungsaufwand in keinem 
Verhältnis zum Erfolg stehe und darüber hinaus der 
Antragsteller zur Wahrheit in den Anträgen verpflich-
tet sei sowie alle Tatsachen und Veränderungen in 
den Verhältnissen dem Arbeitsamt mitzuteilen 
habe. 

Wegen der nunmehr erneut festgestellten hohen 
Anzahl unzutreffender Angaben von Arbeitgebern 
und des damit verbundenen Leistungsmißbrauchs, 
hat der Bundesrechnungshof den Präsidenten gebe-
ten, seine Auffassung noch einmal zu überprüfen, und 
ihn aufgefordert, eine generelle Prüfungspflicht bei 
der Bewilligung arbeitsmarktlicher Lohnsubventio-
nen einzuführen, um Mißbrauch wirksam zu bekämp-
fen. Er hat zudem gebeten, die organisatorischen 
Mängel in den Arbeitsämtern abzustellen und zu 
prüfen, ob in den einzelnen Fällen Straftatbestände 
erfüllt waren. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (Bundesministerium) hat er hierüber 
unterrichtet. 

Zur Förderung von höheren als den tariflichen oder 
ortsüblichen Entgelten hat der Bundesrechnungshof 
darauf hingewiesen, daß übertarifliche Zahlungen 
nicht förderungsfähig sind und daher unberücksich-
tigt bleiben müssen. Darüber hinaus sind die Angaben 
der Be triebe zum jeweiligen ortsüblichen Arbeitsent-
gelt zu überprüfen und bei Abweichungen gegenüber 
vergleichbaren Arbeitsentgelten die Gründe akten-
kundig zu machen. Eine Anerkennung der von den 
Arbeitgebern in den Anträgen angegebenen Arbeits-
entgelte ohne nähere Prüfung begünstigt Leistungs-
mißbrauch. 

69.2.3 

Der Präsident hat nunmehr erklärt, er beabsichtige, 
die bestehenden Weisungen dahingehend zu ergän-
zen, daß Arbeitgeber bei Antragstellung aufgefordert 
werden, einen Arbeitsvertrag einzureichen und nach 
Ablauf des Förderungsjahres entsprechende Nach-
weise über gezahltes Arbeitsentgelt und Sozialversi-
cherungsbeiträge dem Arbeitsamt vorzulegen. Bei 
Nichteinhaltung sei die Leistung zurückzuzahlen. 
Weiter plane er, stichprobenweise Prüfungen im 
Betrieb vorzusehen. 

Der Präsident hat weiter zugesichert, er werde die 
vom Bundesrechnungshof aufgezeigten Organisa-
tions- und Bearbeitungsmängel zum Anlaß nehmen, 
nach einer Ursachenanalyse das Verfahren durch 
Ergänzung der Weisungen zu regeln. Soweit sich 
Anhaltspunkte für die Erfüllung des Tatbestandes des 
Betruges ergäben, habe er die betroffenen Arbeitsäm-
ter angewiesen, Strafanzeige zu erstatten. 

Im Rahmen der geplanten Änderungen der Durchfüh-
rungsanweisungen werde er zudem vorsehen, daß der 
tarifgebundene Arbeitgeber zusammen mit dem 
Antrag auf Förderungsleistungen einen Auszug aus 
dem jeweils gültigen Tarifvertrag vorzulegen habe, 
anhand dessen die Arbeitsvermittlung das zugrunde 
gelegte Arbeitsentgelt nachprüfen könne. Gleiches 
gelte für Veränderungsmitteilungen des Arbeitgebers 
als Folge tariflicher Änderungen. 

Das Bundesministerium hält diese beabsichtigten 
Maßnahmen für geeignet und ausreichend, um 
Leistungsmißbrauch zu bekämpfen. Es werde ihre 
Umsetzung weite rverfolgen. 

69.2.4 

Die vom Präsidenten nunmehr ergriffenen Maßnah-
men erscheinen grundsätzlich geeignet, die Fehler-
häufigkeit sowie den Leistungsmißbrauch zu verrin-
gern. Sie hätten nach Auffassung des Bundesrech-
nungshofes jedoch bereits früher ergriffen und mit 
größerem Nachdruck betrieben werden müssen, 
zumal er bereits im Jahre 1988 auf das Problem 
hingewiesen hatte. Die Arbeitsämter werden die Rich-
tigkeit der vorgelegten Unterlagen in geeigneter 
Weise zu überprüfen haben. 
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69.3 

Im Januar 1992 hatte der Präsident im Hinblick auf die 
knappen Haushaltsmittel angeordnet, die im Gesetz 
vorgesehenen Förderungsobergrenzen grundsätzlich 
nicht mehr auszuschöpfen. Die Regelförderung habe 
sich nunmehr deutlich (mindestens 5 v. H.) unterhalb 
der Obergrenze zu bewegen. Trotz dieser Weisung 
hatten fast alle geprüften Arbeitsämter den gesetzli-
chen Förderungsrahmen weitgehend ausgeschöpft. 

Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten darauf 
hingewiesen, daß mit der überwiegenden Bewilli-
gung des Förderungshöchstsatzes der vom Gesetzge-
ber und auch der durch seinen Erlaß vorgesehene 
Förderungsrahmen durch die Arbeitsämter weitge-
hend nicht eingehalten wurde. Nach den gesetzlichen 
Vorschriften beträgt der Zuschuß in der Regel 50 v. H. 
des Arbeitsentgelts und darf 70 v. H. nicht überstei-
gen; bei einer Arbeitslosigkeit von mindestens zwei 
Jahren kann er 75 v. H. be tragen. Regelfördersatz ist 
danach nicht der Höchstfördersatz. Dies schließt eine 
überwiegende Gewährung von Leistungen an der 
Obergrenze der Förderung aus. 

Der Präsident hat entgegnet, im April 1993 habe er die 
Dienststellen erneut angewiesen, die im Gesetz vor-
gegebenen Förderungsobergrenzen nicht mehr aus-
zuschöpfen und auf eine nachhaltige Absenkung des 
Förderungssatzes hinzuwirken. Weiterhin werde er 
diese Thematik nochmals u. a. in Dienstbesprechun-
gen behandeln. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß der Präsident 
die Beachtung seiner Weisungen zur Absenkung des 
Förderungssatzes nunmehr wirksam durchsetzt. 

69.4 

In mehreren Fällen wurden Arbeitsentgelte in Höhe 
von monatlich 6 000 DM bis 7 500 DM gefördert. Die 
bewilligten Lohnkostenzuschüsse betrugen aufgrund 
dieser Bemessungsgrundlage pro Monat zwischen 
4 200 DM und 5 250 DM; sie überstiegen damit den 
Höchstbetrag des Arbeitslosengeldes um bis zu rd. 
2 000 DM. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
und den Präsidenten gebeten zu prüfen, ob angesichts 
der Haushaltslage des Bundes und der Bundesanstalt 
eine Obergrenze des förderungsfähigen Arbeitsent-
gelts eingeführt werden sollte, die sich z. B. an der 
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung orientieren könnte (derzeit 5 700 
DM in den alten und 4 425 DM in den neuen Bundes-
ländern). 

Der Präsident hat mitgeteilt, die Einführung einer 
zusätzlichen Obergrenze des förderungsfähigen Ar-
beitsentgelts sei aus seiner Sicht durchaus überle-
genswert. 

Das Bundesministerium hält die geltenden Regelun-
gen grundsätzlich für ausreichend, um überhöhte 
Arbeitsentgelte und damit die Zuschußleistungen zu 
verhindern. Es gelte nur, diese Regelungen in der 
Praxis zu beachten und die entsprechenden Prüfun

-

gen zu verstärken. Eine Begrenzung der Bemessungs-
grundlage erscheine wegen der Haushaltslage der 
Bundesanstalt und des Bundes durchaus erwägens-
wert und werde geprüft. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß das Bundes-
ministerium das Ergebnis seiner Prüfung alsbald vor-
legt. 

69.5 

Die Förderungsvoraussetzung der „zusätzlichen Ein-
stellung und Beschäftigung" (§ 97 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
AFG) liegt dann vor, wenn das „arbeitsmarktpoliti-
sche Interesse an der Beschäftigung des Arbeitneh-
mers größer ist als das Interesse des Arbeitgebers an 

 der Einstellung" (§ 5 Abs. 2 der Anordnung nach § 99 
AFG). 

Nach den Feststellungen des Vorprüfungsamtes 
haben die Arbeitsämter das arbeitsmarktpolitische 
Interesse an  einer Beschäftigung in mehr als 90 v. H. 
aller Entscheidungen nicht hinreichend geprüft oder 
nicht aktenkundig gemacht. Soweit Feststellungen 
aus den häufig unvollständig oder fehlerhaft geführ-
ten Vermittlungsunterlagen noch möglich waren, 
ergab sich, daß in rd. 25 v. H. der Förderungsfälle die 
Initiative zur Arbeitsaufnahme und zur Förderung 
nicht auf das Arbeitsamt, sondern auf die Arbeitneh-
mer oder die Arbeitgeber zurückging. 

— So wurde die Beschäftigung eines älteren Zahn-
technikermeisters mit einem monatlichen Arbeits-
entgelt von 6 000 DM vom Inhaber eines Dental

-

Labors offenbar nur deshalb angestrebt, weil die-
ser wegen fehlender Meisterprüfung, auf die er 
sich gerade vorbereitete, den Be trieb noch nicht 
selbst führen konnte. Der geförderte Arbeitnehmer 
war der einzige Beschäftigte. 

Mehrfach wurde die Beschäftigung von Ehegatten 
und Verwandten gefördert. Die diesbezüglichen Wei-
sungen des Präsidenten, die vorsehen, daß bei der 
Bewilligung hierbei strenge Maßstäbe anzulegen 
sind, wurden häufig nicht beachtet. 

— So wurde z. B. ein älterer Arbeitnehmer mit Ver-
mittlungsvorschlag dem Bauunternehmen seines 
Sohnes empfohlen und von diesem auch einge-
stellt. Laut Eintrag in den Vermittlungsunterlagen 
war vom Arbeitsvermittler mit dem Betrieb verein-
bart worden, „den Vater am 01.04.1992 mit Lohn-
kostenzuschuß" einzustellen. Im Stellenangebot 
war der Hinweis angebracht: „nicht veröffentli-
chen, eingestellt wird der Vater des Arbeitgebers 
mit LKZ" . Für das Arbeitsverhältnis wurde ein 
Zuschuß in Höhe von 75 v. H. des Arbeitsentgelts 
für sieben Jahre und vier Monate bis zur Vollen-
dung des 65. Lebensjahres des Arbeitnehmers 
bewilligt. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß der hohe Anteil der Fälle, bei denen die Einstel-
lung statt auf Initiativen der Arbeitsämter allein auf 
Initiativen der Arbeitgeber beruhte, auf erhebliche 
Mitnahmeeffekte schließen läßt. Da die Arbeitsämter 
bei dem hohen Fördersatz von bis zu 75 v. H. und der 
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langen Förderungsdauer von bis zu acht Jahren zum 
Teil über Förderbeträge von über 100 000 DM im 
Einzelfall entscheiden, sind an die Prüfung des 
arbeitsmarktpolitischen Interesses besondere Anfor-
derungen zu stellen, um Leistungsmißbrauch und 
Mitnahmeeffekte zu vermeiden. Dies gilt in besonde-
rem Maße für die Förderung von Ehegatten- und 
Verwandtenbeschäftigungen. 

Der Bundesrechnungshof hat auf den Wortlaut des 
Gesetzes verwiesen, der ausschließt, daß ohnehin 
vorgesehene Einstellungen von Arbeitnehmern ge-
fördert werden. 

Der Präsident hat darauf hingewiesen, daß die 
Arbeitsämter nicht an Anregungen von Arbeitgebern 
gebunden sind, ihnen einen bestimmten Arbeitslosen 
zuzuweisen. Zur Förderung bei Verwandtenbeschäf-
tigung will er in Dienstbesprechungen darauf hinwei-
sen, daß dies nur unter s trengen Voraussetzungen und 
nur im Ausnahmefall zulässig ist. Zur Frage der 
„Zusätzlichkeit" hat er entgegnet, daß nach seiner 
Auffassung das arbeitsmarktpolitische Interesse dann 
größer sei als das Interesse des Arbeitgebers an der 
Einstellung, wenn die Bemühungen der Dienststelle 
fehlgeschlagen seien, den Arbeitnehmer in ein nicht-
gefördertes Arbeitsverhältnis oder in ein Arbeitsver-
hältnis mit einem dem Lohnkostenzuschuß vorrangi-
gen Förderinstrument zu vermitteln und auch weiter

-

hin keine Aussicht auf eine berufliche Integration 
bestehe. 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, daß 
auch im Bereich der Vermittlung älterer Arbeitneh-
mer die subventionsfreie Vermittlung grundsätzlich 
Vorrang habe. Eine solche Vermittlung sei jedoch für 
schwervermittelbare Arbeitslose, insbesondere ältere 
Langzeitarbeitslose, in vielen Fällen nicht realisier-
bar. Das Instrument der Lohnkostenzuschüsse nach 
§ 97 AFG solle für diese schwervermittelbaren Arbeit-
nehmer, bei denen die übrigen vorrangigen Hilfen des 
Arbeitsförderungsgesetzes zur beruflichen Eingliede-
rung versagt hätten, Arbeitsplätze schaffen. Dies 
könne jedoch nur gelingen, wenn nach Sinn und 
Zweck des Gesetzes der Begriff der „zusätzlichen 
Einstellung und Beschäftigung" nicht allzu eng aus-
gelegt werde. Das Bundesministerium hält die Defini-
tion der „Zusätzlichkeit" in § 5 Abs. 2 der Anordnung 
nach § 99 AFG für sachgerecht. Allerdings seien die in 
diesem Zusammenhang notwendigen Feststellungen 
und Abwägungen zu dokumentieren. 

Das Bundesministerium und der Präsident werden 
sicherzustellen haben, daß die festgestellten Mängel 
abgestellt und die Zusätzlichkeit der Einstellung sorg-
fältig geprüft und nachvollziehbar dokumentiert 
wird. 

Treuhandanstalt 

70 Leitungsausschuß bei der Treuhandanstalt 

70.0 

Das Bundesministerium der Finanzen ergriff keine 
wirksamen Maßnahmen zur Abwehr möglicher 
Interessenkonflikte im Leitungsausschuß. 

70.1 Vorbemerkungen 

Der Leitungsausschuß bei der Treuhandanstalt, ein-
schließlich der ihm zuarbeitenden Prüfungsteams, ist 
eine vom Bundesministerium der Finanzen (Bundes-
ministerium) und der Treuhandanstalt eingerichtete 
unabhängige Beratergruppe, die insbesondere den 
Vorstand der Treuhandanstalt bei Entscheidungen 
über die Sanierungsfähigkeit ihrer Beteiligungsunter-
nehmen unterstützen sollte. Das Bundesministerium 
hielt den Beratereinsatz außerdem für notwendig, um 
die Fach- und Rechtsaufsicht über die Treuhandan-
stalt bei der Beurteilung schwieriger rechtlicher und 
technischer Sachverhalte wahrnehmen zu können. 

Die Beratergruppe bestand seit Herbst 1990. Der vom 
Bundesministerium beauftragte und bezahlte Teil der 
Beratergruppe setzte sich aus zunächst 40 bis 50 und 
von April 1994 an aus 21 Beratern zusammen, die von 
sechs verschiedenen Wirtschaftsprüfungs- und Unter

-

nehmensberatungsgesellschaften (Beratungsgesell-
schaften) entsandt wurden. Darüber hinaus waren 
weitere von der Treuhandanstalt beauftragte und be-
zahlte Berater und Mitarbeiter für den Leitungsaus-
schuß tätig. 

70.2 Interessenkollisionen im Leitungsausschuß 

70.2.1 

In seinen Auftragsschreiben wies das Bundesministe-
rium die Beratungsgesellschaften darauf hin, daß sie 
alles zu unterlassen haben, „was die Objektivität und 
Neutralität des Leitungsausschusses in Frage stellen 
und den Anschein einer Interessenkollision begrün-
den könnte". Es wurde nicht im einzelnen klargestellt, 
bei welchen Konstellationen die Gefahr von Inter-
essenkonflikten besteht und wie sie vermieden oder 
zumindest offengelegt werden können. 

Aus den Arbeitsergebnissen des Leitungsausschus-
ses, den sogenannten Prüfvermerken und Ergebnis-
protokollen, war weder ersichtlich, welche Berater bei 
ihrer Erstellung mitwirkten, noch welchen Gesell-
schaften sie angehörten. Aus diesem Grunde war für 
die Empfänger dieser Arbeitsergebnisse (d. h. für die 
verschiedenen Direktorate und den Vorstand der 
Treuhandanstalt, für das Bundesministerium und ggf. 
für Beteiligungsunternehmen der Treuhandanstalt) 
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nicht ohne weiteres erkennbar, ob die Gefahr von 
Interessenkon flikten bestand. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß Unter-
nehmenskonzepte für Beteiligungsunternehmen der 
Treuhandanstalt im Leitungsausschuß und seinen 
Prüfungsteams von Mitarbeitern derselben Bera-
tungsgesellschaft geprüft und beurteilt wurden, die 
das Unternehmenskonzept erstellt oder daran mitge-
wirkt hatten. In anderen Fällen waren Mitarbeiter 
derselben Gesellschaft im Leitungsausschuß oder sei-
nen Prüfungsteams und als Berater oder Wirtschafts-
prüfer der untersuchten Gesellschaft tätig. 

70.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertre-
ten, daß die Doppelfunktionen einer Beratungsgesell-
schaft im Leitungsausschuß und in seinen Prüfungs-
teams einerseits und in Treuhandunternehmen ande-
rerseits insbesondere dann zu Interessenkonflikten 
führen können, wenn sie Unternehmenskonzepte be-
treffen. In diesen Fällen erscheint die angestrebte 
Neutralität des Leitungsausschusses und seiner 
Teams bei Empfehlungen sowie Prüfungsfeststellun-
gen und Bewertungen nicht gewährleistet. Darüber 
hinaus hat der Bundesrechnungshof aber auch Zwei-
fel geäußert, ob die Neutralität des Leitungsausschus-
ses und seiner Teams bei Stellungnahmen zu Unter-
nehmenskonzepten gesichert ist, wenn in ihm vertre-
tene Beratungsgesellschaften zuvor oder gleichzeitig 
mit der Wahrnehmung anderer Beratungs- oder Prü-
fungsaufgaben für ein vom Leitungsausschuß zu be-
gutachtendes Unternehmen beauftragt waren. Er hat 
in diesem Zusammenhang beispielhaft auf mögliche 
Interessenkollisionen hingewiesen, die entstehen 
können, wenn im Leitungsausschuß vertretene Bera-
tungsgesellschaften wertvolle Aufträge eines Unter-
nehmens erhalten oder anstreben, dessen Manage-
ment sie im Rahmen der Prüfung von Unternehmens-
konzepten durch den Leitungsausschuß kritisch zu 
beurteilen haben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Vorgabe des Bun-
desministeriums an die Beratungsgesellschaften, 
Interessenkollisionen zu vermeiden, nicht für ausrei-
chend gehalten. Er hat deshalb empfohlen, 

— durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, daß 
die vom Bundesministerium beauftragten Bera-
tungsgesellschaften, soweit sie auch für das vom 
Leitungsausschuß zu begutachtende Unterneh-
men tätig sind oder waren, weder im Leitungsaus-
schuß noch in den ihm zuarbeitenden Prüfungs-
teams an der Begutachtung von Konzepten dieses 
Unternehmens beteiligt werden, 

— vor allem Mehrfachberatungen des Unternehmens 
und der Treuhandanstalt in gleicher Sache (z. B. 
für das gleiche Unternehmenskonzept) zu unter-
binden, 

— mindestens jedoch Regelungen zu treffen, die 
gewährleisten, daß Mehrfachberatungen und 
mögliche Interessenkonflikte aufgedeckt und den 
Beteiligten ausdrücklich offengelegt werden. 

Zu diesem Zweck hat der Bundesrechnungshof es 
insbesondere für notwendig befunden, 

— vor der Begutachtung von Unternehmenskonzep-
ten festzustellen, welche Beratungsgesellschaften 
mit der Konzepterstellung oder sonstigen Bera-
tungs- und Prüfungstätigkeiten für die Gesell-
schaft beauftragt waren, 

— festzuhalten, welche Berater bzw. Beratungsge-
sellschaften für den Leitungsausschuß bei der 
Konzeptbewertung tätig wurden und 

— diese Informationen in den Prüfvermerk aufzuneh-
men. 

70.2.3 

Das Bundesministerium hat dagegen die pauschale 
Verpflichtung der für den Leitungsausschuß tätigen 
Gesellschaften zur Vermeidung von Interessenkon-
flikten für ausreichend gehalten. Es hat dargelegt, daß 
die für den Leitungsausschuß tätigen Berater „grund-
sätzlich nicht auf der ,anderen Seite' tätig sind". Bei 
der großen Zahl von Mandanten aller großen Bera-
tungs- und Prüfungsgesellschaften seien jedoch 
„mögliche Interessenkonflikte zwangsläufig nicht 
auszuschließen" . Zu den berufsüblichen Standards 
dieser Gesellschaften gehöre es deshalb, 

— allen Beteiligten das Bestehen möglicher Interes-
senkonflikte mitzuteilen, 

— Prüfungs- und Beratungsteams konsequent perso-
nell zu trennen, 

— durch Anweisung sicherzustellen, daß zwischen 
den Teams kein Informationsaustausch erfolgt, 

— sich bei Beratungen der Stimme zu enthalten, 
wenn die eigene Person von einer Entscheidung 
betroffen ist. 

Das Bundesministerium hat weiter dargelegt, das 
vierköpfige Leitungsgremium der Beratergruppe 
fasse nur einstimmige Empfehlungen. Gleiches gelte 
für die Branchenteams, deren Teamleitung aus zwei 
Beratern unterschiedlicher Gesellschaften bestehe. 
Damit sei gewährleistet, daß kein einzelnes Bera-
tungsunternehmen seine Interessen durchsetzen 
könne. 

70.2.4 

Die Stellungnahme des Bundesministeriums, die 
weitgehend auf berufsübliche Standards und die 
pauschale vertragliche Verpflichtung der Berater hin-
weist, den Anschein von Interessenkollisionen zu 
vermeiden, ist unbefriedigend. Die Einhaltung der 
sogenannten berufsüblichen Standards, insbesondere 
die Verhinderung des Informationsaustausches zwi-
schen verschiedenen Prüfungsteams einer Gesell-
schaft, ist nicht zu überprüfen. Die Offenlegung mög-
licher Interessenkonflikte gegenüber allen Beteiligten 
scheitert im übrigen schon daran, daß der Leitungs-
ausschuß und seine Teams nicht festhalten, welche in 
ihm vertretenen Beratungsgesellschaften an der 
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Begutachtung von Unternehmenskonzepten und der 
Erstellung der entsprechenden Prüfvermerke mit-
wirkten und welche Beratungsgesellschaften in dem 
begutachteten Unternehmen tätig sind oder waren. 
Nach aller Erfahrung ist es auch nicht ausreichend, 
daß die Branchenteams von zwei Beratern unter-
schiedlicher Gesellschaften geleitet werden, da sich 
diese gegenseitig in der gleichen Interessenlage 
sehen und somit die Besorgnis besteht, daß im Zweifel 
kritische Betrachtungen und Hinweise unterbleiben 
könnten. 

Das Bundesministerium hat die Verantwortung für die 
Vermeidung von Interessenkonflikten in vollem 
Umfang auf den Leitungsausschuß abgewälzt. Im 
Hinblick auf die Bedeutung, die das Bundesministe-
rium der Arbeit des Leitungsausschusses sowohl für 
Entscheidungen der Treuhandanstalt wie auch für die 
Wahrnehmung der Fach- und Rechtsaufsicht über die 
Treuhandanstalt beimißt, hält der Bundesrechnungs-
hof dies für nicht angemessen. Er ist vielmehr der 
Auffassung, daß das Bundesministerium aktiv dazu 
beitragen sollte, Interessenkollisionen im Leitungs-
ausschuß zu vermeiden. 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb an seiner Emp-
fehlung fest, durch die von ihm vorgeschlagenen 
Maßnahmen sicherzustellen, daß Mehrfachberatun-
gen und mögliche Interessenkonflikte aufgedeckt und 
den Betroffenen offengelegt werden. 

Derartige Regelungen sind nach wie vor von Bedeu-
tung. Zwar nahmen die Prüfungen von Unterneh-
menskonzepten durch den Leitungsausschuß mit sin-
kendem Unternehmensbestand bei der Treuhandan-
stalt ab. Sie sind aber bei den verbleibenden Betei-
ligungsunternehmen der Treuhandanstalt oder ihrer 
Nachfolgeorganisationen sowie den sogenannten 
Management-Kommanditgesellschaften bei der Treu-
handanstalt nach wie vor erforderlich. 

71 Kontrollsystem der Treuhandanstalt über die 
Abwicklung der Privatisierungsgeschäfte 

71.0 

Das interne Kontrollsystem der Treuhandanstalt 
reicht für die Unterrichtung der Entscheidungsträ-
ger über maßgebliche Risiken bei Privatisierungs-
geschäften nicht aus. 

71.1 

Die Treuhandanstalt entwickelte im 2. Halbjahr 1991 
Mindeststandards zur ordnungsgemäßen Abwick-
lung von Privatisierungsgeschäften. Dadurch sollten 
Risiken in den einzelnen Verfahrensschritten im Ver-
lauf der Privatisierung erkannt und begrenzt werden. 
Mit geeigneten Kontrollfragen in einer Checkliste zu 
den einzelnen Privatisierungsphasen (z. B. Vermark-
tungsaktivitäten, Angebotserfassung, Verwertungs-
entscheidung) sollte ein ordnungsgemäßer Privatisie-
rungsverlauf überwacht werden. 

Der Bundesrechnungshof prüfte seit Ende des Jahres 
1991 im Bereich der Privatisierung der  Treuhandan-

stalt und befaßte sich dabei auch mit den Entschei-
dungsverfahren und -grundlagen. Er hatte die Treu-
handanstalt schon frühzeitig wiederholt über seine 
Erkenntnisse (z. B. Behandlung von Investitions- und 
Arbeitsplatzzusagen sowie von ökologischen Altla-
sten) unterrichtet und zahlreiche, auch für das interne 
Kontrollsystem wichtige Anregungen gegeben; hier-
über hat er in seinen Bemerkungen für die Jahre 1992 
und 1993 berichtet (Drucksachen 12/3250 und 12/5650). 

Mitte des Jahres 1992 prüfte der Bundesrechnungshof 
die Mindeststandards und die Checkliste des Kontroll-
systems und deren Praktikabilität anhand von ausge-
wählten Privatisierungsfällen. Er stellte fest, daß der 
Vorstand der Treuhandanstalt (Vorstand) nach den 
Mindeststandards in wesentlichen Privatisierungs-
phasen nicht verbindlich zu beteiligen war. Das 
interne Kontrollsystem sah erst am Ende des Privati-
sierungsverfahrens vor, daß der Vorstand vor seiner 
abschließenden Entscheidung vor allem anhand von 
Angaben in der Checkliste bestimmte Risiken (z. B. 
unsachgerechte Vermischung von Unternehmensbe-
wertung und verkaufspolitischen Gesichtspunkten, 
fehlerhafte Abwägung entscheidender Verwertungs-
aspekte — z. B. Kaufpreis, Investitionsvolumen, 
Arbeitsplatzsicherung —) beurteilen konnte und 
sollte. In den Mindeststandards nicht behandelt und 
damit in der Checkliste vernachlässigt waren die 
Privatisierungsphasen der „Bearbeitung von Anfra-
gen" und der „Angebotsauswertung" (z. B. Bewer-
tung der im einzelnen unterschiedlichen Angebots-
elemente); über die Wahrnehmung und die Ergeb-
nisse dieser Arbeitsschritte wurde der Vorstand des-
halb nicht oder nur teilweise unterrichtet. Bereits die 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1992 
(Drucksache 12/3250) hatten die nicht transparenten 
internen Entscheidungsprozesse der Treuhandanstalt 
bei der Privatisierung der Interhotel AG aufgezeigt. 

71.2 

Der Bundesrechnungshof hat auf Lücken des internen 
Kontrollsystems und auf die unzureichende Unterrich-
tung der Entscheidungsträger hingewiesen und dies 
mit festgestellten Problemen bei untersuchten Privati-
sierungsfällen belegt. Da der Vorstand in wesentli-
chen Phasen der Privatisierung nicht beteiligt wurde, 
hat er anhand der vorzulegenden Unterlagen bei 
seiner Entscheidung die Risiken bei der Bieteraus-
wahl wegen fehlender Vergleichbarkeit unterschied-
licher Angebotselemente (z. B. Kaufpreis, Investitio-
nen, Arbeitsplätze), die Risiken einer unzureichenden 
Prüfung von Unternehmenskonzepten sowie die Boni-
tät des Kaufinteressenten am Ende des Privatisie-
rungsverfahrens nicht oder nur schwer erkennen 
können. Die fehlende Berücksichtigung der Bearbei-
tung von Anfragen kaufinteressierter Investoren im 
internen Kontrollsystem hat dazu geführt, daß Anfra-
gen unvollständig und ungeordnet erfaßt worden 
sind. Wegen fehlender Regelungen zur Angebotsaus-
wertung ist nicht unerheblichen Risiken (z. B. wegen 
schwierig vergleichbarer Angebotselemente mehre-
rer Bieter, bei der Beurteilung der Unternehmenskon-
zepte in Verbindung mit dem Investitionsvorhaben) 
für das weitere Privatisierungsverfahren zu wenig 
Rechnung ge tragen worden. Dies hat dazu beigetra-
gen, daß im Verlauf von Privatisierungsprozessen 
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konkrete Angebote ohne nachvollziehbare Begrün-
dung vernachlässigt worden sind (vgl. Nr. 107). 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, die Mindest-
standards, die Checkliste und das Entscheidungsver-
fahren durch systematische Untersuchungen auf wei-
tere Schwachstellen überprüfen zu lassen. Insbeson-
dere hat er eine angemessene Dokumentation des 
Entscheidungsprozesses, die auch eine wesentliche 
Geschäftsgrundlage für den Privatisierungserfolg und 
die Überwachung der Vertragsvereinbarungen ist, in 
allen wesentlichen Phasen für notwendig erachtet. Er 
hat zudem eine verbesserte Unterrichtung und früh-
zeitige Beteiligung des Vorstandes am Entschei-
dungsverfahren empfohlen, damit dieser den Privati-
sierungsprozeß noch rechtzeitig steuern und die zur 
Verkaufsentscheidung vorgelegten Verhandlungser-
gebnisse hinreichend beurteilen kann. Außerdem hat 
er eine nachhaltigere Überwachung des Privatisie-
rungsverfahrens daraufhin für erforderlich gehalten, 
inwieweit die Vorgaben beachtet werden. 

71.3 

Die Treuhandanstalt hat entgegnet, den Mindeststan-
dards und der daraus abgeleiteten Privatisierungs-
checkliste komme zwar für die ordnungsgemäße 
Durchführung von Privatisierungsverfahren eine 
grundlegende Rolle zu; sie seien jedoch Bestandteil 
eines umfangreichen ergänzenden und praxisorien-
tierten internen Kontrollsystems der Treuhandanstalt. 
Sie seien deshalb bewußt in knapper und abstrakter 
Form auf ein unverzichtbares Minimum abgestellt 
worden. Die Treuhandanstalt hat auch geltend 
gemacht, daß das interne Kontrollsystem menschli-
ches Versagen und „doloses Handeln" nicht vollstän-
dig verhindern könne. Sie bemühe sich, das System 
laufend auszubauen und zu verbessern. Die Einhal-
tung des Kontrollsystems werde u. a. durch die kauf-
männischen Direktorate (Vier-Augen-Prinzip), die 
mit Querschnittsaufgaben betrauten Direktorate und 
die interne Revision überwacht. 

Der Vorstand habe aufgrund der sehr hohen Anzahl 
von Privatisierungsfällen davon Abstand genommen, 
im Vorverfahren der Verkaufsentscheidung mit allen 
Phasen des Privatisierungsverfahrens entscheidungs-
mäßig befaßt zu sein; es sei ihm vielmehr auf eine 
laufende Abstimmung mit der zuständigen Entschei-
dungsebene und auf eine nachvollziehbare Doku-
mentation der Privatisierungsvorgänge angekom-
men. Um eine zügige und ordnungsgemäße Privati-
sierung zu ermöglichen, sei der Ablauf organisato-
risch so gestaltet, daß die Verantwortung für das bis 
zur Privatisierung ablaufende Verfahren bei dem 
zuständigen Direktor Privatisierung und bei dem 
kaufmännischen Direktor liege. 

Die Dokumentation von Anfragen zu Privatisierungen 
habe die Treuhandanstalt für unpraktikabel und zur 
Sicherung der Ordnungsmäßigkeit der Abläufe für 
entbehrlich gehalten. Die Entscheidungsträger seien 
in alle Privatisierungsphasen einbezogen; sie würden 
regelmäßig über die neueste Entwicklung wichtiger 
Privatisierungsvorgänge, insbesondere über vorlie-
gende Anfragen und Angebote, unterrichtet. Vorent-
scheidungen im Privatisierungsverfahren würden 

somit ohne Kenntnis der zuständigen Entscheidungs-
träger nicht getroffen. Bei mindestens wöchentlichen 
Besprechungen der beteiligten Entscheidungsebenen 
werde auch über Gesprächsergebnisse mit vorhande-
nen Investoren und über neu hinzugekommene Kauf-
interessenten informiert. Anhand der dem Vorstand 
vorgelegten Checkliste seien die einzelnen Vorgänge 
und Begründungen für (Vor-)Entscheidungen nicht 
nachvollziehbar gewesen; dies sei dem Vorstand 
durch die Privatisierungsakte und durch eine der 
Privatisierungsvorlage beigefügte gesonderte Auf-
stellung über den Angebotsvergleich ermöglicht 
worden. 

Im übrigen sei die Treuhandanstalt stets bereit, Vor-
schläge zur Verbesserung und Absicherung eines 
ordnungsgemäßen Privatisierungsprozesses auf ihre 
Durchführbarkeit hin zu prüfen und ggf. umzusetzen. 
So habe sie bereits im September 1991 dem Bundes-
rechnungshof den Entwurf der Mindeststandards mit 
der Bitte um Stellungnahme übersandt; er habe dies 
jedoch damals abgelehnt. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat mitgeteilt, 
es teile die Ansicht der Treuhandanstalt, daß das 
vorhandene Regelwerk eine ausreichende Informa-
tion der Entscheidungsträger sicherstelle. 

71.4 

Die Ausführungen der Treuhandanstalt und des Bun-
desministeriums der Finanzen überzeugen nicht. Die 
Treuhandanstalt hatte dem Bundesrechnungshof im 
September 1991 einen Entwurf der Mindeststandards 
übermittelt, aus dem die organisatorische Gestaltung 
der Privatisierungsabläufe nicht zu ersehen war. 
Wesentliche Bestandteile der Mindeststandards wa-
ren nur schlagwortartig dargestellt und ließen keinen 
konkreten Bezug zum Ablauf und zu den Entschei-
dungsprozessen von Privatisierungsverfahren erken-
nen. Der Bundesrechnungshof hatte deshalb der 
Treuhandanstalt bereits im November 1991 mitgeteilt, 
daß er bei den bereits begonnenen Prüfungen auch 
die Dokumentation und Transparenz der Privatisie-
rungsgeschäfte untersuchen und Hinweise zur vorge-
legten Konzeption des internen Kontrollsystems 
geben werde. Er könne dieses Konzept allerdings erst 
sachgerecht beurteilen, wenn er auch eigene 
Erkenntnisse über die Verfahrensabläufe bei Privati-
sierungen und so eine Grundlage für die Beratung 
gewonnen habe. Dies ist auch nachhaltig fortlaufend 
geschehen. Im übrigen hat der Bundesrechnungshof 
schon damals auf die Notwendigkeit einer hinreichen-
den Dokumentation von Entscheidungen hingewie-
sen, weil erste Prüfungseindrücke insofern Lücken 
erkennen ließen. Der Vorwurf der Treuhandanstalt, 
der Bundesrechnungshof habe sie trotz der im Sep-
tember 1991 geäußerten Bitte bei der Gestaltung der 
Verfahrens-, Steuerungs- und Entscheidungsprozesse 
im Privatisierungsgeschäft nicht unterstützt, ist daher 
unberechtigt. Allerdings haben die zahlreichen, seit 
Ende des Jahres 1991 wiederholten Anregungen des 
Bundesrechnungshofes nicht zu einer Änderung des 
internen Kontrollsystems in den dargestellten Punk-
ten geführt. 
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Der Bundesrechnungshof verkennt weder die Arbeits-
belastung des Vorstandes noch die Notwendigkeit, 
Aufgaben an Arbeitsbereiche unterhalb des Vorstan-
des zu delegieren. Zumindest in denjenigen finanziell 
oder sonst bedeutenden Privatisierungsfällen, in 
denen letztlich der Vorstand selbst zu entscheiden 
hatte, wäre jedoch dessen rechtzeitige Einschaltung 
bei wichtigen Zwischenentscheidungen zu Beginn 
des Privatisierungsverfahrens notwendig gewesen. 
Dies gilt insbesondere für die Angebotsauswertung; 
zusammen mit den Arbeitsschritten der Erfassung von 
Anfragen und Angeboten hat diese Privatisierungs-
phase die Ausschöpfung des Investorenpotentials und 
den weiteren Verhandlungsspielraum der Treuhand-
anstalt maßgeblich beeinflußt. Wegen der nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes häufig 
unzulänglichen Dokumentation war das Entschei-
dungsverfahren der nachgeordneten Hierachieebe-
nen nicht transparent; wesentliche Voraussetzungen 
für das vom Vorstand gewählte Beteiligungsverfahren 
waren damit nicht erfüllt. Auch mit den von der 
Treuhandanstalt vorgebrachten Überwachungsmaß-
nahmen für die Einhaltung der Regelungen des inter-
nen Kontrollsystems sind die aufgezeigten Schwach-
stellen nicht behoben worden; die Maßnahmen sind 
auch teilweise nicht ausreichend. 

71.5 

Der Bundesrechnungshof erwartet, daß die Treuhand-
anstalt die organisatorischen und fachlichen Anre-
gungen sowie die Hinweise auf die erforderliche 
Dokumentation der wesentlichen Phasen von Privati-
sierungsverfahren auch für die selbst angestrebte 
Weiterentwicklung des internen Kontrollsystems 
nutzt. Die Anzahl der noch zu privatisierenden Unter-
nehmen hat sich erheblich verringert. Der verbliebene 
Bestand erfordert jedoch besondere Anstrengungen 
bei der Privatisierung. Der Vorstand der Treuhandan-
stalt bzw. der Vorstand der vom Jahre 1995 an 
zuständigen Nachfolgeorganisation sollten sich daher 
bereits in der Phase der Auswahl von Angeboten 
intensiv und nachvollziehbar in die Entscheidungs-
prozesse einschalten. Im übrigen ist eine gewissen-
hafte Dokumentation der Entscheidungsabläufe be-
deutsam für den Erfolg des nachfolgenden Vertrags-
managements, das bei Vertragsauslegungen auf die 
Dokumentation der Verhandlungsabläufe bei Privati-
sierungen und auf die übereinstimmend zugrunde 
gelegten Tatbestände (Geschäftsgrundlage) zurück-
greifen muß. 

72 Ökologische Altlastenverpflichtungen 
der Treuhandanstalt 

72.0 

Unternehmen der Treuhandanstalt bildeten in 
ihren Bilanzen zu hohe Rückstellungen für die 
Beseitigung ökologischer Altlasten. Daraus kön-
nen erhebliche finanzielle Belastungen für die 
Treuhandanstalt resultieren. In den Fällen, in  

denen die Treuhandanstalt, die neuen Bundeslän-
der und Berlin im Rahmen eines Verwaltungsab-
kommens die Finanzierung der ökologischen Alt-
lastenbeseitigung gemeinsam übernehmen, rei-
chen die bisher getroffenen Beschlüsse noch nicht 
aus, die Risiken für die Finanzplanung der öffent-
lichen Haushalte wirksam zu begrenzen. 

Die Treuhandanstalt sollte für eine umfassende 
Überprüfung der von den Unternehmen gebildeten 
Rückstellungen sorgen. Der Bund sollte sich umge-
hend um abgesicherte Entscheidungsgrundlagen 
für die Beseitigung ökologischer Altlasten bemü-
hen. 

72.1 Vorbemerkung 

In den Eröffnungsbilanzen der Treuhandunter-
nehmen (Stichtag: 1. Juli 1990) waren insgesamt 
rd. 45 Mrd. DM Rückstellungen für ökologische Alt-
lastenverpflichtungen ausgewiesen. Diese Altlasten-
risiken wirkten sich auf 

— die Bewertungen der Unternehmen, 

— die Ausgleichsforderungen der Unternehmen ge-
genüber der Treuhandanstalt, 

— Finanzhilfen bei der Sanierung von Unternehmen 
und 

— die Privatisierungsergebnisse (Kaufpreisnachläs-
se, Kostenbeteiligungen) der Treuhandanstalt aus. 

Darüber hinaus bilden die Rückstellungen für ökolo-
gische Altlastenverpflichtungen in den Eröffnungsbi-
lanzen der Unternehmen in der Regel die Grundlage 
für das Freistellungsverfahren nach dem Umweltrah-
mengesetz und die finanzielle Beteiligung der Treu-
handanstalt. 

Der Bundesrechnungshof hat mit Unterstützung eines 
externen Gutachters, auch durch Erhebungen bei 
ausgewählten Unternehmen der Treuhandanstalt, 
geprüft, ob die ökologischen Altlasten in den Bilanzen 
zutreffend erfaßt und bewertet worden sind und 
welche Maßnahmen die Treuhandanstalt zur Begren-
zung ihrer ökologischen Altlastenverpflichtungen 
ergriffen hat. Der Bundesrechnungshof hat sich außer-
dem mit bewilligten Freistellungen von ökologischen 
Altlasten nach dem Umweltrahmengesetz befaßt, bei 
denen entsprechend einem Verwaltungsabkommen 
der Bund (die Treuhandanstalt), die neuen Bundes-
länder und Berlin gemeinsam die Kosten für Maßnah-
men zur Beseitigung der Umweltschäden der alten 
Indus trie- und Gewerbeflächen in einem bestimmten 
Verhältnis tragen. 

72.2 Maßnahmen der Treuhandanstalt 

72.2.1 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
bestanden bei den Unternehmen der Treuhandanstalt 
erhebliche Unsicherheiten, wie bilanzielle Rückstel-
lungen für ökologische Altlasten zu bilden sind. Dies 
ist auf die erheblichen handelsrechtlichen Ermessens- 
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spielräume bei der Bilanzierung ökologischer Altla-
sten und das Fehlen eines bundeseinheitlichen 
Begriffs der ökologischen Altlasten zurückzuführen. 
Die Unternehmen erfaßten neben den Kosten für die 
Behandlung von Belastungen des Bodens und des 
Grundwassers teilweise auch sonstige Sanierungs-, 
Erneuerungs-, Erhaltungs- und Reparaturaufwen-
dungen. 

Die Treuhandanstalt hat die Definition der ökologi-
schen Altlasten wiederholt verändert und erst im März 
1992 abschließend festgelegt. Seitdem stuft sie diese 
als Belastungen des Bodens durch Schadstoffe aus 
industrieller oder gewerblicher Nutzung ein, von 
denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung ausgeht; ihren Unternehmen verdeutlichte 
sie allerdings nicht hinreichend ihre grundsätzliche 
Auffassung, inwieweit sich die Treuhandanstalt als 
Gesellschafter verpflichtet sieht, vor dem 1. Juli 1990 
wirtschaftlich verursachte Altlasten durch eigene 
(Bundes-)Mittel zu beheben. In finanziell bedeutsa-
men Fällen beurteilte die Treuhandanstalt mit einem 
prognostischen Schätzverfahren, das auf Bodenpro-
ben mit konkreten Bodenuntersuchungen verzichtet, 
die Altlasten bei ihren Unternehmen, die Wahrschein-
lichkeit einer Gefahrensituation und den finanziellen 
Rahmen erforderlicher Gefahrenabwehrmaßnahmen. 
Dieser ersten prognostischen Einschätzung „mögli-
cherweise berechtigter Altlastenkosten" sollten wei-
tergehende Untersuchungs- und Beurteilungsschritte 
folgen. 

Eine vom Bundesministerium der Finanzen (Bundes-
ministerium) Anfang des Jahres 1992 eingerichtete 
Arbeitsgruppe Bilanzüberprüfung, die die Treuhand-
anstalt auch bei der Beurteilung der Rückstellungen 
für ökologische Altlasten berät, führte den Begriff der 
„behebungspflichtigen Lasten" ein, der über den 
Altlastenbegriff der Treuhandanstalt hinausgeht und 
weitere Lasten gegenüber Dritten (z. B. Gebäudela-
sten, Rekultivierungen) berücksichtigt. Selbst bei die-
sem erweiterten Rahmen hielt die Arbeitsgruppe bei 
einer Vielzahl überprüfter Unternehmensbilanzen die 
gebildeten Rückstellungen für ökologische Altlasten 
nicht für gerechtfertigt oder für wesentlich über-
höht. 

Nach den Feststellungen des vom Bundesrechnungs-
hof beauftragten Gutachters waren die ausgewiese-
nen Rückstellungen für ökologische Altlasten nach 
handelsrechtlichen Grundsätzen bei keinem der in die 
Untersuchungen einbezogenen sechs Unternehmen 
in der jeweils veranschlagten Höhe anzuerkennen. Es 
fehlte teilweise eine inhaltliche Begründung zur Bil-
dung der Rückstellungen; eine rechtliche Verpflich-
tung zur Beseitigung der Altlasten bestand nicht und 
die Altlasten waren auch nicht in jedem Fall vor dem 
1. Juli 1990 wirtschaftlich verursacht; die Rückstellun-
gen wurden teilweise auch deutlich zu hoch ange-
setzt. Die Arbeitsgruppe Bilanzüberprüfung, die zu 
den Erkenntnissen des vom Bundesrechnungshof 
beauftragten Gutachters Stellung genommen hat, 
hielt insgesamt gesehen — unbeschadet unterschied-
licher Bewertungen der Rückstellungsbildung im ein-
zelnen — die Ansätze der Unternehmen ebenfalls für 
wesentlich überhöht. 

72.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Treuhandanstalt 
darauf hingewiesen, daß die großzügige Bilanzierung 
ökologischer Altlasten zu überhöhten Ausgleichsfor-
derungen der Unternehmen gegenüber der Treu-
handanstalt führen kann, die die Treuhandanstalt mit 
einem ungerechtfertigten Kapitaldienst belasten. Er 
hat auch auf die Auswirkungen überhöhter Rückstel-
lungen auf die Privatisierungsverhandlungen von 
Unternehmen (z. B. Kostenbeteiligung der Treuhand-
anstalt, Minderung von Kaufpreisen) und auf die 
Finanzierungsübernahmen durch die Treuhandan-
stalt im Rahmen der Sanierung von Unternehmen 
aufmerksam gemacht. Über die altlastenspezifischen 
Probleme bei Privatisierungen von Unternehmen, bei 
denen eine hinreichende Beurteilung ökologischer 
Altlasten sowie deren eindeutige Abgrenzung und 
klare Vertragsformulierungen häufig fehlten, hat der 
Bundesrechnungshof bereits in den Bemerkungen 
1993 (Drucksache 12/5650) berichtet und vor allem 
umfassende Mitwirkungsrechte der Treuhandanstalt 
bei der Behandlung der Altlasten im Rahmen des 
Vertragsmanagements für notwendig erachtet. Er ist 
insgesamt gesehen zur Auffassung gelangt, daß sich 
die Treuhandanstalt zwar in zunehmendem Maße um 
eine Begrenzung ihrer Altlastenverpflichtungen be-
müht und auch Erfolge erzielt hat. Dennoch hat sie 
die finanziellen Belastungen der öffentlichen Hand 
wegen erforderlicher Umweltmaßnahmen insgesamt 
zu wenig bedacht. 

Der Bundesrechnungshof hat es für erforderlich 
gehalten, die Umweltbeeinträchtigungen, für deren 
Beseitigung eine Finanzierung durch die öffentliche 
Hand in Betracht kommt, eindeutig zu bestimmen und 
von sonstigem Erneuerungs- und Erhaltungsbedarf 
klar abzugrenzen. In den Fällen, in denen von einer 
Dekontaminationspflicht auszugehen ist, sollten die 
Sanierungsziele und die unter Kostenaspekten ange-
messenen Sanierungstechniken — soweit wie mög-
lich — festgelegt werden. Die Rückstellungsbildung 
für ökologische Altlasten durch die Unternehmen 
kann für eine Beteiligung der öffentlichen H and an 
den Kosten für Sanierungsmaßnahmen allein nicht 
maßgeblich sein. Die im öffentlichen Interesse zu 
behebende Umweltgefährdung und die Angemessen-
heit der Beseitigungsmaßnahmen sollten vielmehr 
durch konkrete Untersuchungen festgestellt werden, 
damit die Belastung der öffentlichen Haushalte 
begrenzt wird. Dies wird auch eine wesentliche Vor-
aussetzung für die Beteiligung der Bundesländer an 
den Kosten für die Beseitigung ökologischer Altlasten 
nach dem Verwaltungsabkommen zwischen dem 
Bund, den neuen Bundesländern und Berlin sein. 

Der Bundesrechnungshof hat der Treuhandanstalt 
empfohlen, 

— die von den Unternehmen bilanzierten Rückstel-
lungen für ökologische Altlasten kritisch zu über-
prüfen und berichtigen zu lassen sowie die Auswir-
kungen auf die Ausgleichsforderungen oder -ver-
bindlichkeiten der Unternehmen gegenüber der 
Treuhandanstalt zu beachten, 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/8490  

75.3 

Der Bundesrechnungshof hat diesen Sachverhalt im 
Rahmen seines gesetzlichen Auftrages, die Bundesre-
gierung bei ihren Entscheidungen zu unterstützen, 
dem Bundesministerium dargelegt und mit Blick auf 
den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleichbe-
handlung und auf die Zielgerichtetheit gesetzlicher 
Maßnahmen angeregt zu überprüfen, ob und inwie-
weit Änderungen der gesetzlichen Regelung erforder-
lich sind. 

75.4 

Das Bundesministerium hat einen Handlungsbedarf 
für gesetzgeberische Initiativen verneint. Der Bundes-
rechnungshof verkenne die eigentliche Bedeutung 
der knappschaftlichen Rentenversicherung als Soli-
dargemeinschaft der am Bergbau beteiligten Arbeit-
nehmer. Die Verhältnisse in Ost und West lägen 
grundsätzlich ähnlich. Die für die Deutsche Demokra-
tische Republik spezifischen Auswüchse bei der 
Bestimmung des bergbaulich versicherten Personen-
kreises seien inzwischen verschwunden. Soweit in 
den Bereichen, die in der Deutschen Demokratischen 
Republik über das Bundesrecht hinausgehend versi-
chert gewesen seien, die Versicherung aufgrund von 
Besitzschutzvorschriften des Einigungsvertrages fort-
geführt werde, entspreche dies dem Sinn des Vertra-
ges, Besonderheiten der Entwicklung in der Deut-
schen Demokratischen Republik Rechnung zu tragen. 
Im übrigen seien auch nach Reichs- und Bundesrecht 
ähnliche Besitzschutzregelungen ge troffen worden. 

75.5 

Der Bundesrechnungshof ist auch unter Berücksichti-
gung der Argumente des Bundesministeriums nicht 
davon überzeugt, daß der dargestellte Sachverhalt 
unter dem Blickwinkel des Verfassungsgebots der 
Gleichbehandlung und des Maßstabes der Zielgerich-
tetheit der gesetzlichen Regelungen unbedenklich 
ist. 

Im Gegensatz zur Auffassung des Bundesministe-
riums ist nicht die Ausgestaltung als Solidargemein-
schaft maßgebend, sondern der Schutzzweck der 
Versicherung. Unter diesem Gesichtspunkt ist es nicht 
zu rechtfertigen, daß ein hoher Anteil der Versicher-
ten bei der zukünftigen Rentenleistung erheblich 
begünstigt ist, obwohl die Art ihrer beruflichen Tätig-
keit sowohl im Vergleich mit anderen Beschäftigten 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
als auch mit knappschaftlich Versicherten in den alten 
Bundesländern dies sachlich nicht begründen kann. 
Beispielsweise ist kein Grund erkennbar, weshalb ein 
Mitarbeiter in der Verwaltung eines Betriebes des 
Konsumgüterbereichs eine um ein Drittel höhere 
Rente erhalten kann als ein Beschäftigter bei ver-
gleichbarer Tätigkeit in einem nicht von der bergbau-
lichen Versicherung erfaßten Betrieb. 

Das Bundesministerium läßt den finanziell bedeu-
tendsten Teil des Problems außer acht, wenn es darauf 

hinweist, daß eindeutig bergbaufremde Beschäfti-
gungsverhältnisse nach dem gegenwärtigen Recht — 
abgesehen von Besitzschutzfällen — nicht mehr mög-
lich sind. Vielmehr betreffen die Auswirkungen, auf 
die der Bundesrechnungshof hingewiesen hat, insbe-
sondere die Anerkennung der in der Deutschen 
Demokratischen Republik erworbenen, sachlich 
bergbaufremden Zeiten und die darauf beruhende 
Besserstellung der Bezieher von Sozialleistungen aus 
diesen Bereichen. 

Im übrigen trägt der Hinweis auf vergleichbare Be-
sitzschutzregelungen des Reichs- und Bundesrechts 
nicht, da die Bergbauversicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik in besonderem Maße über 
den eigentlichen Schutzzweck einer derartigen Versi-
cherung hinausging. 

Der Bundesrechnungshof ist sich dessen bewußt, daß 
es hier insbesondere auch um politische Entscheidun-
gen des Gesetzgebers geht. Der Bundesrechnungshof 
hat es aber im Sinne der Unterstützung für die 
gesetzgeberische Arbeit als geboten angesehen, die-
sen Sachverhalt dem Bundesministerium vorzulegen 
und in diese Bemerkungen aufzunehmen, zumal der 
Bundesrechnungshof von seiten des Parlamentes 
ständig gebeten worden ist, auch Hinweise zu gesetz-
geberischen Maßnahmen zu geben (vgl. z. B. Druck-
sache 12/7951 S. 2 i. V. m. Plenarprotokoll 12/237 
S. 20889). Dabei hat der Bundesrechnungshof auch 
berücksichtigt, daß die gegenwärtige Rechtsanwen-
dung zu Problemen hinsichtlich der Abgrenzung des 
begünstigten Personenkreises geführt hat und ohne-
hin zu bedenken ist, ob nicht eine gesetzliche Klar-
stellung zweckmäßig wäre. 

Der Bundesrechnungshof wird das Bundesministe-
rium zu diesen Fragen aufgrund der noch laufenden 
Prüfungen weiter beraten. 

76 Ausgaben für die Instandhaltung des 
Elbtunnels im Zuge der Bundesautobahn A 7 
(Kapitel 12 10) 

76.1 

Die Ausgaben des Bundes für die Instandhaltung 
(Erneuerung und Sanierung) des Elbtunnels be tragen 
in den Jahren von 1986 bis einschließlich 1994 rd. 103 
Mio. DM. Seit dem Jahre 1992 haben sie sich wesent-
lich erhöht auf durchschnittlich 22 Mio. DM je Jahr. 
Damit liegen sie, bezogen auf 1 km Tunnelröhre mit 2 
Fahrstreifen, um mehr als das 10fache über den 
Ausgaben für die Instandhaltung anderer Straßentun-
nelbauwerke. 

Der Bundesrechnungshof stellte bei der Suche nach 
den Gründen für die hohen Ausgaben fest, daß die im 
Auftrag des Bundes tätige Straßenbauverwaltung bei 
der Planung des Bauwerks vor über 20 Jahren gültige 
Baunormen und allgemein anerkannte Regeln der 
Technik nicht ausreichend beachtet hatte. Zudem 
unterschätzte sie aufgrund des damaligen Kenntnis-
standes die Wirkungen der Autoabgase und des von 
Fahrzeugen mitgeschleppten Wassers, die zu erhebli-
chen Bauwerksschäden am Tunnel führten. 
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Der Bundesrechnungshof ermittelte als weitere Ursa-
che für die hohen Instandhaltungsausgaben eine 
mangelhafte Bauausführung aufgrund unzureichen-
der Bauüberwachung durch die Verwaltung. Durch 
eine sachgerechte Planung und eine fachgerechte 
Bauausführung hätte die Verwaltung mehrere 10 Mio. 
DM bei der Instandhaltung sparen können. 

76.2 

Der Bundesrechnungshof hat diese Feststellungen 
zum Anlaß genommen, das Bundesministerium für 
Verkehr (Bundesministerium) aufzufordern, die Er-
fahrungen aus den Bauwerksschäden und der 
Instandhaltung des Elbtunnels in die Planung und 
Instandhaltung künftiger Tunnelbauwerke einfließen 
zu lassen, um deren Instandhaltungsausgaben nach-
haltig zu senken. Dazu sollte das Bundesministerium 
auf eine entsprechende Ergänzung der mit der Pla-
nung und Ausführung von Straßentunneln befaßten 
Regelwerke hinwirken. Des weiteren hat der Bundes-
rechnungshof angeregt, im Hinblick auf die am Bei-
spiel des Elbtunnels aufgezeigten hohen Ausgaben 
für die Instandhaltung strenge Maßstäbe für die 
Genehmigung weiterer Straßentunnel anzulegen. 

76.3 

Das Bundesministerium und die Straßenbauverwal-
tung teilen die Auffassung des Bundesrechnungsho-
fes zu den Ursachen der Schäden. Das Bundesmini-
sterium beobachtet in diesem Zusammenhang mit 
Sorge eine erhebliche Schwächung der örtlichen 
Bauüberwachung als Folge der reduzierten Haus-
haltsansätze und des Personalmangels bei den Bun-
desländern; dies habe negative Auswirkungen auf das 
Qualitätsniveau der Bauwerke. Im übrigen habe das 
Bundesministerium aus den vorliegenden Erfahrun-
gen bereits Konsequenzen gezogen, die mit den 
Bundesländern erörtert würden. Die Anregung des 
Bundesrechnungshofes, bei der Genehmigung weite-
rer Straßentunnel s trenge Maßstäbe anzulegen, 
haben sowohl Bundesministerium als auch Straßen-
bauverwaltung ausdrücklich begrüßt. 

76.4 

Der Bundesrechnungshof teilt die Sorge des Bundes-
ministeriums hinsichtlich der Schwächung der örtli-
chen Bauüberwachung und wird diesem Problem bei 
seinen Prüfungen nachgehen. 

77 Erstattungen für erhöhten Personalaufwand 
im Bereich der Deutschen Reichsbahn 

77.1 

Nach dem Gesetz über die Gründung einer Deutsche 
Bahn AG erstattet das Bundeseisenbahnvermögen 
der Deutsche Bahn AG längstens für neun Jahre die 
Kosten, die ihr infolge des erhöhten Personalbedarfs 

im Bereich der Deutschen Reichsbahn entstehen, 
soweit der erhöhte Personalbedarf auf den technisch

-

betrieblichen Rückstand der Deutschen Reichsbahn 
im Vergleich zum technisch betrieblichen Stand der 
Deutschen Bundesbahn zurückzuführen ist. Einzel-
heiten zur Durchführung werden in einer Vereinba-
rung zwischen dem Bundeseisenbahnvermögen und 
der Deutsche Bahn AG geregelt, die der Zustimmung 
des Bundesministeriums für Verkehr (Bundesministe-
rium) und des Bundesministeriums der Finanzen 
bedarf. Die erforderlichen Finanzmittel werden dem 
Bundeseisenbahnvermögen aus dem Bundeshaushalt 
bereitgestellt. 

In der Gesetzesbegründung wurde darauf hingewie-
sen, daß nach Untersuchungsergebnissen der Regie-
rungskommission Bahn die Deutsche Reichsbahn 
nach dem Stand von 1992 ihre Leistungen mit rd. 
70 000 Mitarbeitern erbringen könnte, wenn ihr tech-
nischer Standard dem der Deutschen Bundesbahn 
entsprechen würde. 

77.2 

Das Bundesministerium und der Vorstand der Deut-
schen Bahnen gingen zunächst davon aus, daß der 
Personalbestand der Deutschen Reichsbahn, soweit er 
über 70 000 Mitarbeiter hinausging, als erhöhter Per-
sonalbedarf aufgrund technisch-betrieblichen Rück-
stands anzusehen sei, für den der Bund die Personal-
kosten zu erstatten habe. Dementsprechend veran-
schlagte das Bundesministerium in seinen Haushalts-
voranschlägen 1994 Erstattungsleistungen in Höhe 
von rd. 5,5 Mrd. DM, was einem erhöhten Personal-
bedarf von rd. 87 000 Mitarbeitern entsprach. 

Im Rahmen der Haushaltsverhandlungen legte der 
Bundesrechnungshof dar, daß schon nach Ermittlun-
gen der Deutschen Reichsbahn von den 87 000 Mitar-
beitern mindestens 20 000 Mitarbeiter als Personal-
mehrbestand nicht zur Erbringung der Verkehrslei-
stungen benötigt würden. Dieser Personalmehrbe-
stand könne nicht als erhöhter Personalbedarf ange-
sehen werden. Aufgrund dieses Hinweises konnte der 
Haushaltsansatz 1994 um rd. 1,3 Mrd. DM auf rd. 4,2 
Mrd. DM reduziert werden; im gesamten Erstattungs-
zeitraum bis zum Jahre 2002 konnten die vorgesehe-
nen Erstattungsleistungen des Bundes um insgesamt 
rd. 11 Mrd. DM zurückgenommen werden. Bis Ende 
des Jahres 1993 reduzierte die Deutsche Reichsbahn 
den festgestellten Personalmehrbestand durch eine 
befristete außertarifliche Abfindungsregelung um 
mehr als 25 000 Mitarbeiter. 

Zur Ermittlung der Höhe des vom Bund zu finanzie-
renden erhöhten Personalbedarfs beauftragte das 
Bundesministerium eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft mit der Erstellung eines Gutachtens. Grundlage 
für die Ermittlung des Produktivitätsrückstands im 
Personalbereich der Deutschen Reichsbahn sollte ein 
Vergleich der im Jahre 1994 geplanten Verkehrslei-
stungen (Personen- und Tonnenkilometer) der Deut-
schen Bahnen sein. 
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77.3 

Der Bundesrechnungshof hat die Entstehung des 
Gutachtens beratend begleitet. Er hat darauf hinge-
wiesen, daß 

— ein Teil des Personalaufwands durch Eigenleistun-
gen der Deutschen Reichsbahn bei Investitions-
maßnahmen entsteht und bereits in der Investi-
tionsfinanzierung berücksichtigt ist; 

— ein weiterer Teil des Personalaufwands bereits 
durch Erträge aus Leistungen der Deutschen 
Reichsbahn für Dritte finanziert wird; 

— der erhöhte Personalbedarf in erheblichem Um-
fang nicht durch technisch-betrieblichen Rück-
stand, sondern durch unterlassene organisatori-
sche und personalwirtschaftliche Verbesserungen 
bedingt ist; 

— der Personalaufwand zu einem erheblichen Teil 
auf Personalüberhänge wegen fehlender Anpas-
sung des Personalbestands wie auch des Personal-
bedarfs an die seit dem Jahre 1990 um rd. 60 v. H. 
gesunkenen Verkehrsleistungen zurückzuführen 
ist. 

77.4 

Der Gutachter hat die Hinweise des Bundesrech-
nungshofes teilweise berücksichtigt. Nach Korrektu-
ren des Personalbedarfs um Mitarbeiter, die Leistun-
gen für Dritte oder aktivierungspflichtige Eigenlei-
stungen erbringen, gelangte er zu dem Ergebnis, daß 
der erhöhte Personalbedarf aufgrund technisch-
betrieblichen Rückstands im Jahre 1994 rd. 68 000 
Mitarbeiter beträgt, was einem Personalaufwand von 
— unverändert — rd. 4,2 Mrd. DM entspricht. 

Daß der Personalmehrbedarf trotz der vom Bundes-
rechnungshof veranlaßten Korrekturen nahezu un-
verändert blieb, ergibt sich daraus, daß nach der 
gewählten Methode des Leistungsvergleichs die 
Deutsche Reichsbahn ihre inzwischen gesunkenen 
Verkehrsleistungen mit deutlich weniger Mitarbei-
tern erbringen könnte, als noch von der Regierungs-
kommission Bahn angenommen worden war. Dem-
entsprechend hätte sich der Personalbedarf aufgrund 
technisch-betrieblichen Rückstands trotz zwischen-
zeitlichen Personalabbaues weiter erhöht. Der Gut-
achter erklärte die weiter gesunkene Personalproduk-
tivität der Deutschen Reichsbahn mit den Besonder-
heiten des Verkehrsbetriebes, die eine kurzfristige 
Anpassung des Personalbedarfs an Änderungen der 
Verkehrsleistungen nur in sehr eingeschränktem 
Maße erlaubten. Eine Verbesserung der Personalpro-
duktivität könne daher nur mit zeitlicher Verzögerung 
in Abhängigkeit von Rationalisierungsinvestitionen 
eintreten. Zum Begriff des technisch-betrieblichen 
Rückstands führte der Gutachter aus, daß dieser auch 
technologisch bedingte Fehlstrukturen in betriebli-
chen Abläufen umfasse, nicht jedoch Fehlstrukturen 
im organisatorischen Aufbau. Die Untersuchung orga-
nisatorischer Verbesserungsmöglichkeiten und deren 
Auswirkungen auf den Personalbedarf war allerdings 
nicht Gegenstand des Gutachtenauftrages. 

77.5 

Der Bundesrechnungshof hat geltend gemacht, daß 
der über Leistungsgrößen ermittelte erhöhte Personal-
bedarf von 68 000 Mitarbeitern nicht allein auf dem 
technisch-betrieblichen Rückstand beruht, sondern — 
am  Personalbestand orientiert — auch auf noch nicht 
genutzte Verbesserungsmöglichkeiten im organisato-
rischen Bereich sowie auf die noch ausstehende 
Anpassung des Personalbedarfs an die gesunkenen 
Verkehrsleistungen zurückzuführen ist, wobei sich 
die Auswirkungen dieser verschiedenen Faktoren mit 
vertretbarem Aufwand zahlenmäßig nicht genau 
bestimmen lassen. Er hat deshalb angeregt, als 
Grundlage für die Erstattungsleistungen des Bundes 
in den Jahren 1994 bis 2002 feste Personalzahlen zu 
vereinbaren und dabei ggf. die Auswirkungen der 
gesunkenen Verkehrsleistungen durch einen Ab-
schlag auf den vom Gutachter ermittelten erhöhten 
Personalbedarf zu berücksichtigen. Dieses Verfahren 
hätte für die Finanzplanung des Bundes und die 
Unternehmensplanung der Deutsche Bahn AG den 
Vorteil weitgehender Planbarkeit und Berechenbar-
keit. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner angeregt, die 
abzuschließende Durchführungsvereinbarung so aus-
zugestalten, daß bei der Deutsche Bahn AG ein Anreiz 
zu einem schnelleren Personalabbau entsteht. 

77.6 

Die beteiligten Bundesministerien sind den Empfeh-
lungen im Ergebnis weitgehend gefolgt. Der vorlie-
gende Vereinbarungsentwurf über die Erstattung von 
Personalkosten sieht ausgehend von einem erhöhten 
Personalbedarf von 68 000 Mitarbeitern im Jahre 1994 
einen linearen Abbau des vom Bund zu finanzieren-
den Personalbedarfs bis zum Jahre 2002 vor. Die als 
Grundlage der Kostenerstattung vereinbarten Perso-
nalzahlen erlauben nach heutigem Preisstand eine 
weitere Rückführung der Bundesleistungen im Erstat-
tungszeitraum um knapp 5 Mrd. DM. 

78 Verwertung von Immobilien 

78.1 

Die Deutsche Bundesbahn erlöste in den vergange-
nen Jahren rd. 500 Mio. DM jährlich durch die 
Veräußerung von Immobilien. Nach dem Gesetz zur 
Neuordnung des Eisenbahnwesens werden die bahn-
notwendigen Liegenschaften vom Bundeseisenbahn-
vermögen auf die Deutsche Bahn AG übertragen. Zur 
verfahrensmäßigen Umsetzung der gesetzlichen Vor-
gabe ist eine sogenannte Paketlösung vorgesehen. 
Danach sollen leicht verwertbare Liegenschaften mit 
einem noch festzulegenden Wert beim Bundeseisen-
bahnvermögen verbleiben; alle übrigen Liegenschaf-
ten sollen auf die Deutsche Bahn AG übergehen. Der 
Schwerpunkt der Verwertung nicht bahnnotwendiger 
Liegenschaften wird beim Bundeseisenbahnvermö-
gen liegen, das sich dabei auf eine noch zu gründende 
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Immobiliengesellschaft und auf private Dritte stützen 
will. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwertung von 
Immobilien bei der Deutschen Bundesbahn unter-
sucht und aufgrund der dabei festgestellten Mängel 
dem Bundeseisenbahnvermögen Maßnahmen für 
eine wirtschaftliche Verwertung der nicht bahnnot-
wendigen Liegenschaften empfohlen. 

78.2 

Der Bundesrechnungshof hat im wesentlichen folgen-
des festgestellt: 

— Die Handlungsfähigkeit der Immobilienwirtschaft 
litt unter der Verteilung immobilienwirtschaftli-
cher Aufgaben auf verschiedene Dienststellen der 
Deutschen Bundesbahn (Immobilienwirtschaft, 
Baudienst, Bahnmeistereien, Generalvertretun-
gen Güterverkehr). 

— Die Verwertung von Immobilien setzt eine förmli-
che Entscheidung über deren Entbehrlichkeit auf 
der Grundlage einer Entbehrlichkeitsprüfung vor-
aus. Die Entbehrlichkeitsprüfungen nahmen nur in 
Ausnahmefällen weniger als zwei Monate in 
Anspruch; in Einzelfällen stand erst nach mehreren 
Jahren fest, ob ein Grundstück entbehrlich war 
oder nicht. Die Dauer der Entbehrlichkeitsprüfun-
gen und die Ungewißheit über deren Ergebnis 
erschwerten die Verwertung. Da innerhalb der 
Deutschen Bundesbahn keine marktgerechten 
Kostensätze für die Inanspruchnahme von Immobi-
lien galten, neigten die Fachdienste dazu, Immo-
bilien zu bevorraten und deren Nutzung nicht auf 
das wirtschaftlich notwendige Maß zu beschrän-
ken. 

— Die Verwertung von Grundstücken erfordert eine 
zutreffende Ermittlung ihres Verkehrswertes. 
Große Arbeitsrückstände bei der Wertermittlung 
hatten zur Folge, daß die Verwertung verzögert 
oder sogar beeinträchtigt wurde. Häufig nahmen 
Kaufinteressenten wegen der langen Wartezeit 
Abstand vom Kauf. Bei einer Dienststelle waren 
mehr als 300 Wertermittlungen für Objekte mit 
einem erwarteten Verkehrswert von mehr als 
100 Mio. DM nicht bearbeitet; rd. 90 Anforderun-
gen für eine Wertermittlung lagen länger als ein 
Jahr zurück, rd. 50 länger als zwei Jahre. 

— Die Verwertung von Grundstücken setzt in vielen 
Fällen voraus, daß die Grundstücke von eisen-
bahntechnischen Einrichtungen freigemacht, Alt-
lasten beseitigt oder Bauten entfernt werden. Die 
damit verbundenen Unwägbarkeiten wälzte die 
Deutsche Bundesbahn in der Regel auf den Käufer 
ab, was die Veräußerung von Grundstücken 
erschwerte. 

— In der Vergangenheit fehlte ein umfassender 
Überblick über die verwertbaren Grundstücke; ein 
für die Zwecke der Immobilienverwertung nutzba-
res Informationssystem stand nicht zur Verfü-

gung. 

— Es fehlte ein Konzept für die Verwertung von 
Immobilien. 

78.3 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, 

— die für die Immobilienwirtschaft tätigen Mitarbei-
ter in einer Organisationseinheit zusammenzufas-
sen, 

— die Entbehrlichkeitsprüfungen zeitlich und orga-
nisatorisch zu straffen, 

— bei geeigneten Objekten verstärkt externe Gut-
achter für die Wertermittlung einzusetzen, 

— vor der Veräußerung vermehrt Aufwertungsmaß-
nahmen und Projektentwicklungen anhand ob-
jektbezogener Verwertungs- und Nutzungskon-
zepte durchzuführen, 

— mindestens für eine Übergangszeit — bis zum 
Aufbau eines eigenen Informationssystems — den 
Zugriff auf die Immobilieninformationen der Deut-
sche Bahn AG sicherzustellen, 

— vorrangig ein Konzept zur Verwertung von Immo-
bilien zu entwickeln, das die regionalen Marktge-
gebenheiten und Verwertungsmöglichkeiten be-
rücksichtigt und den jeweiligen Zustand der 
Grundstücke (z. B. die Altlasten) einbezieht; das 
Konzept sollte Kriterien enthalten, aus denen sich 
Prioritäten für die Aufwertung und Verwertung 
von Flächen sowie für die Aufgabenverteilung 
zwischen internen Kräften und den mit der Ver-
wertung beauftragten Dritten ableiten lassen. 

78.4 

Das Bundeseisenbahnvermögen hat mitgeteilt, daß 
eine konkrete und endgültige Aufteilung der Liegen-
schaften im Rahmen der Paketlösung noch beraten 
werde. 

Beim Aufbau des Bundeseisenbahnvermögens sei die 
Verteilung der für die Immobilienwirtschaft tätigen 
Mitarbeiter auf verschiedene Organisationseinheiten 
vermieden worden. Aufgabe und Ziel dieser Organi-
sation sei ein aktives und marktwirtschaftlich orien-
tiertes Immobilienmanagement. Zu diesem Zweck 
solle eine Immobilienverwertungsgesellschaft ge-
gründet werden. 

Die Deutsche Bahn AG werde die zur Verwertung 
durch das Bundeseisenbahnvermögen bestimmten 
Immobilien mit abgeschlossener Entbehrlichkeitsprü-
fung an das Bundeseisenbahnvermögen übergeben. 

Dem Bundeseisenbahnvermögen stünden noch keine 
vollständigen Unterlagen über den Immobilienbe-
stand zur Verfügung. Im Rahmen der Paketlösung 
würden dem Bundeseisenbahnvermögen jedoch alle 
Unterlagen über die zur Verwertung überlassenen 
Immobilien übergeben. 

Ein Verwertungskonzept könne erst dann erstellt 
werden, wenn der Umfang der zu verwertenden 
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Immobilienmasse feststehe und die Aufgaben der 
Immobilienverwertungsgesellschaft definiert seien. 
Sobald diese Voraussetzungen erfüllt seien, werde 
das Bundeseisenbahnvermögen ein Konzept für die 
Verwertung der Immobilien erarbeiten. 

78.5 

Die wirtschaftliche Verwertung nicht bahnnotwendi-
ger Immobilien hat entscheidenden Einfluß auf die 
Höhe der aus dem Finanzbedarf des Bundeseisen-
bahnvermögens resultierenden Belastung des Bun-
deshaushaltes. Der Bundesrechnungshof mißt daher 
der Verwertung der Immobilien besondere Bedeu-
tung zu. Er hält es für vordringlich, Klarheit über den 
Immobilienbestand zu gewinnen und ein Verwer-
tungskonzept zu entwickeln. Er wird die Angelegen-
heit weiter beobachten. 

79 Aussagefähigkeit des innerbetrieblichen 
Rechnungswesens der Deutsche Bahn AG 

Der Bundesrechnungshof hat das innerbetriebliche 
Rechnungswesen der Deutschen Bundesbahn vor 
Übergang auf die Deutsche Bahn AG geprüft; auf-
grund der Prüfungsergebnisse untersuchte er, inwie-
weit das Rechnungswesen dem Bund als Eigentümer 
der Deutsche Bahn AG verläßliche Aussagen über die 
Höhe seiner finanziellen Verpflichtungen und die 
Verwendung seiner Leistungen an die Deutsche Bahn 
AG liefern kann. Diese beruhen auf seiner Finanzver-
antwortung für das Schienennetz, auf der Übernahme 
von Altlasten im Bereich der Deutschen Reichsbahn 
und auf der Entscheidung des Gesetzgebers, im Rah-
men der Neuordnung des Eisenbahnwesens den Bun-
desländern zum 1. Januar 1996 die Aufgaben- und 
Finanzverantwortung für den Schienenpersonennah-
verkehr der Eisenbahnen des Bundes zu übertragen. 
Für Investitionen gewährt der Bund an die Deutsche 
Bahn AG jährliche Zuwendungen in Höhe von mehr 
als 10 Mrd. DM; für erhöhten Personalbedarf und 
erhöhten Materialaufwand im Bereich der Deutschen 
Reichsbahn gewährt der Bund für einen Zeitraum von 
neun Jahren Beiträge, die im Jahre 1994 eine Größen-
ordnung von knapp 7 Mrd. DM erreichen und in den 
Folgejahren zurückgeführt werden. Für den öffentli-
chen Personennahverkehr leistet der Bund in den 
Jahren 1994 und 1995 Ausgleichszahlungen in Höhe 
von 7,4 Mrd. DM bzw. 7,7 Mrd. DM, die ab dem Jahre 
1996 durch grundgesetzlich gesicherte, zweckgebun-
dene und dynamisierte Zuweisungen an die Bundes-
länder aus dem Mineralölsteueraufkommen des Bun-
des ersetzt werden (1996: 8,7 Mrd. DM; 1997: 12 Mrd. 
DM); die Höhe der ab dem Jahre 1998 den Bundes-
ländern zustehenden Be träge soll im Jahre 1997 
anhand der Verkehrsleistungen im Schienenperso-
nennahverkehr überprüft werden. 

Bereits im Oktober 1974 erteilte der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn den Auftrag, ein innerbe-
triebliches Rechnungswesen zu schaffen, das aktuelle 
Aussagen über die Wirtschaftlichkeit einzelner 
Kostenstellen und Verkehrsarten und ihre Erhal-
tungs- und Förderungswürdigkeit liefern sollte. Die 

bestehende, für zeitnahe und differenzierte Aussagen 
ungeeignete Gesamtkostenrechnung sollte bis Ende 
des Jahres 1984 um folgende Steuerungsinstrumente 
ergänzt werden: 

— eine Kostenstellenrechnung; sie beantwortet die 
Frage, wo die Kosten — nach Kostenarten geglie-
dert — entstanden sind; 

— eine Kostenträgerrechnung; sie soll diejenigen 
Kosten zuordnen, die für verkaufsfähige Leistun-
gen entstanden sind; 

— eine Erfolgs- bzw. Deckungsbeitragsrechnung; sie 
weist —vor allem für kurzfristige Kontrollen — aus, 
inwieweit die einzelnen Produktarten zum Ge-
samtgewinn oder Verlust beigetragen haben, und 

— eine Plankostenrechnung mit Soll-Ist-Vergleichen 
als Grundlage für Abweichungsanalysen und 
Gegensteuerungsmaßnahmen. 

Knapp 110 Mio. DM wurden aufgewendet; dennoch 
wurde das Ziel, ein aussagekräftiges Planungs-, 
Steuerungs- und Kontrollinstrument zu entwickeln, 
nicht erreicht. Erst im Jahre 1990 gelang es, die 
Kostenstellenrechnung zu stabilisieren und flächen-
deckend den Ist-Kostenanfall im Unternehmen darzu-
stellen. 

Die Kostenrechnungsdaten fanden jedoch bei den 
Anwendern kaum Akzeptanz, da diese die Verläßlich-
keit der Daten bezweifelten und mit den Nutzungs-
möglichkeiten nicht vertraut waren. 

Die Deutsche Bundesbahn konnte dem Bundesrech-
nungshof nicht eine einzige Investition oder personal-
wirtschaftliche Entscheidung nennen, die auf der 
Informationsgrundlage der Kostenstellenrechnung 
getroffen worden war. 

Nicht eingeführt werden konnten die Deckungsbei-
tragsrechnung und die Plankostenrechnung. Die Lei-
stungsdaten, die den örtlichen Kosten gegenüberge-
stellt erst eine fundierte Aussage über die Wirtschaft-
lichkeit einer Dienststelle bringen, werden von vielen 
Unternehmensbereichen bis heute nicht geliefert. 

Ende des Jahres 1992 wurde mit der Einführung eines 
neuen Rechnungswesens im Industriestandard unter 
Berücksichtigung der bahnspezifischen Gegebenhei-
ten begonnen, das auch das externe Rechnungswesen 
und den Neuaufbau der Finanzwirtschaft der Deut-
schen Reichsbahn einbezieht. Mit diesem „Con trol-
ling" genannten Projekt sollen die im innerbetriebli-
chen Rechungswesen noch vorhandenen Mängel 
überprüft und behoben werden. 

Durch Delegation von Aufgaben, Kompetenzen und 
Verantwortung sollen die Nutzungsdefizite abgebaut 
werden. 

Rund 300 Mio. DM sind für das Projekt vorgesehen; es 
hat folgende Zeitplanung: 

— Umstellung der vorhandenen Kostenstellen-Ist-
Rechnung auf die neue Organisation zum 1. Januar 
1994; Einführung der Auftragsabrechnung auch im 
technischen Bereich im Jahre 1994. 
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— Im Jahre 1995 flächendeckende Leistungserfas-
sung, Erlösrechnung und Deckungsbeitragsrech-
nung. 

— Einführung der Plankostenrechnung zum 1. Ja-
nuar 1996. 

Bis zum 1. Januar 1997 sollen das Gesamtsystem 
eingeführt und eine unternehmensweite Controlling-
organisation aufgebaut sein. 

Die Datenbasis über die wirtschaftliche Situation und 
die Perspektiven der einzelnen Unternehmensteile 
und -ebenen sowie für Abweichungs- und Ursachen-
analysen wird zu diesem Zeitpunkt noch sehr schmal 
sein. 

Der Bund soll aber bereits vom Jahre 1996 an Beträge 
aus seinem Steueraufkommen zur Verfügung stellen, 
deren Höhe im Jahre 1997 überprüft werden soll. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministe-
rium für Verkehr deshalb empfohlen, über die Vertre-
ter des Bundes im Aufsichtsrat der Deutsche Bahn AG 
darauf hinzuwirken, daß die Teile des innerbetriebli-
chen Rechnungswesens, die für die zutreffende Er-
mittlung des den Bundesländern künftig zustehenden 
Betrages besonders dringlich sind, schneller einge-
führt werden als bisher vorgesehen. Insbesondere die 
Deckungsbeitragsrechnung und die Plankostenrech-
nung sind von besonderer Bedeutung für die Begrün-
dung und für die Höhe der Leistungen des Bundes, 
weil sie die Entscheidungsträger zeitnah und detail-
liert über Kosten und Erträge des Schienenpersonen-
nahverkehrs informieren. Diese Teile liefern der 
Deutsche Bahn AG insgesamt die Informationen über 
Stärken und Schwächen der angebotenen Produkte 
auf den jeweiligen Märkten und die Entscheidungs-
grundlage darüber, ob und welche Leistungen selbst 
erstellt oder von Dritten bezogen werden sollen. Die 
Deutsche Bahn AG sollte den Anteilseignervertretern 
im Interesse möglichst zeitnaher Information in regel-
mäßigem Turnus über die Fortschritte der Arbeiten an 
ihrem innerbetrieblichen Rechnungswesen berich-
ten. 

Das Bundesministerium für Verkehr will der Anre-
gung des Bundesrechnungshofes folgen. 

80 Bestimmungen für die Planung, Entwicklung 
und Nutzung von DV-Vorhaben 
(Kapitel 14 04, 14 09, 14 17, 14 21) 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesmi-
nisterium) beabsichtigte im Jahre 1993, eine neue 
Verfahrensregelung „Bestimmungen für die Planung, 
Entwicklung und Nutzung von DV-Vorhaben" her-
auszugeben. Diese Bestimmungen sollten künftig für 
Phasenvorlauf, Definition, Entwicklung, Einführung 
und Nutzung von Vorhaben angewendet werden, bei 
denen die Technik der Datenverarbeitung den 
bestimmenden Anteil ausmacht. Der Geltungsbereich 
dieser Verfahrensregelung sollte insbesondere die 
Führungsinformationssysteme, Fachinformationssy-
steme und entsprechende DV-Einzelaufgaben umf as-
sen. Daneben sollten die „Bestimmungen für die 

Entwicklung, Beschaffung und Nutzung von Wehr-
material" ihre Gültigkeit behalten. 

Im Einzelplan 14 sind mehr als 400 Mio. DM für die 
DV-Vorhaben veranschlagt, die von den neuen 
Bestimmungen betroffen wären. 

Aufgrund eigener Erkenntnisse aus den Prüfun-
gen der Führungsinformationssysteme „EIFEL", 
„RUBIN", „HEROS" und den „Militärischen Fachin-
formationssystemen" sowie der Erkenntnisse der Vor-
prüfungsstelle des Bundesministeriums und in Anbe-
tracht der weitreichenden finanziellen Auswirkungen 
der Bestimmung hat der Bundesrechnungshof zu dem 
Entwurf Stellung genommen. 

— Unter dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung 
der Verfahren sei es zweckmäßig, die Bestimmun-
gen für DV-Vorhaben in die allgemeinen Bestim-
mungen für Wehrmaterial zu integ rieren. 

— Zur wirtschaftlichen Gestaltung der DV-Bedarfs-
deckung sollten die zur Zeit noch auf das Bundes-
amt für Wehrtechnik und Beschaffung und das 
Bundesamt für Wehrverwaltung verteilten Aufga-
ben zusammengefaßt werden. 

— Die unterschiedliche Behandlung von Führungsin-
formationssystemen einerseits und Fachinforma-
tionssystemen oder DV-Einzelaufgaben anderer-
seits bei Planung, Entwicklung und Beschaffung 
sollte weitgehend aufgegeben werden. 

— Die im Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf-
fung und im Bundesamt für Wehrverwaltung ange-
wandten unterschiedlichen Verfahren zur Bedarfs-
planung und Haushaltsanmeldung sollten verein-
heitlicht und die gleichen Verfahren, die für das 
übrige Wehrmaterial gelten, angewendet wer-
den. 

— Die Kosten sollten sowohl bei der Entwicklung von 
Wehrmaterial und Führungsinformationssystemen 
als auch bei Fachinformationssystemen und DV-
Einzelaufgaben nach den Vorgaben für Wehrma-
terial einheitlich erfaßt werden. 

— Die nach den IT-Richtlinien der Bundesregierung 
zu erstellenden Konzepte sollten stärker in die 
Stufen- und Phasenentscheidungen der allgemei-
nen Bestimmungen für Wehrmaterial eingebun-
den und die Erarbeitung von Konzepten und 
Stufen-/Phasendokumenten gleichen Inhaltes ver-
mieden werden. 

— Im Hinblick auf die Weisung, verstärkt handelsüb-
liche Produkte einzusetzen, ist wegen der damit 
verbundenen erheblichen finanziellen Bedeutung 
der Begriff „handelsüblich" präzise zu definie-
ren. 

Das Bundesministerium hat Maßnahmen eingeleitet, 
die den Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
weitgehend entsprechen, und sowohl die Überarbei-
tung der Neufassung der Bestimmungen für Planung, 
Entwicklung, Beschaffung, Einführung und Nutzung 
von Wehrmaterial und DV-Vorhaben wie auch die 
Zusammenlegung der Aufgaben des Bundesamtes für 
Wehrtechnik und Beschaffung und des Bundesamtes 
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für Wehrverwaltung bei der DV-Bedarfsdeckung 
angeordnet. 

81 Bereitstellung Technischer 
Dienstvorschriften als Teil der 
Versorgungsreife von Wehrmaterial 
(mehrere Kapitel) 

81.1 

Technische Dienstvorschriften (Vorschriften) enthal-
ten umfangreiche Beschreibungen für die Nutzung 
und Anleitungen für die Wartung und Instandsetzung 
von Wehrmaterial wie Waffen, Fahrzeuge, Ausrü-
stung. Wenn sie nicht rechtzeitig zur Auslieferung des 
Wehrmaterials zur Verfügung stehen, wird dessen 
Einsatzfähigkeit erheblich beeinträchtigt. Zudem 
kann sich der Aufwand für die Materialerhaltung 
erhöhen. 

Die Erstellung und Beschaffung der Vorschriften 
beanspruchen Haushaltsmittel in beträchtlicher 
Höhe. Beispielsweise kosteten die Vorschriften für 
den Kampfpanzer Leopard 2 rd. 40 Mio. DM und für 
den Flugabwehrkanonenpanzer 1 Gepard knapp 70 
Mio. DM. Der Ersatzteilkatalog (Teil 5 der Vorschrif-
ten) für die militärischen Lkw 5 t bis 15 t kostete rd. 
6 Mio. DM. 

Für das Verfahren ist im wesentlichen das Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung (Bundesamt) 
zuständig. Auf der Grundlage der Forderungen des 
militärischen Bedarfsträgers hat es entsprechende 
Verträge mit der Industrie abzuschließen, deren Lei-
stungsbeschreibungen zuvor hinreichend genau spe-
zifiziert sein müssen, und die Vertragserfüllung zu 
steuern und zu kontrollieren. Dazu verfügt es neben 
den projektbearbeitenden Fachreferaten über beson-
dere Materialgrundlagenreferate. 

81.2 

Der Bundesrechnungshof hat querschnittlich die 
Erstellung und Beschaffung dieser Vorschriften 
geprüft und insbesondere festgestellt: 

Die Organisation der Vorschriftenbearbeitung im 
Bundesamt ist uneinheitlich, ohne daß dafür geräte-
spezifische oder sonstige sachliche Gründe erkennbar 
wären. Weitgehend gleiche Aufgaben nehmen hier 
sowohl die Materialgrundlagenreferate wie auch 
technische Fachreferate wahr. Das Personal, das sich 
nach der Aufgabenbeschreibung sowohl in den Mate-
rialgrundlagenreferaten als auch in den Fachrefera-
ten mit diesen Vorschriften befaßt, verteilt sich auf 
176 Dienstposten mit jährlichen Personalkosten von 
11,5 Mio. DM. 

Mit dem gegenwärtig praktizierten Verfahren wird 
die Forderung, daß mit der Lieferung des 1. Serienge-
rätes auch die Vorschriften zur Verfügung stehen, 
nicht erreicht. In zahlreichen Fällen wurden Geräte an 
die Truppe ausgeliefert, während — zum Teil über 
Jahre hinweg — die zugehörigen Vorschriften noch 
fehlten. 

Ursachen für die überlangen Bearbeitungszeiten der 
Vorschriften waren vor allem unklare Forderungen 
des Bedarfsträgers, nicht hinreichend spezifizierte 
Leistungsbeschreibungen zum Zeitpunkt der Auf-
tragsvergabe, Änderungen am Konstruktionsstand 
oder am Instandsetzungskonzept sowie unverhältnis-
mäßig intensive amtsseitige Prüfungen der von den 
Auftragnehmern erstellten Entwürfe. 

Für die Vorschriftenerstellung gelten umfangreiche 
Bestimmungen mit sehr detaillierten Vorgaben, z. B. 
zur Seiten- und Abschnittsnumerierung, zur Schriftart 
und Schriftgröße, zu Maßeinteilungen, zum Satzspie-
gel und zum Druck einschließlich der Papierqualität. 
Dabei haben die Teilstreitkräfte unterschiedliche Vor-
gaben über Druckformate, Farbe und Gewicht von 
Trennblättern, sogar der Lochung und dergleichen. 

81.3 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, die Organisa-
tion der Vorschriftenbearbeitung im Bundesamt zu 
straffen und zu vereinheitlichen. Dazu sollten die 
Materialgrundlagenreferate aufgelöst und ihre Auf-
gaben den technischen Fachreferaten übertragen 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertre-
ten, daß die Einhaltung eines überzogenen Formalis-
mus und ihre Kontrolle Kosten verursachen, die ver-
meidbar sind. Er hat daher empfohlen, bei der drin-
gend erforderlichen Überarbeitung der Verfahren 
besonderes Augenmerk auf eine Verkürzung der 
Bearbeitungszeit und damit die rechtzeitige Bereit-
stellung der Vorschriften zu legen. 

81.4 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesmi-
nisterium) hat die Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes im wesentlichen anerkannt und seine 
Empfehlungen aufgegriffen. 

So hat es ein Konzept zur Verbesserung der Herstel-
lung der Versorgungsreife erarbeitet, das zur Zeit im 
Bundesamt in Durchführungsbestimmungen für das 
Vorhabenmanagement umgesetzt wird. Damit sollen 
u. a. auch die Bearbeitungszeiten der Vorschriften 
deutlich verkürzt werden. 

Es hat außerdem zugesagt, den Umfang an Prüfungen 
der Materialgrundlagen im Amtsbereich zu reduzie-
ren. 

Nach Darstellung des Bundesministeriums ist im Rah-
men der organisatorischen Änderungen, die mit der 
Neustrukturierung des Bundesamtes einhergehen, 
vorgesehen, die Materialgrundlagenreferate aufzulö-
sen. Deren Aufgaben sollen auf die Stellen überge-
hen, die auch die Geräte bearbeiten. 
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81.5 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
wegen ihrer finanziellen Bedeutung weiter verfolgen. 
Er wird insbesondere beobachten, ob und inwieweit 
die vom Bundesministerium aufgegriffenen Empfeh-
lungen wirksam umgesetzt werden. 

82 Neuorganisation der Treuhandanstalt 
vom Jahre 1995 an 

82.1 

Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesmini-
sterium) hat dem Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages und dem Ausschuß Treuhandanstalt 
(Ausschüsse) im Januar 1994 seine Vorstellungen zum 
Konzept für die Auslagerung von Aufgaben der Treu-
handanstalt auf funktionale Beteiligungsgesellschaf-
ten nach dem Jahre 1994 berichtet. Danach sollte die 
Treuhandanstalt ihre Kernaufgabe, die Unternehmen 
der neuen Bundesländer in privatwirtschaftliche 
Strukturen zu überführen, im wesentlichen im Jahre 
1994 abschließen. Die verbleibenden Aufgaben soll-
ten effizient — soweit sachgerecht und möglich — 
weitgehend durch privatwirtschaftliche Organisatio-
nen dezentral erledigt werden. Dem Bund und dem 
Parlament sollten ausreichende Kontroll- und Ein-
griffsrechte verbleiben. Neue Aufgaben sollten der 
Treuhandanstalt nicht übertragen werden. 

Von den bisher bereits ausgegründeten Beteiligungs-
gesellschaften (Treuhandliegenschaftsgesellschaft 
— TLG — sowie Bodenverwertungs- und -verwal-
tungsgesellschaft mbH — BVVG —) sollte die bislang 
als Management-Gesellschaft arbeitende TLG in eine 
Liegenschafts- und Verwertungsgesellschaft mit eige-
nem Grundeigentum fortentwickelt werden. Eine 
neue Vertrags-, Reprivatisierungs- und Abwicklungs-
Management GmbH (VRA-GmbH) sollte unter Mit-
wirkung von erfahrenen Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften die Aufgaben des Vertragsmanagements, 
der Reprivatisierung und der Abwicklung im Rahmen 
eines Geschäftsbesorgungsvertrages wahrnehmen. 
Der Organisations- und DV-Bereich der Treuhandan-
stalt, dem die Informationsverarbeitung für die Treu-
handanstalt und für ihre bereits bestehenden funktio-
nalen Tochtergesellschaften obliegt, sollte in eine 
Dateninformations- und Organisationssystem GmbH 
(DISOS) ausgegründet werden; mit dieser sollten 
die Nachfolgeorganisationen der Treuhandanstalt 
Dienstleistungsverträge abschließen. Diese Gesell-
schaft sollte alsbald privatisiert werden. Zur Beteili-
gungsführung für die verbleibenden Unternehmen 
der Treuhandanstalt wurde in Betracht gezogen, eine 
oder zwei Zwischengesellschaften zu gründen; die 
Verantwortung für die Erfüllung der Aufgaben sollte 
jedoch bei der Bundesregierung oder einer neuen 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf-
gaben (Bundesanstalt) verbleiben. Dieser sollten 
außerdem kurzfristig (in zwei bis drei Jahren) abzu-
schließende Aufgaben (z. B. hoheitliche Aufgaben, 
treuhänderische Verwaltung/Verwertung des Ver-
mögens von Parteien und Massenorganisationen) und 
längerfristig verbleibende Aufgaben (z. B. im Zusam-

menhang mit der Kontrolle von Geschäftsbesorgungs-
verträgen sowie der Finanzplanung der Geschäfts-
besorger) übertragen werden. 

Der Ende des Jahres 1993 bei der Treuhandanstalt 
und bei ihren funktionalen Tochtergesellschaften vor-
handene Personalbestand sollte für das Jahr 1995 um 
rd. 1 300 auf 3 810 Mitarbeiter zurückgeführt wer-
den. 

82.2 

Der Bundesrechnungshof hat die zuständigen parla-
mentarischen Gremien im Februar 1994 darauf hin-
gewiesen, daß die Organisationsüberlegungen des 
Bundesministeriums transparente Entscheidungspro-
zesse und eine wirtschaftliche Verfahrensweise so-
wie eine angemessene Beteiligung der politischen 
Verantwortungsträger, vor allem des Parlamentes, 
nicht hinreichend gewährleisten. Er hat zu wesentli-
chen Punkten des vorgelegten Konzepts Bedenken 
geäußert. 

So komme dem Vertragsmanagement die bedeut-
same Aufgabe der Überwachung und Sicherstellung 
der Vertragserfüllung zu (z. B. Einhaltung von 
Arbeitsplatz- und Investitionszusagen, Kostenbeteili-
gung an Maßnahmen zur Behandlung von ökologi-
schen Altlasten, Gewährleistungen). Bei der Wahr-
nehmung dieser Aufgaben mit bedeutenden haus-
haltswirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen seien Ermessensentscheidungen zu 
treffen, die — wie auch die vom Bundesministerium 
beauftragte Unternehmensberatung festgestellt hat — 
staatliche Zuständigkeiten erforderten und privati-
sierten Organisationseinheiten nicht übertragen wer-
den sollten. 

Hinsichtlich der parlamentarischen Beteiligung an 
der Gestaltung der Geschäftspolitik der Nachfolgeor-
ganisationen und der Kontrollrechte des Parlamentes 
hat der Bundesrechnungshof konkrete Vorgaben ver-
mißt; diese seien wegen der gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutung der Aufgaben und wegen deren finanziel-
ler Auswirkungen auf den Bundeshaushalt besonders 
wichtig. 

Hinsichtlich der geplanten Ausgründung der Organi-
sations- und DV-Servicefunktionen in eine rechtlich 
selbständige Gesellschaft (DISOS), die zunehmend 
Aufträge externer Dritter akquirieren sowie auf Dauer 
wettbewerbsfähig sein und deshalb kurzfristig priva-
tisiert werden sollte, hat der Bundesrechnungshof auf 
verschiedene Probleme aufmerksam gemacht. So 
müßten der Zusammenhang dieser Servicefunktionen 
mit den Kernaufgaben der Treuhandanstalt angemes-
sen gewahrt und die Prioritäten im Interesse der 
öffentlichen Hand weiterhin uneingeschränkt be-
stimmt werden können; auch müßte eine Vermi-
schung privater Geschäftsinteressen mit öffentlichen 
Aufgaben vermieden werden. Nach übereinstimmen-
der Auffassung des Bundesrechnungshofes mit dem 
externen Gutachter des Bundesministeriums seien 
zudem das fehlende Branchen-Know-how, die hohen 
Markteintrittsbarrieren und die starke Konkurrenz im 
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Drittgeschäft am freien Markt zu bedenken. Außer-
dem müßten die mit der Neugründung der Gesell-
schaft verbundenen — auch vom Gutachter des Bun-
desministeriums genannten — wettbewerbspoliti-
schen Auswirkungen berücksichtigt werden, die ins-
besondere auf die Anschubfinanzierung durch die 
öffentliche Hand und auf die mit öffentlichen Aufträ-
gen, mit der Übernahme des Personals und der 
Anlagen der Treuhandanstalt besonders gestärkte 
Marktposition der neuen Gesellschaft zurückzufüh-
ren sein werden; zudem stehe eine durch die öffentli-
che Hand unterstützte und finanzierte Dienstlei-
stungsgesellschaft im DV-Bereich der Neufassung des 
§ 7 BHO entgegen, wonach Dienstleistungen, für die 
ein Anbietermarkt besteht, möglichst unter Wettbe-
werb auf private Anbieter zu verlagern sind. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb empfohlen, die DV-
Funktionen der Bundesanstalt zu übertragen und 
vergabefähige DV-Leistungen so weit wie möglich 
auszuschreiben. 

Zu den Personalausgaben der Treuhandanstalt (Ge-
hälter für Führungskräfte und Nebenleistungen) hatte 
sich der Bundesrechnungshof bereits in den Bemer-
kungen 1993 (Drucksache 12/5650) geäußert. Er hatte 
im Zusammenhang mit der Neuorganisation der Treu-
handanstalt eine kritische Überprüfung der Personal-
und Vergütungsstruktur gefordert. Die bisher vorge-
brachte Begründung für das hohe Gehaltsniveau bei 
der Treuhandanstalt (z. B. Endlichkeit und insbeson-
dere Schwierigkeit der Aufgaben, Wettbewerb am 
Arbeitsmarkt bei der Personalgewinnung) könne nun-
mehr für die Nachfolgeorganisationen nicht mehr 
maßgeblich sein. Er hat es deshalb für geboten gehal-
ten, die Vergütung für Führungskräfte deutlich abzu-
senken und ein integ riertes Vergütungssystem inner-
halb angemessener Gehaltsbandbreiten festzulegen. 
Bonuszahlungen sollten nur in engen Grenzen für 
Führungskräfte mit operativen Aufgaben in Betracht 
kommen; Prämien an Ausführungskräfte sollten nicht 
mehr gezahlt werden. 

82.3 

Die Ausschüsse haben die Privatisierung der Bereiche 
Vertragsmanagement, Reprivatisierung und Abwick-
lung durch Gründung einer VRA-GmbH abgelehnt. 
Sie haben insbesondere klargestellt, daß hoheitliche 
Aufgaben keinesfalls für eine Organisationsprivati-
sierung in Betracht kämen. Das Bundesministerium 
hat daraufhin empfohlen, diese Aufgaben einer divi-
sionalen Einheit der Bundesanstalt zu übertragen; 
diesem Vorschlag haben die Ausschüsse Ende April 
1994 zugestimmt. 

Die parlamentarischen Kontroll- und Einflußmöglich-
keiten des Deutschen Bundestages bezüglich der 
Treuhand-Nachfolgeeinrichtungen, insbesondere die 
haushaltsmäßigen Kontrollrechte, seien — nach der 
Beschlußfassung der Ausschüsse — sicherzustellen 
und die Kontroll- und Prüfungsrechte des Bundes-
rechnungshofes seien zu wahren. Hierzu sollte in die 
Gesellschaftsverträge privatisierter oder noch zu pri-
vatisierender funktionaler Tochtergesellschaften 
(z. B. TLG, DISOS) auch eine Klausel zur Sicherung 
der Prüfungsrechte des Bundesrechnungshofes auf-
genommen werden. 

Die Ausschüsse haben die beabsichtigte Ausgrün-
dung der DV-Funktionen in die DISOS unter Berück-
sichtigung eines ergänzenden Berichtes des Bundes-
ministeriums zum Unternehmens- und Finanzie-
rungskonzept, einer Stellungnahme des Bundesrech-
nungshofes hierzu sowie von zusätzlichen, allgemein 
befürwortenden Ausführungen des externen Gutach-
ters des Bundesministeriums mehrmals beraten; sie 
haben der Ausgründung am 23. Juni 1994 u. a. mit der 
Auflage zugestimmt, die DISOS so bald wie möglich 
zu privatisieren (spätestens mit Auflösung der Bun-
desanstalt). Sie soll Leistungen für die Nachfolgeorga-
nisationen der Treuhandanstalt erbringen. Bei nach-
lassendem Treuhandgeschäft soll die DISOS auf defi-
nierten strategischen Geschäftsfeldern Drittgeschäft 
vornehmlich im öffentlichen Bereich akquirieren und 
realisieren. 

Die Ausschüsse haben außerdem betont, daß das 
Stellensoll und die Vergütungsstruktur für alle Nach-
folgeorganisationen der Treuhandanstalt deutlich zu 
reduzieren sind. Das Bundesministerium ist zusätzlich 
aufgefordert worden, die vorhandenen Spielräume für 
Anpassungen im Personalbereich und zur Reduzie-
rung der Ausgaben für externe Berater vollständig zu 
nutzen. 

82.4 

Der Bundesrechnungshof wird die Umsetzung der 
Neuorganisation, insbesondere auch die Geschäftstä-
tigkeit der ausgegliederten Organisationseinheiten 
beobachten. Bei der DISOS wird es wesentlich darauf 
ankommen, wie die zunächst ebenfalls vom externen 
Sachverständigen des Bundesministeriums genann-
ten Problempunkte (Wettbewerbsfähigkeit, Akquisi-
tion privater Aufträge und Abgrenzung zu öffentli-
chen Aufgaben) gelöst und die Auftragsvergabe und 
-abrechnung mit den Nachfolgeorganisationen der 
Treuhandanstalt abgewickelt werden. 
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Bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes gefolgt ist 

83 Grundstückskauf und Baumaßnahmen für 
das Goethe-Institut in San José/Costa Rica 
(Kapitel 05 04 Titelgruppe 03) 

Das Goethe-Institut (Institut) in Costa Rica residiert in 
einer zentral gelegenen Villa in San José. Im Innern 
des eingeschossigen Gebäudes befindet sich ein 
bepflanzter Hof mit einem überdachten Rundgang, 
um den sich die verschiedenen Räumlichkeiten grup-
pieren. Dabei handelt es sich um Büro- und Klassen-
räume, drei kleinere Räume sowie einen Mehrzweck-
raum mit 80 Sitzplätzen. 

Die Aktivitäten des Instituts sind neben der Sprachar-
beit überwiegend auf Ausstellungen und Filmvorfüh-
rungen sowie auf Vorträge, Musikveranstaltungen 
und Theateraufführungen ausgerichtet. Soweit hier-
für nicht die eigene Liegenschaft genutzt wird, stehen 
in San José eine Reihe weiterer Räumlichkeiten zur 
Verfügung, darunter auch der mit einem Bundeszu-
schuß von 700 000 DM errichtete Veranstaltungssaal 
der Deutschen Schule. 

Auf Betreiben des Instituts erwarb das Auswärtige 
Amt im Jahre 1991 zwei in der Nachbarschaft der Villa 
gelegene Grundstücke zum Preis von 560 000 US-
Dollar. Auf dem einen — unbebauten — Grundstück 
sollte für das Institut ein neuer Veranstaltungssaal mit 
einer Kapazität von 100 Sitzplätzen errichtet werden. 
Auf dem zweiten — bebauten — Grundstück sollte im 
Erdgeschoß des vorhandenen Gebäudes eine großzü-
gige Instituts-Bibliothek eingerichtet und im Oberge-
schoß die Außenstelle des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes untergebracht werden. Die erfor-
derlichen Neu- und Umbaumaßnahmen auf beiden 
Grundstücken hätten sich nach Auskunft der Bundes-
baudirektion auf rd. 2 Mio. DM belaufen. 

Der Bundesrechnungshof kam bei seiner Prüfung zu 
dem Ergebnis, daß die geplanten Baumaßnahmen 
sachlich nicht vertretbar seien. Die Schaffung einer 
Kapazität von 100 Plätzen in einem neuen Veranstal-
tungssaal falle im Vergleich zu den 80 Plätzen des 
bestehenden Mehrzweckraums nicht ins Gewicht und 
stehe in keinem Verhältnis zu den dadurch anfallen-
den Bau- und Folgekosten. Für die Errichtung einer 
Bibliothek gebe es weder einen feststellbaren Bedarf, 
noch seien die für die personelle Ausstattung erforder-
lichen Stellen bewilligt worden. Schließlich sehe auch 
der Deutsche Akademische Austauschdienst keine 
Priorität für eine Verlegung seiner derzeitigen zentra-
len Unterkunft, für die er keine Miete zahle. 

Mangels entsprechenden Raumbedarfs sah der Bun-
desrechnungshof auch den Erwerb der beiden Grund-
stücke als nicht nötig an. Gegen eine von dem Institut 
gewünschte Überdachung des Innenhofs der Villa, 
mit dem dieser auch während der Regenzeit besser 

genutzt werden könnte, hat der Bundesrechnungshof 
keine Bedenken erhoben. Er regte daher an, auf die 
geplanten Baumaßnahmen zu verzichten und die 
erworbenen Grundstücke einvernehmlich mit dem 
Bundesministerium der Finanzen zu verwerten. 

Das Auswärtige Amt hat sich den Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. Es sieht — 
angesichts einer verbesserten Nutzungsmöglichkeit 
des Institutsgebäudes durch eine Überdachung des 
Innenhofs — die Neu- und Umbaumaßnahmen auf 
den beiden erworbenen Grundstücken als entbehrlich 
an und hat deswegen die Einstellung aller entspre-
chenden Aktivitäten veranlaßt. Die Ersparnis hieraus 
beläuft sich auf rd. 2 Mio. DM. Die beiden Grund-
stücke werden einvernehmlich mit dem Bundesmini-
sterium der Finanzen verwertet. 

84 Informationsverarbeitung beim 
Bundeskriminalamt 
(Kapitel 06 10) 

Der Bundesrechnungshof hat beim Bundeskriminal-
amt, das im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben 
eine Zentralstellenfunktion für die Führung und den 
Betrieb des polizeilichen Bund-Länder-Informations-
systems INPOL einnimmt, geprüft, ob die dort gespei-
cherten Daten und Programme wirksam und ange-
messen geschützt waren. 

INPOL ist ein in den Jahren seines Einsatzes gewach-
senes, überaus komplexes elektronisches Informa-
tionssystem für die Arbeit der Polizei des Bundes und 
der Länder. Die Vernetzung zahlreicher unterschied-
licher Rechnersysteme und der vielfältige Zugang zu 
INPOL enthalten ein beachtliches Risikopotential für 
die Sicherheit des Gesamtsystems. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Prüfung 
erhebliche Mängel in der Sicherheit der Informations-
technik des Bundeskriminalamtes festgestellt. 

Das Ausnutzen der Schwachstellen hätte die system-
weite Ausspähung, Manipulation oder Zerstörung 
aller sensiblen Daten und Programme, aber auch die 
Blockierung des gesamten INPOL-Systems erlaubt. 
Die Maßnahmen für die schnelle Wiederaufnahme 
der Datenverarbeitung nach einer Katastrophe oder 
einem Systemausfall waren nicht ausreichend. 

Aufgrund der Feststellungen und der daraus resultie-
renden Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
hat das Bundeskriminalamt die schwerwiegenden 
Schwachstellen durch technische wie organisatori-
sche Maßnahmen weitgehend beseitigt. Das Bundes-
kriminalamt und das Bundesministerium des Innern 
(Bundesministerium) haben zugesagt, noch weiter 
festgestellte Mängel alsbald abzustellen. 
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Die Prüfung des Bundesrechnungshofes erstreckte 
sich im Rahmen seiner Zuständigkeit nur auf das 
Bundeskriminalamt als Bundesbehörde und Zentral-
stelle des INPOL-Systems. 

Der Bundesrechnungshof regt an, daß das Bundesmi-
nisterium im Rahmen seiner Mitgliedschaft im 
Arbeitskreis „Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
(AK2)" der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien 
der Länder darauf hinwirkt, daß die Sicherheit des 
Gesamtsystems unter Einbeziehung der Länder unter-
sucht wird und Schwachstellen beseitigt werden. 

85 DV-gestütztes Such- und Mahnverfahren im 
gemeinschaftlichen/gemeinsamen 
Versandverfahren (SIGMA) 
(Kapitel 08 04 Titelgruppe 03) 

85.1 

Das DV-Verfahren SIGMA (Suchverfahren im ge-
meinschaftlichen/gemeinsamen Versandverfahren) 
wurde im Jahre 1991 bei der Zentralstelle Such- und 
Mahnverfahren in Duderstadt in Betrieb genommen 
und danach auf mehrere Zentralstellen und Haupt-
zollämter ausgedehnt. Im Jahre 1991 sind dafür etwa 
0,5 Mio. DM, im Jahre 1992 etwa 1,1 Mio. DM, 
im Jahre 1993 etwa 1 Mio. DM und im Jahre 1994 
0,5 Mio. DM veranschlagt worden. 

Das DV-Verfahren SIGMA dient der Abwicklung von 
Mahn- und Suchverfahren. Diese Verfahren werden 
eingeleitet, wenn Versandverfahren zwischen zwei 
Zollstellen (Abgangs- und Bestimmungszollstelle) 
nicht fristgerecht erledigt werden und deshalb ermit-
telt werden muß, ob und ggf. in welcher Höhe eine 
Abgabenschuld für das Versandgut entstanden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die zeitaufwendige Suche in den Gestellungsbü-
chern bei den Bestimmungszollstellen nicht automati-
siert worden ist, obwohl die Gestellungsbücher 
wenigstens zum Teil bereits mit DV-Unterstützung 
geführt werden. Er hat aufgezeigt, daß das DV-
Verfahren SIGMA ein nicht zu unterschätzendes 
Abgabenausfallrisiko birgt, weil ein Ausstieg wegen 
fehlender Automatisierung der Arbeitsschritte jeder-
zeit und ohne Hinweise auf abgabenrechtlich bedeut-
same Unterlagen möglich ist und dadurch unter 
Umständen das erforderliche Besteuerungsverfahren 
unterbleibt. Das DV-Verfahren ist deshalb in wesent-
lichen Punkten weiterzuentwickeln, um die rechtzei-
tige und vollständige Abgabenerhebung für nicht 
ordnungsgemäß behandeltes Versandgut sicherzu-
stellen. 

Bei der Weiterentwicklung des Verfahrens sollte 
sichergestellt werden, daß die Abfolge der Bearbei-
tungsschritte vom System vorgegeben wird, um den 
jetzt noch in jeder Bearbeitungsphase des Mahn- und 
Suchverfahrens möglichen Ausstieg aus dem DV

-

Verfahren zu unterbinden. Auch die Fristenüberwa-
chung sollte so automatisiert werden, daß das System 
den Bearbeiter rechtzeitig vor Ablauf jeder mit einer 
finanziellen Auswirkung verbundenen Frist (z. B. Frist 
für die Unterrichtung des Bürgen) warnt. Schließlich 

sollte das automatisierte Such- und Mahnverfahren 
nur durch die Eingabe abgabenrechtlich bedeutsamer 
Daten, z. B. Angaben aus Rückscheinen oder Steuer-
bescheiden, beendet werden können, um die Abga-
benerhebung für verlorengegangenes Versandgut 
sicherzustellen. 

Außerdem sollte aus Kostengründen angestrebt wer-
den, innerhalb einer Verwaltung möglichst wenige 
DV-Verfahren zu be treiben. Der Bundesrechnungs-
hof hat deshalb vorgeschlagen, die DV-gestützte 
Bearbeitung der Such- und Mahnverfahren nach 
Abschluß der geforderten Weiterentwicklung in 
bereits vorhandene DV-Verfahren der Zollverwal-
tung zu integrieren. 

85.2 

Das Bundesministerium der Finanzen hat erklärt, der 
DV-gestützte Zugriff auf elektronisch geführte Ge-
stellungsbücher sei inzwischen bei einer Dienststelle 
erfolgreich erprobt worden; eine Arbeitskraft sei ein-
gespart worden. Das Verfahren werde deshalb auch 
anderen Dienststellen zur Verfügung gestellt werden. 
Es sei beabsichtigt, die Funktionen des DV-Verfah-
rens SIGMA in das Projekt EVITA (Einführung von 
Informationstechnik bei den Bundesabteilungen der 
Oberfinanzdirektionen, den Hauptzollämtern und 
den Bundesvermögensämtern) zu integrieren; dabei 
würden auch die zur Zeit noch nicht realisierten 
Funktionen (Abgabenberechnung und Bescheidertei-
lung) berücksichtigt. 

86 IT-Verfahren in der Bundeszollverwaltung 
(Kapitel 08 04) 

Die Prüfergruppe Datenverarbeitung der Vorprü-
fungsstelle des Bundesministeriums der Finanzen 
(Prüfergruppe) hat in Abstimmung mit dem Bundes-
rechnungshof das IT-Verfahren Tabaksteuerzeichen-
Ausgabe (TARA) der Bundeszollverwaltung geprüft. 

Die Bundeszollverwaltung wickelte den Vertrieb von 
Tabaksteuerzeichen bislang über drei Steuerzeichen

-

stellen mit dem IT-Verfahren TARA ab. Die Vertei-
lung der Aufgaben auf drei örtlich voneinander 
getrennte Stellen erforderte erheblichen Personal-
und Sachaufwand, weil Daten mehrfach erfaßt und 
gespeichert werden mußten. Darüber hinaus verzö-
gerte der Datenaustausch zwischen den Steuerzei-
chenstellen den Verfahrensablauf und verursachte 
unnötige Datenfernübertragungskosten. 

Die Prüfergruppe hat deshalb empfohlen, den Ver-
trieb der Tabaksteuerzeichen-Ausgabe unter ver-
stärkter Ausnutzung der Informationstechnik zu zen-
tralisieren. Dadurch könnten rd. 16 Dienstposten ein-
gespart und der Verfahrensablauf beschleunigt wer-
den. Zudem seien beim Sachaufwand, z. B. für Hard-
ware, Software, Datenfernübertragung, Einsparun-
gen möglich. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat die Anre

-

gungen der Prüfergruppe aufgegriffen und im August 
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1993 die Tabaksteuerzeichen-Ausgabe auf eine Steu-
erzeichenstelle konzentriert. Durch diese Maßnahme 
werden künftig rd. 2 Mio. DM jährlich eingespart. 

87 Verwaltungskostenerstattung an 
Bundesländer 
(Kapitel 08 07 Titel 632 01 und 
Kapitel 14 12 Titel 632 01) 

87.1 

Der Bund vereinbarte im Jahre 1991 mit den neuen 
Bundesländern, daß er die Kosten, die den Bundeslän-
dern für das Durchführen von Bauaufgaben im Auf-
trag des Bundes entstehen, in gleicher Weise wie mit 
den alten Bundesländern erstattet. Danach ist bei der 
Abrechnung der Verwaltungskosten zwischen soge-
nannten trennbaren Kosten, die einer Baumaßnahme 
des Bundes direkt zurechenbar sind, und sogenannten 
nicht trennbaren Kosten, die über einen bestimmten 
Schlüssel auf Bund und Land zu verteilen sind, zu 
unterscheiden. 

Die Bundesländer berechneten die vom Bund zu 
erstattenden Kosten ungeachtet Bleichlautender Ver-
einbarungen jeweils unterschiedlich und teilweise 
abweichend von den Vereinbarungen, wie folgende 
Beispiele zeigen: 

— Zwei Bundesländer rechneten Verwaltungskosten 
für Große Baumaßnahmen sowohl als trennbare als 
auch als nicht trennbare Kosten ab. Dadurch erstat-
tete der Bund diese Kosten doppelt. So entstanden 
Mehrausgaben in Höhe von insgesamt rd. 7 Mio. 
DM. 

— Ein Bundesland erhöhte die Abrechnungssätze für 
Neubauten, um sich Erschwernisse bei Um- und 
Erweiterungsbauten abgelten zu lassen, statt um 
20 v. H. — wie es die Vereinbarung vorsieht — um 
mehr als 100 v. H. Dadurch entstanden dem Bund 
Mehrkosten in Höhe von rd. 2 Mio. DM. 

— Ein Bundesland forderte über die vereinbarten 
Verwaltungskosten hinaus Kosten in Höhe von rd. 
5 Mio. DM für angeblich hohen Koordinierungs-
aufwand beim Einsatz einer sogenannten Paten-
bauverwaltung (Tätigwerden der Bauverwaltung 
eines anderen Bundeslandes). 

— Zwei Bundesländer entwickelten gemeinsam ein 
anderes als das vereinbarte Abrechnungsverfah-
ren. Dadurch unterblieben Ausgaben des Bundes 
in Höhe von insgesamt rd. 11 Mio. DM, auf die 
Ansprüche der Bundesländer bestanden. 

Diese Mängel führten zu nicht vereinbarungsgemäß 
abgerechneten Verwaltungskosten des Jahres 1991 in 
Höhe von insgesamt rd. 25 Mio. DM. 

Die Abrechnung der Verwaltungskosten stellte die 
jeweilige Zoll- und Verbrauchsteuerabteilung der 
Oberfinanzdirektion im Auftrag des Bundesministeri-
ums der Finanzen (Bundesministerium) fest und über-
sandte sie dem Bundesministerium mit den begrün

-

denden Unterlagen. Das Bundesministerium prüfte 
diese Abrechnungen, ohne zu erkennen, daß sie in 
wesentlichen Punkten nicht der Vereinbarung ent-
sprachen. 

87.2 

Der Bundesrechnungshof hat die nicht zutreffende 
Abrechnung der Verwaltungskosten beanstandet. 

87.3 

Das Bundesministerium hat die vom Bundesrech-
nungshof festgestellten Mängel im wesentlichen 
anerkannt und mitgeteilt, es werde im Haushalts-
jahr 1994 im Zusammenhang mit der Verwaltungs-
kostenabrechnung für das Jahr 1993 mit dem jeweili-
gen Bundesland für einen finanziellen Ausgleich 
zugunsten oder zu Lasten des Bundes aufgrund nicht 
richtig ermittelter Verwaltungskosten sorgen. 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium mitgeteilt, 
es habe sich von Anfang an um sachgerechte Abrech-
nung durch die Bundesländer bemüht, indem es 
diesen die einschlägigen Verfügungen zugesandt und 
erläutert habe. 

87.4 

Das Bundesministerium wird nun dafür zu sorgen 
haben, daß die Verwaltungskostenabrechnung des 
Jahres 1991 richtiggestellt wird. Es wird künftig sorg-
fältiger als bisher zu prüfen haben, daß auch die 
Verwaltungskostenabrechnungen der Folgejahre den 
mit den Bundesländern getroffenen Vereinbarungen 
entsprechen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter beobachten. 

88 Flugkosten Dritter bei Reisen des 
Bundesministers 
(Kapitel 09 01 Titel 531 01 und 531 03) 

Die Nutzung von Flugzeugen der Flugbereitschaft des 
Bundesministeriums der Verteidigung richtet sich 
nach den „Richtlinien für den Einsatz von Luftfahrzeu-
gen der Flugbereitschaft des Bundesministeriums der 
Verteidigung zur Beförderung von Personen des poli-
tischen und parlamentarischen Bereichs " (Richtli-
nien). Diese Richtlinien regeln auch die Höhe des von 
mitfliegenden Dritten zu erhebenden Kostenbeitrags 
und sehen einen Verzicht auf Kostenbeteiligung eines 
Dritten nur für den Fall vor, daß hierfür ein dringendes 
Bundesinteresse im Einzelfall nachgewiesen wird. 

Der Bundesminister für Wirtschaft benutzte für seine 
Auslandsdienstreisen Luftfahrzeuge der Flugbereit-
schaft. Er ließ sich dabei u. a. von Vertretern der 
Wirtschaft und von Journalisten begleiten und über-
nahm größtenteils deren Beförderungskosten. 
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Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß dies im Widerspruch zu den Richtlinien steht. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft (Bundesmini-
sterium) hat mitgeteilt, gegenüber Vertretern der 
Wirtschaft sei es seit Februar 1992 nicht mehr zur 
Übernahme von Kostenbeiträgen gekommen. Bei 
einer Fortführung dieser Handhabung wird der For-
derung des Bundesrechnungshofes insoweit ausrei-
chend Rechnung getragen. Zur Kostenübernahme 
gegenüber Journalisten hat das Bundesministerium 
zunächst auf das öffentliche Interesse an der Bericht-
erstattung und auf Gründe der Gleichbehandlung 
verwiesen. Inzwischen hat das Bundesministerium 
jedoch mitgeteilt, daß es seit dem 1. Januar 1994 zu 
einer richtlinienkonformen Handhabung übergegan-
gen sei. Seitdem habe sich auch die Zahl der mitflie-
genden Journalisten verringert. Mit der geänderten 
Handhabung ist dem Anliegen des Bundesrechnungs-
hofes entsprochen. 

89 Zuschüsse des Bundes zu den Beiträgen in 
der Altershilfe für Landwirte 
(Kapitel 10 02 Titel 656 51) 

Der Bund trägt die Aufwendungen für nach der Höhe 
des Einkommens gestaffelte Zuschüsse zu den Beiträ-
gen landwirtschaftlicher Unternehmer in der Alters-
hilfe für Landwirte. Im Jahre 1992 wurden dafür rd. 
429 Mio. DM aus Bundesmitteln aufgewendet, davon 
rd. 414 Mio. DM für landwirtschaftliche Unternehmen 
mit einem Wirtschaftswert bis zu 40 000 DM. 

Die landwirtschaftlichen Alterskassen ließen bei der 
Gewährung von Beitragszuschüssen an landwirt-
schaftliche Unternehmen mit einem Wirtschaftswert 
bis zu 40 000 DM Einkommen aus land- und forstwirt-
schaftlichen Nebenbetrieben (z. B. Weinstuben, Bren-
nereien, Pferdepensionen) unberücksichtigt. Dies 
wurde mit rechtlichen Überlegungen sowie mit tat-
sächlichen Schwierigkeiten bei der Erhebung der 
Einkünfte begründet. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(Bundesministerium) ließ, obwohl es sich bereits im 
Jahre 1992 gegen diese Verwaltungspraxis gewandt 
hatte, einen Lösungsvorschlag des Gesamtverbandes 
der landwirtschaftlichen Alterskassen zwei Jahre lang 
unbeantwortet. Das Bundesministerium griff die 
Angelegenheit erst wieder auf, nachdem der Bundes-
rechnungshof über das Ergebnis örtlicher Erhebun-
gen berichtet und auf eine Änderung der Zuschußbe-
rechnung bei Betrieben mit einem Wirtschaftswert bis 
zu 40 000 DM gedrängt hatte. 

Das Bundesministerium hat inzwischen im Agrarso-
zialreformgesetz 1995 eine Rechtsänderung vorgese-
hen, wonach die Einkünfte aus Nebenbetrieben über 
die Wirtschaftswertfestsetzung berücksichtigt wer-
den. Damit ist sichergestellt, daß in Zukunft auch 
Einkünfte aus Nebenbetrieben von landwirtschaftli-
chen Unternehmen mit einem Wirtschaftswert bis zu 
40 000 DM zuschußmindernd berücksichtigt wer-
den. 

90 Erstattung von Beiträgen zur 
Rentenversicherung an Werkstätten 
für Behinderte 
(Kapitel 11 13 Titel 656 04) 

Werkstätten für Behinderte, die nach dem Schwerbe-
hindertengesetz anerkannt sind, erhalten von ihnen 
geleistete Beiträge zur Rentenversicherung vom Bund 
erstattet, soweit sie auf den Differenzbetrag zwischen 
dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt der Behin-
derten und 80 v. H. der monatlichen Bezugsgröße 
entfallen (§ 179 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VI, in Kraft 
getreten am 1. Januar 1992); Voraussetzung ist, daß 
das tatsächlich erzielte monatliche Arbeitsentgelt 
80 v. H. der monatlichen Bezugsgröße (durchschnitt-
liches Entgelt aller Rentenversicherten im vorvergan-
genen Kalenderjahr) nicht übersteigt. 

In einem Bundesland wurde diese einschränkende 
Regelung nicht beachtet und die Erstattungsbeträge 
wurden auch aus dem tatsächlichen Arbeitsentgelt 
errechnet. Überzahlungen zu Lasten des Bundeshaus-
haltes in Höhe von rd. 800 000 DM waren die Folge. 
Darüber hinaus hatte das Bundesland im Jahre 1992 
nicht verbrauchte Bundesmittel in Höhe von rd. 
400 000 DM bis zum Zeitpunkt der örtlichen Erhebun-
gen im August 1993 noch nicht wieder dem Bundes-
haushalt zugeführt. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes hat das 
Bundesland die genannten Bundesmittel in Höhe von 
zusammen rd. 1,2 Mio. DM an den Bund zurückge-
zahlt. Die Vorgaben des § 179 Abs. 1 des Sozialgesetz-
buches VI werden nunmehr beachtet. 

91 Zuschüsse und Leistungen des Bundes an 
die gesetzliche Renten- und 
Unfallversicherung 
(Kapitel 11 13) 

Die Träger der gesetzlichen Renten- und der Unfall-
versicherung lassen die von ihnen zu zahlenden 
Leistungen durch den Postrentendienst (Rentenrech-
nungsstellen) auszahlen. Dafür weisen sie monatlich 
Vorschüsse an die Generalpostkasse an. Die Zu-
schüsse des Bundes zur Renten- und Unfallversiche-
rung werden ebenfalls in monatlichen Raten an den 
für die Fälligkeit der Postvorschüsse festgelegten 
Terminen direkt der Generalpostkasse überwiesen 
und mit den Rentenzahlungen verrechnet. Lediglich 
die Bundesknappschaft ist als einziger Versiche-
rungsträger dem Postrentendienst nicht angeschlos-
sen und zahlt ihre Renten unmittelbar an die Renten-
empfänger aus. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, daß der Geld-
transfer zwischen den Rentenrechnungsstellen und 
dem Empfängerkonto des Leistungsberechtigten zwei 
Arbeitstage in Anspruch nimmt; einen Arbeitstag vom 
Girokonto der Rentenrechnungsstelle zum kontofüh-
renden Bankinstitut des Rentenempfängers und einen 
Arbeitstag für das Verbuchen auf dem Konto des 
Rentenempfängers. Deshalb werden die von den 
jeweiligen Versicherungsträgern und dem Bund zu 
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zahlenden Postvorschüsse regelmäßig entsprechend 
früh angewiesen. 

Um für den Bund einen Zinsverlust zu vermeiden, hat 
der Bundesrechnungshof gefordert, den Geldtransfer 
zwischen den Rentenrechnungsstellen und dem Emp-
fängerkonto des Leistungsberechtigten auf maximal 
einen Arbeitstag zu verkürzen. Damit könnten auch 
die Fälligkeitstermine für die auszuzahlenden Post-
vorschüsse entsprechend verschoben werden. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ist 
dieser Forderung nachgekommen und hat in der 
Neufassung der Postrentendienstverordnung mit Wir-
kung ab 1. September 1994 u. a. geregelt, daß die 
Vorschüsse für Inlandszahlungen künftig nur einen 
Bank-Geschäftstag vor dem Fälligkeitstermin der lau-
fenden Renten an die Generalpostkasse zu zahlen 
sind. Die Weiterleitung der Gelder auf die Konten der 
Leistungsempfänger erfolgt dann innerhalb eines 
Bank-Geschäftstages. Damit wird erreicht, daß die 
Vorschüsse der Versicherungsträger und des Bundes 
später angewiesen werden können. 

Legt man den im Bundeshaushalt 1993 veranschlag-
ten Betrag für Leistungen des Bundes an die gesetzli-
che Renten- und Unfallversicherung sowie den durch-
schnittlichen Zinssatz des Jahres 1993 für Kredite des 
Bundes zur Deckung seiner Ausgaben in Höhe von rd. 
6,8 v. H. zugrunde, wird mit der Verkürzung des 
Geldtransfers eine Zinsersparnis alleine für den Bund 
in Höhe von rd. 11 Mio. DM jährlich erzielt. 

92 Vergaben für die Beschaffung und die 
Errichtung von Verkehrszeichen sowie Leit-
und Schutzeinrichtungen an 
Bundesfernstraßen 
(Kapitel 12 10) 

92.1 

Für das Beschaffen und Errichten von Verkehrszei-
chen, Schutzplanken und Leitpfosten sowie für das 
Aufbringen von Straßenmarkierungen an Bundes-
fernstraßen in der Baulast des Bundes gaben die 
Straßenbauverwaltungen der Bundesländer im Auf-
trag des Bundes im Jahre 1991 insgesamt 413 Mio. DM 
aus. Eine in den Jahren 1992/1993 durchgeführte 
Querschnittsprüfung der Vergabepraxis der Auftrags-
verwaltungen im gesamten Bundesgebiet durch den 
Bundesrechnungshof ergab folgendes: 

— Die Auftragsverwaltungen kamen dem Gebot der 
öffentlichen Ausschreibung nach § 55 Abs. 1 BHO 
nur in ungenügendem Umfang nach. Sie schrieben 
— gemessen am Finanzvolumen nur rd. 37 v. H. 
der Leistungen und Lieferungen öffentlich aus. 
Dagegen vergaben sie rd. 52 v. H. nach beschränk-
ter Ausschreibung sowie 11 v. H. freihändig. 

— Die Vergabepraxis der Auftragsverwaltungen 
schränkte den Wettbewerb ein. Dies trug dazu bei, 
daß die untersuchten Märkte für Verkehrszeichen 
sowie Schutz- und Leiteinrichtungen oft von nur 
wenigen Firmen bzw. Firmengruppen beherrscht 
wurden. 

— Die von den Auftragsverwaltungen abgeschlosse-
nen Jahresverträge enthielten häufig zu allgemein 
gehaltene Leistungsbeschreibungen mit unge-
nauen oder gar fehlenden Mengenangaben. 
Dadurch kamen in der Regel höhere Preise 
zustande, als es bei Einzelausschreibungen mit 
konkreteren Angaben der Fall wäre. Zudem ver-
längerten die Auftragsverwaltungen bereits abge-
laufene Jahresverträge für ein oder mehrere Jahre, 
ohne die Leistungsbeschreibung oder die Men-
genangaben anzupassen. 

92.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Auftragsverwaltun-
gen aufgefordert, bei den nachgeordneten, auftrag-
vergebenden Dienststellen auf die Beachtung der 
Vergabebestimmungen hinzuwirken mit dem Ziel, 
den Wettbewerb zu stärken und günstigere Preise zu 
erzielen. 

92.3 

Die Auftragsverwaltungen teilen die Auffassung des 
Bundesrechnungshofes grundsätzlich und haben die 
nachgeordneten Dienststellen angewiesen, entspre-
chend zu verfahren. Im Rahmen seiner Prüfungstätig-
keit konnte der Bundesrechnungshof feststellen, daß 
die nachgeordneten Dienststellen seine Empfehlun-
gen schon umsetzen. 

93 Zweigleisiger Ausbau einer Bahnstrecke 

Die Deutsche Reichsbahn stellte in ihren Wirtschafts-
plan 142 Mio. DM für den Zeitraum der Jahre 1992 bis 
1996 ein, um das bis zum Jahre 1945 vorhandene 
zweite Gleis der 26 km langen Strecke zwischen 
Sandersleben und Blankenheim wieder aufzubauen. 
Die Deutsche Reichsbahn begründete die Maßnahme 
mit einer erheblichen Zunahme der Zugzahlen nach 
dem Jahre 2000. Zudem sollte die Strecke für be-
stimmte Baumaßnahmen als Umleitungsstrecke die-
nen. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ging nur 
von einem Investitionsansatz von 94 Mio. DM aus und 
ergab zudem keinen ausreichenden betriebswirt-
schaftlichen Erfolg. 

Der Bundesrechnungshof hat u. a. beanstandet, daß 

— die Maßnahme genehmigt worden war, obwohl 
sich die Zugzahlen entgegen den ursprünglichen 
Verkehrserwartungen verringert hatten, 

— die Notwendigkeit für Umleitungen nicht nachge-
wiesen war, 

— die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung nicht richtig gewürdigt wurden und 

— die Entwurfsplanung zu teure und zu groß gera-
tene Maßnahmen aufwies. 

Die Reichsbahndirektion Halle erkannte weitgehend 
die Beanstandungen an . 
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Im Ergebnis hat die Hauptverwaltung der Deutschen 
Reichsbahn schließlich das Vorhaben zurückgestellt 
und es aus dem Wirtschaftsplan herausgenommen, so 
daß die veranschlagte Summe nicht ausgegeben 
wurde. 

Das Bundesministerium für Verkehr erkannte die 
Beanstandungen an. 

94 Einbau der punktförmigen Zugbeeinflussung 
bei der Deutschen Reichsbahn 

Die Deutsche Reichsbahn plante, die punktförmige 
Zugbeeinflussung auf rd. 4 800 km Strecke nachzurü-
sten, da durch den Einigungsvertrag vom 31. August 
1990 jetzt die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
anzuwenden ist. Die Einrichtung entspricht der „In-
dusi" bei der Deutschen Bundesbahn und stellt eine 
magnetische Abhängigkeit zwischen der Lokomotive 
und der Stellung eines Hauptsignals (Halt/Fahrt 
erlaubt) her. Die Deutsche Reichsbahn erteilte den 
Auftrag zur Ausstattung ihres gesamten Fahrweges 
einer Arbeitsgemeinschaft der beiden marktbeherr-
schenden deutschen Firmen, die diese Leistung zum 
Preis von rd. 643 Mio. DM angeboten hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß durch 
die Auftragsvergabe an die Arbeitsgemeinschaft die-
ser beiden Anbieter der Wettbewerb außer Kraft 
gesetzt wurde und daß der Auftrag sich auf den 
gesamten seinerzeit vorhandenen Fahrweg bezog. 
Letzteres hätte zur Ausrüstung von nicht mehr be-
nötigten Bahnhofsgleisen, von schwachbelasteten 
Strecken, die nur mit geringer Geschwindigkeit 
(<100 km/h) befahren werden und sogar von voraus-
sichtlich insgesamt stillzulegenden Strecken und 
Bahnhöfen geführt. Außerdem waren bei Vorhaben 
an  Bahnübergängen, bei denen die Kreuzungsbetei-
ligten nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz kosten-
pflichtig sind, keine Kreuzungsvereinbarungen abge-
schlossen worden. 

Der Vorstand der Deutschen Reichsbahn hat darauf-
hin den Vertrag mit der Arbeitsgemeinschaft zum 
31. Dezember 1993 gekündigt und zugesagt, regional 
im Wettbewerb auszuschreiben. Die Strecken werden 
nur in dem auf Dauer notwendigen Umfang mit der 
punktförmigen Zugbeeinflussung ausgerüstet und 
Kreuzungsvereinbarungen nach dem Eisenbahnkreu-
zungsgesetz mit den Beteiligten abgeschlossen. Da-
durch werden Einsparungen von weit über 50 Mio. DM 
möglich. 

Das Bundesministerium für Verkehr hat sich den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes ange-
schlossen. 

95 Betätigung des Bundes bei einem 
Unternehmen der Touristik 

Der Bund war über die Deutsche Bundesbahn und ist 
jetzt über die Deutsche Bahn AG an einem Touristik-
unternehmen (Unternehmen) beteiligt. Die Beteili-
gung hat zum Ziel, die Wirtschaftlichkeit der touristi-
schen Angebote der Bahn und deren Vermarktung zu 

verbessern. Zu diesem Zweck übertrug die Deutsche 
Bundesbahn verschiedene Programme der Bahntouri-
stik auf das Unternehmen. Sie unterstützte die Bahn-
touristik durch — teilweise erhebliche — Preiszuge-
ständnisse und war grundsätzlich damit einverstan-
den, daß das Unternehmen Erträge aus erfolgreichen 
Bahnangeboten zur Verlustdeckung bei weniger er-
folgreichen Bahnangeboten heranzog. Da die Bahn-
touristik trotz der Preiszugeständnisse der Deutschen 
Bundesbahn über Jahre hinweg rückläufig war, nahm 
das Unternehmen auch Reisen mit anderen Verkehrs-
trägern in seine Angebotspalette auf. 

Die zu Geschäftssparten zusammengefaßten Ange-
bote entwickelten sich unterschiedlich und trugen 
unterschiedlich zum Erfolg des Unternehmens bei. 
Den Erfolg der einzelnen Geschäftssparten stellte das 
Unternehmen in einer Spartenerfolgsrechnung dar. 
Darin wurden jedoch die Gemeinkosten, die nahezu 
die gleiche Größenordnung erreichten wie die den 
einzelnen Sparten direkt zurechenbaren Kosten, un-
zutreffend zugeordnet. Entsprechendes gilt für die 
Zuordnung der überwiegend aus dem Bahngeschäft 
erzielten Zinserträge. Die fehlerhafte Spartenerfolgs-
rechnung führte im Ergebnis dazu, daß Erträge aus 
der Bahntouristik, die durch Preiszugeständnisse oder 
großzügige Zahlungsziele der Deutschen Bundes-
bahn zustandegekommen waren, in erheblichem 
Umfang dazu dienten, defizitäre bahnfremde Ge-
schäftssparten des Unternehmens zu stützen. Außer-
dem mangelte es dem Unternehmen an einer Kalkula-
tion und Auswertung der einzelnen Objekte der touri-
stischen Angebote, was Voraussetzung für eine genaue 
Analyse der Wirtschaftlichkeit der einzelnen Angebote 
und eine Produktbereinigung gewesen wäre. 

Der Bundesrechnungshof hat die Quersubvention 
bahnfremder Touristikangebote durch touristische 
Angebote der Bahn beanstandet. Er hat darauf hinge-
wiesen, daß einer zutreffenden Spartenergebnisrech-
nung besondere Bedeutung zukommt, wenn einzelne 
Geschäftssparten des Beteiligungsunternehmens un-
terschiedlich oder überhaupt nicht zur Förderung des 
Bahnverkehrs und damit zur Erreichung des Beteili-
gungszieles beitragen. Der Bundesrechnungshof hat 
die Deutsche Bundesbahn gebeten, zur Wahrung des 
Beteiligungsinteresses des Bundes darauf zu achten, 
daß der Erfolg der reinen Bahngeschäfte im Vergleich 
zu bahnfremden Geschäften transparent wird. Er hat 
empfohlen, die Spartenergebnisse in der Berichter-
stattung an den Aufsichtsrat und im Bericht des 
Abschlußprüfers über die erweiterte Abschlußprüfung 
nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz künftig genauer 
darzustellen. Er hat ferner die Einführung einer aussa-
gefähigen Kalkulation empfohlen, um die Wirtschaft-
lichkeit einzelner Angebote beurteilen zu können. 

Die Deutsche Bundesbahn ist den Anregungen des 
Bundesrechnungshofes gefolgt. Sie hat die Geschäfts-
führung des Unternehmens veranlaßt, die Spartener-
folgsrechnung zu verbessern und ihre Ergebnisse in 
die Berichterstattung an den Aufsichtsrat und den 
Bericht über die erweiterte Abschlußprüfung einzu-
beziehen. Das Bundesministerium für Verkehr wird 
im Rahmen der Beteiligungsverwaltung darauf ach-
ten müssen, daß bahnfremde Geschäftsfelder von 
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Beteiligungsunternehmen nicht zu Lasten des Ke rn
-geschäfts der Deutsche Bahn AG subventioniert 

werden. 

96 Prüfung der Organisation und 
Personalausstattung des Bundesamtes 
für Post und Telekommunikation 
(Kapitel 13 05) 

Der Bundesrechnungshof hat die Organisation und 
die Personalausstattung des Bundesamtes für Post und 
Telekommunikation (Bundesamt) in den Jahren 1992 
und 1993 geprüft. Er stellte dabei fest, daß die allge-
meinen Organisationsgrundsätze nicht ausreichend 
beachtet und die Aufgaben in der Zentrale in Mainz 
auf zu viele Referate verteilt waren. Infolge der 
Liberalisierung auf dem Telekommunikationsmarkt 
kam es weiterhin zu einer Verringerung der Aufgaben 
des Bundesamtes. Dies war bei der Bemessung des 
Personalbedarfs noch nicht ausreichend berücksich-
tigt. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, die 
Organisation zu straffen und die Personalausstattung 
zu vermindern. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommunika-
tion hat das Prüfungsergebnis im wesentlichen aner-
kannt und dem Vorschlag des Bundesrechnungshofes 
zur Personaleinsparung entsprochen. Im Haushalts-
plan für das Jahr 1994 sind 181 Planstellen (über alle 
Laufbahngruppen hinweg) gestrichen worden; bei 
weiteren 15 Planstellen sind kw-Vermerke ausge-
bracht. Hieraus ergibt sich eine Einsparung von 
wenigstens 11 Mio. DM jährlich. 

97 Organisation und Personalbedarf 
der Standortverwaltungen 
und Kreiswehrersatzämter 
in den neuen Bundesländern 

97.1 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesmi-
nisterium) richtete im Herbst 1990 in den neuen 
Bundesländern 19 Standortverwaltungen und 26 
Kreiswehrersatzämter ein und legte unter Berücksich-
tigung der dort bestehenden Besonderheiten eine 
vorläufige Dienstpostenausstattung fest. Die endgül-
tige Organisationsstruktur sollte nach Entscheidung 
über die Stationierung der Streitkräfte festgesetzt 
werden. 

97.2 

Der Bundesrechnungshof hat aufgrund einer Orien-
tierungsprüfung Ende des Jahres 1991 festgestellt, 
daß auch unter Berücksichtigung der Übergangs-
schwierigkeiten in den neuen Bundesländern die 
Dienstpostenausstattung zu großzügig bemessen ge-
wesen ist. Die Aufgaben der Standortverwaltungen im 
Bereich der Truppenküchen und der Technischen 

Betriebsdienste hätten mit geringerem Personalauf-
wand erfüllt werden können. Auch der Auftrag der 
Kreiswehrersatzämter, die Grundwehrdienstleisten-
den zu mustern und einzuberufen, hätte mit weniger 
Personal ausgeführt werden können. Die Zahl der 
eingerichteten Kreiswehrersatzämter (26) hat der 
Bundesrechnungshof für überhöht angesehen und 
vorgeschlagen, mindestens 5 wieder aufzulösen. Im 
übrigen hat der Bundesrechnungshof die Verwen-
dung von methodisch unzureichenden Anhaltswerten 
zur Festlegung des Personalbedarfs beanstandet und 
empfohlen, den Personalbedarf nach einheitlichen 
und objektiven Maßstäben festzustellen. 

97.3 

Das Bundesministerium hat die Vorschläge des Bun-
desrechnungshofes aufgegriffen. Ein Personalberech-
nungsschlüssel für das zivile Küchenfach- und -hilfs-
personal wurde inzwischen in Kraft gesetzt. Ein neuer 
Personalberechnungsschlüssel für das Fachgebiet 
Allgemeine Wehrersatzangelegenheiten der Kreis-
wehrersatzämter soll ab September 1994 in den neuen 
Bundesländern angewendet werden. Mit der Erarbei-
tung eines neuen Personalberechnungsschlüssels für 
den Technischen Betriebsdienst nach analytischen 
Methoden der Arbeits- und Zeitwirtschaft wurde 
bereits begonnen. 

Das Bundesministerium werde, ausgehend von der 
vorläufigen Dienstpostenausstattung bei den Stand-
ortverwaltungen in den neuen Bundesländern, 1 070 
Dienstposten zurückziehen. Entsprechend dem Fort-
gang der Gebietsreform in den neuen Bundesländern 
beabsichtigt es, fünf Kreiswehrersatzämter wieder 
aufzulösen und die Zahl der Dienstposten um etwa 
230 zu verringern. 

Wegen der Besonderheiten in den neuen Bundeslän-
dern hat das Bundesministerium bisher davon abge-
sehen, Dienstpos ten zurückzuziehen. Der Bundes-
rechnungshof erkennt an, daß sich das Bundesmini-
sterium um eine Verminderung des Personals der 
Standortverwaltungen und der Kreiswehrersatzämter 
in den neuen Bundesländern bemüht und weitere 
Organisationsänderungen anstrebt. Das Bundesmini-
sterium sollte die aufgezeigten Einsparungen zügig 
umsetzen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei-
ter beobachten. 

98 Wärmeversorgung in Liegenschaften 
der Bundeswehr 
(Lager- und Depotgebäude) 
(Kapitel 14 12 Titel 517 01 und 519 01) 

Im Jahre 1993 gab das Bundesministerium der Vertei-
digung (Bundesministerium) für die Beheizung von 
Gebäuden etwa 390 Mio. DM aus. Für das Jahr 1994 
veranschlagte das Bundesministerium die Ausgaben 
auf rd. 428 Mio. DM. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Prüfungen auf 
dem Gebiet der rationellen Energieverwendung fort- 
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gesetzt und in mehreren Wehrbereichen untersucht, 
ob Wärmeenergie in Lager- und Depotgebäuden 
sparsam verwendet wird. Er hat ebenfalls geprüft, ob 
das Bundesministerium Mängel bei der Erfüllung der 
Forderungen des Energieeinsparungsgesetzes und 
der Heizungsanlagen-Verordnung beseitigt hat und 
ob Energieeinsparungen möglich sind. 

Der Bundesrechnungshof stellte bei seiner Prüfung 
fest, daß viele untersuchte Gebäude immer noch zu 
hoch beheizt wurden und häufig eine wirksame 
Nacht- und Wochenendabsenkung der Temperaturen 
in den Lagerhallen fehlte. Daneben wurde Wär-
meenergie durch bauliche und organisatorische Män-
gel des Lagerbetriebes unnötig verschwendet. Auch 
waren Forderungen des Nutzers an das Temperatur-
niveau überzogen und unplausibel. Da bei mittleren 
Heiztemperaturen schon ein Grad Temperaturredu-
zierung zu einer Energiekosteneinsparung von 6 v. H. 
führt, ist das Einsparpotential erheblich. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
aufgefordert, bestehende, am einzulagernden Mate-
rial orientierte Forderungen an das Temperaturniveau 
zu überprüfen und herabzusetzen, die aufgezeigten 
baulichen Mängel abzustellen und für die Durchset-
zung bereits ergangener Weisungen zu sorgen. 

Das Bundesministerium hat die Mängel anerkannt. Es 
hat bestehende Vorschriften überarbeitet und dabei 
die lagergutorientierten Temperaturforderungen her-
abgesetzt. Auch hat das Bundesministerium die Prü-
fungsergebnisse des Bundesrechnungshofes an sei-
nen nachgeordneten Bereich zur Auswertung und 
Veranlassung von Maßnahmen übersandt und die 
Weisung erteilt, veraltete Heizungssteueranlagen zu 
sanieren, Anlagen effektiver zu überwachen, beste-
hende Vorschriften besser durchzusetzen und die 
Dienst- und Fachaufsicht zu verstärken. 

Der Bundesrechnungshof wird die Umsetzung der 
eingeleiteten Maßnahmen auf dem Gebiet der ratio-
nellen Energieverwendung weiter beobachten. 

99 Verringerung der Ausgaben für 
Betriebsstoffe 
(Kapitel 14 17 Titel 522 01 und Kapitel 14 15 
Titel 552 11) 

99.1 

Die Bundeswehr versorgt aus ihren Beständen auslän-
dische Truppenteile, Behörden und zivile Empfän-
ger gegen Entgelt mit Betriebsstoffen (bis zu rd. 
120 000 m3  jährlich). Die Einnahmen betragen rd. 
40 Mio. DM jährlich. 

Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß die 
Entgelte nicht alle Nebenkosten der Bundeswehr, 
z. B. Mieten für Tankanlagen und Eisenbahnkessel

-

wagen, berücksichtigten. Im August 1993 folgte das 
Bundesministerium der Verteidigung (Bundesmini-
sterium) den Anregungen des Bundesrechnungshofes 
und konnte die Einnahmen dadurch schon im 2. Halb-
jahr 1993 um 1 Mio. DM steigern; vom Jahre 1994 an  

ist mit Mehreinnahmen von rd. 4 Mio. DM jährlich zu 
rechnen. 

99.2 

Der Bundesrechnungshof hatte dem Bundesministe-
rium aufgrund der geänderten militärischen Lage 
empfohlen, die Betriebsstoffbevorratung erheblich zu 
verringern. Damit konnten auch von der Mineralölin-
dustrie angemieteter Lagerraum gekündigt und zivile 
Mitbenutzer für die bundeseigenen Lager gewonnen 
werden. 

Einer Forderung des Bundesrechnungshofes, die 
geringere Lagerraummiete im Haushalt zu berück-
sichtigen (Drucksache 11/7810 Nr. 26), kam das Bun-
desministerium nach und kürzte den Haushaltsansatz 
des Jahres 1994 für die Lagerung von Betriebsstoffen 
um 5 Mio. DM. 

100 Verrechnung von Kosten objektbezogener 
freier Forschung und Entwicklung 
in Selbstkostenpreisen 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung der 
Ausgaben für die Entwicklung und Beschaffung der 
Mehrzweckwaffe MW-1 für das Waffensystem Tor-
nado im Jahre 1989 festgestellt, daß ein Unternehmen 
in seinen Selbstkostenpreisen für die Serienvorberei-
tung Kosten objektbezogener freier Forschung und 
Entwicklung verrechnet hatte, obwohl diesem Ver-
trag eine vom Bund finanzierte gebundene Entwick-
lung vorausgegangen war. 

Der Bundesrechnungshof hat bereits während der 
Erhebungen das Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung auf die Unzulässigkeit dieser Verrech-
nung hingewiesen und gebeten, die überzahlten 
Beträge vom Auftragnehmer zurückzufordern bzw. zu 
verrechnen und vorläufig einen Betrag in Höhe von 
3 Mio. DM einzubehalten. 

Der Auftragnehmer lehnte zunächst die Verrechnung 
des vorsorglich einbehaltenen Betrages ab und berief 
sich dabei auf die damalige Angebots- und Vergabe-
praxis. 

Erst nach jahrelangen Verhandlungen gab das Unter-
nehmen sein Verlangen auf und stimmte der endgül-
tigen Verrechnung zu. Damit wurde dem Bundes-
haushalt ein Betrag in Höhe von insgesamt 2 564 117 
DM wieder zugeführt. 

101 Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(Kapitel 31 03 Titelgruppe 01) 

101.1 

Der Bundesrechnungshof stellte in mehreren Prü-
fungsverfahren fest, daß Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (BAföG) gewährt 
werden, die über den individuellen Bedarf hinausge- 



Drucksache 12/8490 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

hen oder dem Zweck staatlicher Ausbildungsförde-
rung nicht entsprechen. 

So werden bei der Berechnung von BAföG-Leistun-
gen Geschwister unterschiedlich berücksichtigt, je 
nachdem, ob sie sich in einer Ausbildung für die 
Laufbahnen des gehobenen oder mittleren Dienstes 
befinden. BAföG-Berechtigte, deren Geschwister für 
die Laufbahn des gehobenen Dienstes ausgebildet 
werden, werden durch die derzeitige Regelung erheb-
lich begünstigt. Außerdem werden bei der Einkom-
mensberechnung in Ausbildung befindliche Ge-
schwister auch dann berücksichtigt, wenn sie auf-
grund der Höhe ihres Einkommens ihre Unterhalts-
verpflichteten finanziell nicht belasten. 

Ferner reicht nach den Prüfungsergebnissen des Bun-
desrechnungshofes für einen objektiven Nachweis 
über die geordnete Durchführung des Studiums eine 
einmalige Leistungsüberprüfung nach Ablauf des 
vierten Fachsemesters nicht aus; bei diesem Verfah-
ren werden Leistungen nach dem BAföG auch an nur 
formell immatrikulierte Studierende gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Wissenschaft (Bundesmini-
sterium) eine Änderung der gesetzlichen Regelungen 
empfohlen. Insbesondere hat er eine weitere Überprü-
fung des Studienstandes für erforderlich gehalten. 

101.2 

Der Bundesrechnungshof stellte in seinen Prüfungen 
außerdem fest, daß das Verwaltungsverfahren in 
verschiedener Hinsicht zu verbessern ist. 

So werden in Fällen, in denen Steuerbescheide vor-
gelegt werden, die unter dem Vorbehalt der Nachprü-
fung gemäß § 164 Abgabenordnung stehen, die För-
derungsbescheide nicht unter Vorbehalt erlassen, so 
daß eine spätere Überprüfung und die Rückforderung 
zuviel gezahlter Förderungsmittel unterbleiben. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb angeregt, in Zu-
kunft einen Rückforderungsvorbehalt in die Förde-
rungsbescheide aufzunehmen. 

Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes ergaben 
ferner, daß der Verwaltungsaufwand für die Fest-
stellung der vermögenswirksamen Leistungen des 
Arbeitgebers bei der Einkommensermittlung erheb-
lich ist. Dabei sind die Auswirkungen auf die Förde-
rungsleistungen gering. Der Bundesrechnungshof 
hat deshalb vorgeschlagen, die vermögenswirksamen 
Leistungen mit einer Pauschale zu berücksichtigen. 

101.3 

Das Bundesministerium hat die Vorschläge des Bun-
desrechnungshofes aufgegriffen. Es beabsichtigt, im 
Rahmen des 17. BAföG-Änderungsgesetzes zu re-
geln, daß bei der Ermittlung des anzurechnenden 
Eltern-/Ehegatteneinkommens nur tatsächlich Unter-
halt beziehende Auszubildende berücksichtigt wer-
den. Außerdem soll die Vorlage eines weiteren Lei-
stungsnachweises verlangt werden. Die Festsetzung 
von Förderungsleistungen unter dem Vorbehalt der 

Rückforderung bei Vorlage von Steuerbescheiden 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung und die Pau-
schalierung der vermögenswirksamen Leistungen des 
Arbeitgebers bei der Einkommensermittlung sollen 
durch Änderungen der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum BAföG umgesetzt werden. 

Das Bundesministerium erwartet finanzielle Einspa-
rungen für den Bund durch die beiden beabsichtigten 
gesetzlichen Änderungen in Höhe von etwa 40 Mio. 
DM jährlich. 

102 Gestaltungsformen zur Erlangung des 
Vorsteuerabzugs 
(Kapitel 60 01 Titel 015 01) 

Die Finanzverwaltung hat seit Einführung des Mehr-
wertsteuersystems (Umsatzsteuergesetz 1967) immer 
wieder über die Anerkennung von Gestaltungsfor-
men zur Erlangung des Vorsteuerabzugs zu entschei-
den. 

Ein Unternehmer kann die in Rechnungen gesondert 
ausgewiesene Steuer für Lieferungen oder sonstige 
Leistungen, die von anderen Unternehmen für sein 
Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer 
von seiner Umsatzsteuer abziehen (§ 15 Abs. 1 Um-
satzsteuergesetz — UStG —). 

Vom Vorsteuerabzug grundsätzlich ausgeschlossen 
ist die Steuer für Lieferungen und sonstige Leistun-
gen, die der Unternehmer zur Ausführung steuerfreier 
Umsätze verwendet (§ 15 Abs. 2 UStG). 

Der Ausschluß vom Vorsteuerabzug tritt u. a. nicht 
ein, wenn der Unternehmer, wie dies bei bestimmten 
steuerfreien Umsätzen möglich ist, auf die Steuerbe-
freiung der Umsätze verzichtet hat, denen die Vor-
steuerbeträge zuzuordnen sind. 

Die Möglichkeit des Verzichts auf die Steuerbefreiung 
für Umsätze aus der Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken hatte seit der Einführung des 
Mehrwertsteuersystems vom 29. Mai 1967 (UStG) zu 
— teilweise mißbräuchlichen — Gestaltungsformen 
zur Erlangung des Vorsteuerabzugs geführt. 

Die Gestaltungen stellten sich in der Regel wie folgt 
dar: 

Ein mit seinen Umsätzen steuerbefreiter und nicht 
vorsteuerabzugsberechtigter Unternehmer plante die 
Errichtung eines Gebäudes, das seinem Unternehmen 
dienen soll. 

Um dennoch in den Genuß des Vorsteuerabzugs für 
die mit der Errichtung des Gebäudes verbundenen 
Vorleistungen zu gelangen, wurde ein weiterer Unter-
nehmer (in der Regel eine Personengesellschaft, an 
der der nicht vorsteuerabzugsberechtigte Unterneh-
mer die Mehrheit hat, oder im gemeinnützigen 
Bereich ein Förderverein) mit dem Bau des Gebäudes 
beauftragt, der es nach Fertigstellung unter Verzicht 
auf die Steuerbefreiung an den nicht vorsteuerab-
zugsberechtigten Unternehmer vermietete. 

Der bauende Unternehmer erhielt den sofortigen 
Vorsteuerabzug. Wirtschaftlich kam dieser Vorsteu- 
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erabzug damit dem an sich nicht berechtigten Unter-
nehmer zugute. 

Dieses Gestaltungsmodell wurde bei folgenden Bau-
ten angewendet: 

— Volksbanken und Sparkassen, 

— Schulgebäude von Privatschulen, 

— Volkshochschulen von Gemeinden, 

— Krankenhäuser, Altenpflegeheime, Kindergär-
ten. 

Die Finanzverwaltung war bei diesen sich in der 
gesetzlichen Grauzone befindlichen Sachverhaltsge-
staltungen immer auf langwierige Einzelfallermittlun-
gen angewiesen; trotzdem konnte sie in der Mehrzahl 
der Fälle den Vorsteuerabzug nicht verhindern, wie 
die örtlichen Erhebungen des Bundesrechnungshofes 
gezeigt haben. 

Insbesondere mußte sie in jedem Einzelfall prüfen, 
inwieweit ein Mißbrauch von rechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten im Sinne von § 42 Abgabenord-
nung vorgelegen hat; dieser ist dann zu verneinen, 
wenn vernünftige außersteuerliche Gründe für die 
gewählte Gestaltung sprechen. 

Die von den Umsatzsteuer-Referatsleitern des Bundes 
und der Länder in den Jahren 1990 und 1992 zum 
sogenannten Sparkassen- und Volksbankenmodell 
erlassenen Verwaltungsanweisungen, die auch auf 
ähnliche Gestaltungsformen anzuwenden waren, 
haben den Mißbrauch nicht verhindern können. 

Einerseits sind diese Anweisungen nicht oder nicht 
sofort bundesweit umgesetzt worden, da einige Lan-
desfinanzbehörden vermeintlich zu berücksichti-
gende Grundsätze von Treu und Glauben stärker als 
andere Landesfinanzbehörden anerkannt haben, zum 
anderen hat den Finanzbehörden die Übertragung 
der Verwaltungsanweisung zum Sparkassen- und 
Volksbankenmodell auf ähnliche Gestaltungsformen 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. 

Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1993 das Bun-
desministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
gebeten, eine gesetzliche Einschränkung des Ver-
zichts auf Steuerbefreiung zu prüfen, die erhebliche 
Steuerausfälle verhindern würde. Das Bundesmini-
sterium hat diese Anregung aufgegriffen. 

Der Deutsche Bundestag hat durch das mit Zustim-
mung des Bundesrates beschlossene Gesetz zur 
Bekämpfung des Mißbrauchs und zur Bereinigung 
des Steuerrechts vom 21. Dezember 1993 die einschlä-
gige Vorschrift des § 9 Abs. 2 UStG geändert; bei 
Umsätzen im Zusammenhang mit einem Grundstück 
(z. B. Vermietung und Verpachtung) ist ein Verzicht 
auf die Steuerbefreiung und ein damit verbundener 
Vorsteuerabzug nunmehr nur zulässig, soweit der 
Unternehmer nachweist, daß das Grundstück aus-
schließlich für Umsätze verwendet wird, die den 
Vorsteuerabzug nicht ausschließen. Dem Bundes-
haushalt werden dadurch künftig erhebliche Mehr-
einnahmen durch nicht erstattete Vorsteuern bei der 
Umsatzsteuer erwachsen. 

103 Umsetzung der Richtlinie 91/680/EWG des 
Rates vom 16. Dezember 1991 zum 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystem 
und zur Beseitigung der Steuergrenzen 
(Kapitel 60 01 Titel 015 01) 

Das Umsatzsteuergesetz (UStG) macht die Verpflich-
tung zur Abgabe von monatlichen oder vierteljährli-
chen Voranmeldungen und zur Leistung von entspre-
chenden Vorauszahlungen wie auch die Befreiung 
von diesen Verpflichtungen von den Steuerbeträgen 
des vorangegangenen Kalenderjahres abhängig. Zur 
Abgabe von monatlichen Voranmeldungen ist danach 
nur verpflichtet, wessen Steuer im vorangegangenen 
Kalenderjahr nach Abzug der abzusetzenden Vor-
steuerbeträge mehr als 6 000 DM be tragen hat; 
beträgt diese Steuer nicht mehr als 1 000 DM, so kann 
das Finanzamt den Unternehmer von der Verpflich-
tung zur Abgabe der Voranmeldungen und Entrich-
tung der Vorauszahlungen befreien (§ 18 Abs. 2 
UStG). 

Die Einfuhr von Gegenständen unterlag bislang der 
vom Zoll erhobenen Einfuhrumsatzsteuer, die minde-
stens monatlich anzumelden war und spätestens bis 
zum 16. Tag des Folgemonats vereinnahmt wurde. 

Das Gesetz zur Anpassung des Umsatzsteuergesetzes 
und anderer Rechtsvorschriften an den EG-Binnen-
markt (UStBG) vom 25. August 1992 hat die Einfuhr 
aus den Mitgliedstaaten der EU auf eine neue Grund-
lage gestellt. Der innergemeinschaftliche gewerbli-
che Warenverkehr ist nunmehr als innergemein-
schaftlicher Erwerb von dem Erwerber zu versteu-
ern. 

§ 18 Abs. 2 UStG bestimmte in der ersten durch das 
UStBG geänderten Fassung, daß für die Betragsgren-
zen des vorangegangenen Kalenderjahres zur Bestim-
mung der Abgabe- und Vorauszahlungsverpflichtun-
gen die Steuer auf innergemeinschaftliche Erwerbe 
im Inland gegen Entgelt nicht zu berücksichtigen 
ist. 

Der Bundesrechnungshof hat Ende März 1992 das 
Bundesministerium der Finanzen (Bundesministe-
rium) darauf hingewiesen, daß die Anmeldung der 
Umsatzsteuer auf den innergemeinschaftlichen Er-
werb durch diese Vorschrift ggf. auf den Zeitpunkt der 
Abgabe der Vierteljahresanmeldung oder der Jahres-
erklärung hinausgeschoben würde mit der Folge 
späterer Zahlung der Umsatzsteuer. Das Bundesmini-
sterium hat diesen Hinweis zunächst nicht auf gegrif-
fen,  da nach den damaligen Erkenntnissen die zur 
Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer verpflichteten 
Unternehmer in der Regel zur Abgabe von monatli-
chen Umsatzsteuer-Voranmeldungen verpflichtet ge-
wesen sind. Das Bundesministerium hat deshalb nur 
mit einem geringen Umsatzsteuerausfall durch die 
Verschiebung der Erhebung der für innergemein-
schaftliche Erwerbe zu entrichtenden Umsatzsteuer 
gerechnet. 

Im Dezember 1992 hat der Bundesrechnungshof das 
Bundesministerium auf die Gefahr des Mißbrauchs 
dieser Vorschrift zur Vermeidung der zeitnahen 
Abführung der Umsatzsteuer hingewiesen. Dies gilt 
insbesondere in Fällen der Gründung inländischer 
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Tochterunternehmen ausländischer Gesellschaften. 
Soweit das inländische Tochterunternehmen aus-
schließlich Waren von der im Gebiet der EU ansässi-
gen Muttergesellschaft bezieht und ohne Gewinnauf-
schlag an inländische Unternehmer weiterveräußert, 
fällt ausschließlich Steuer auf innergemeinschaftliche 
Erwerbe an, die nach § 18 Abs. 2 UStG nicht zu be-
rücksichtigen ist. Da die Steuer somit unter 1 000 DM 
bleibt, hätte das inländische Tochterunternehmen die 
vereinnahmte Umsatzsteuer ggf. erst mit der Umsatz-
steuer-Jahreserklärung abzuführen. Die Jahreserklä-
rungen werden im Regelfall aufgrund gewährter Frist-
verlängerungen erst weit nach Jahresablauf abgege-
ben. Der inländische Abnehmer hat diese Umsatz-
steuer aber bereits im Rahmen seiner Voranmeldung 
für den Monat des Warenbezugs auf seine Steuer-
schuld angerechnet. 

Eine im Januar 1993 gezahlte und vom Abnehmer als 
Vorsteuer berücksichtigte Umsatzsteuer wäre so vom 
Finanzamt ggf. erst im Jahre 1995 zu vereinnahmen. 
Bei zwischenzeitlicher Zahlungsunfähigkeit oder 
Konkurs der Tochtergesellschaft könnte ein endgülti-
ger Steuerausfall eintreten. 

Das Bundesministerium hat die Anregung des Bun-
desrechnungshofes zur Beseitigung dieser Miß-
brauchsmöglichkeit aufgegriffen und dem Gesetzge-
ber eine entsprechende Änderung des § 18 Abs. 2 
UStG vorgeschlagen. Diese ist mit dem Gesetz zur 
Bekämpfung des Mißbrauchs und zur Bereinigung 
des Steuerrechts vom 21. Dezember 1993 beschlossen 
worden und am 1. Januar 1994 in Kraft getreten. 

104 Befreiung von der 
Umsatzsteuer-Abzugsverpflichtung 
(Kapitel 60 01 Titel 015 01) 

Führt ein im Ausland ansässiger Unternehmer eine 
steuerpflichtige Werklieferung oder sonstige Leistung 
an einen inländischen Leistungsempfänger aus, so hat 
dieser von der von ihm zu zahlenden Gegenleistung 
die Umsatzsteuer einzubehalten und an das für ihn 
zuständige Finanzamt abzuführen (sogenanntes Um-
satzsteuer-Abzugsverfahren). Diese Verpflichtung 
besteht nur, wenn der Leistungsempfänger ein Unter-
nehmer oder eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts ist. Nach dem bis Ende des Jahres 1992 
geltenden § 53 Abs. 1 Satz 3 Umsatzsteuerdurchfüh-
rungsverordnung (UStDV) konnte der Leistungsemp-
fänger von dieser Verpflichtung befreit werden, 
soweit zu erwarten war, daß der im Ausland ansässige 
Unternehmer aufgrund der Nichterhebungsgrenze 
gemäß § 19 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) in 
Höhe von 25 000 DM (Kleinunternehmerregelung) 
keine Umsatzsteuer zu entrichten hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat beim Bundesministe-
rium der Finanzen (Bundesministerium) und beim 
Bundesamt für Finanzen das Umsatzsteuer-Abzugs-
verfahren geprüft. Er hat bei seinen Erhebungen 
festgestellt, daß in Fällen, in denen der Umsatzfreibe-
trag von 25 000 DM durch den ausländischen Unter-
nehmer überschritten wurde, der inländische Lei-
stungsempfänger seiner Einbehaltungs- und Abfüh-
rungspflicht der Umsatzsteuer in einer Vielzahl von 

Fällen nicht nachgekommen war. Dies hat der Bun-
desrechnungshof dem Bundesministerium in einer 
Prüfungsmitteilung im Jahre 1990 mitgeteilt. Das 
Bundesministerium hat geantwortet, daß es die Prü-
fungsmitteilung des Bundesrechnungshofes zum An-
laß genommen hat, auf eine Änderung der Rechtslage 
hinzuwirken. Danach gilt ab 1. Januar 1993 die 
Kleinunternehmerregelung des § 19 Abs. 1 UStG nur 
noch für Unternehmer, die im Inland oder in den in § 1 
Abs. 3 UStG bezeichneten Zollfreigebieten ansässig 
sind; § 53 Abs. 1 Satz 3 UStDV ist gestrichen worden. 
Soweit für einen Leistungsempfänger die Verpflich-
tung besteht, die Steuer von der Gegenleistung ein-
zubehalten und an das für ihn zuständige Finanzamt 
abzuführen, ist nunmehr dieser Verpflichtung unein-
geschränkt nachzukommen. Dem Bundeshaushalt 
werden dadurch künftig erhebliche Mehreinnahmen 
durch zutreffende Einbehaltung und Abführung der 
Umsatzsteuer im Abzugsverfahren erwachsen. 

105 Verwaltung des Ausgleichsfonds zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
(Drittes Verstromungsgesetz) 
(Titel 099 der Wirtschaftspläne 1988 bis 1991) 

105.1 

Nach dem Dritten Verstromungsgesetz werden die 
Mittel des Sondervermögens „Ausgleichsfonds zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes" durch eine Aus-
gleichsabgabe (sogenannter Kohlepfennig) aufge-
bracht. Diese Abgabe wird von rd. 1 400 Schuldnern 
im Wege der Selbstveranlagung ermittelt und vom 
Bundesamt für Wirtschaft (Bundesamt) als Verwalter 
des Sondervermögens endgültig festgesetzt. Das Son-
dervermögen hat Einnahmen aus der Ausgleichsab-
gabe in Höhe von über 5 Mrd. DM im Jahr. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß es zu 
erheblichen Rückständen bei der Bearbeitung von 
Selbstveranlagungen gekommen ist, die dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft (Bundesministerium) be-
reits aufgrund einer in den Jahren 1978/1979 durch-
geführten Organisationsprüfung bekannt waren. Im 
Jahre 1991 war die Ausgleichsabgabe für 4 600 
Selbstveranlagungen noch nicht endgültig festge-
setzt. 

Zu diesen mehrjährigen Rückständen haben insbe-
sondere ein häufiger Personalwechsel, die Nichtbe-
setzung von Dauerarbeitsplätzen sowie der Einsatz 
von Mitarbeitern mit auf 18 Monaten befristeten 
Zeitdienstverträgen geführt. Der Bundesrechnungs-
hof hat angeregt, von personellen Umsetzungen abzu-
sehen und den Anteil von Beschäftigten mit Zeit-
dienstvertrag zurückzuführen. 

Das Bundesministerium und das Bundesamt haben 
die Anregungen des Bundesrechnungshofes aufge-
griffen. Sie bemühen sich gemeinsam, eine Beschleu-
nigung des Bearbeitungsprozesses bei der Veranla-
gung der Ausgleichsabgabe sowie einen effizienten 
Personaleinsatz sicherzustellen. 
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105.2 

Das Dritte Verstromungsgesetz enthielt für die Fest-
setzung der Ausgleichsabgabe keine Verjährungsvor-
schriften. Während das Bundesamt zunächst von einer 
30jährigen Verjährungsfrist ausging, schränkte die 
Rechtsprechung die Frist auf vier Jahre, später auf ein 
Jahr ein. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die unklare Rechtslage zu Mehrbelastungen des 
Bundesamtes geführt hat und daß in bislang rd. 900 
Fällen die Ausgleichsabgabe aufgrund des Verjäh-
rungseintritts nicht mehr endgültig festgesetzt wer-
den konnte. 

Nach dem inzwischen in Kraft getretenen Gesetz zur 
Sicherung des Einsatzes von Steinkohle in der Ver-
stromung und zur Änderung des Atomgesetzes und 
des Stromeinspeisungsgesetzes ist in das Dritte Ver-
stromungsgesetz eine Regelung zur Festsetzungsver-
jährung aufgenommen worden. Das Bundesministe-
rium ist der Ansicht, daß für zurückliegende Fälle eine 
akute Verjährungsgefahr nicht mehr besteht. 

105.3 

Nach weiteren Feststellungen des Bundesrechnungs-
hofes unterblieben in einigen Fällen Abgabefestset-
zungen, obwohl alle den Abgabetatbestand begrün-
denden Voraussetzungen erfüllt waren. Außerdem 
hatte bei den größten Abgabeschuldnern noch keine 
Außenprüfung stattgefunden. 

Das Bundesministerium hat eine Lösung der beste-
henden Probleme bei der Abgabefestsetzung zuge-
sagt und mitgeteilt, es habe inzwischen mit örtlichen 
Prüfungen bei diesen Abgabeschuldnern begonnen. 

105.4 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei-
ter beobachten. 

106 Informationstechnik bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (An-
stalt) setzt zur Verwaltung ihrer Einnahmen und 
Ausgaben Informationstechnik ein. Für den Betrieb 
und die Beschaffung von Geräten der Informations-
technik wendet die Anstalt jährlich mehr als 50 Mio. 
DM auf. 

Der Bundesrechnungshof stellte bei einer Prüfung 
eine Vielzahl von unwirtschaftlichen Beschaffungen 
fest. 

— Die Anstalt hatte die meisten Geräte der Informa-
tionstechnik weit über die Mindestmietzeit von 
zumeist drei Jahren hinaus gemietet und dabei 
Mietsummen gezahlt, die teilweise mehr als das 
Doppelte des ursprünglichen Kaufpreises betru-
gen. Allein bei den zum Zeitpunkt der Prüfung 

(Ende des Jahres 1992) noch bestehenden Mietver-
trägen zahlte sie an Miete über 17 Mio. DM mehr 
im Vergleich zu den in den Verträgen angegebe-
nen Kaufpreisen in Höhe von 20 Mio. DM. Die 
Anstalt ging bei Abschluß der Mietverträge von 
kürzeren voraussichtlichen Nutzungszeiten aus. 
Die Standzeiten verlängerten sich aber insbeson-
dere wegen der sich aus den rechtlichen und 
organisatorischen Folgen der Deutschen Einheit 
und neuen Gesetzesvorhaben (z. B. Rentenreform-
gesetz 1992) ergebenden Aufgaben. Seit Ende des 
Jahres 1992 hat die Anstalt die Mietverträge aller-
dings weitgehend auf Kauf oder Leasing umge-
stellt und es gelang ihr in Verhandlungen, den 
bei Umwandlungen fälligen Restkaufpreis um 
2,5 Mio. DM zu verringern. 

— Die Anstalt hatte Leasingverträge für Geräte mit 
einem Anschaffungswert von 50 Mio. DM abge-
schlossen. Sie hätte je nach zugrundezulegendem 
Zinssatz bei Kauf der Geräte mindestens 1 Mio. 
DM einsparen können. Ältere Leasingverträge aus 
den Jahren 1987 bis 1988 führten im Vergleich zum 
Kauf zusätzlich zu Mehrzahlungen, da die Min-
destleasingzeiten überschritten wurden. Die An-
stalt hat beim Abschluß von Leasingverträgen 
nicht in ausreichendem Maße die Beschaffungsal-
ternative Kauf in Wirtschaftlichkeitsvergleiche 
einbezogen. 

— Die von der Anstalt vereinbarten Verträge für die 
Vollwartung von Arbeitsplatzausstattungen verur-
sachten Ausgaben in Millionenhöhe. Wegen der 
geringen Störanfälligkeit der Geräte waren die 
Verträge unwirtschaftlich. Außerdem schloß sie für 
solche Geräte auch für die Dauer der Gewährlei-
stung regelmäßig Wartungsverträge ab. Allein bei 
einem geprüften Vertrag standen den Aufwendun-
gen von mehr als 560 000 DM keine Leistungen 
gegenüber. 

Der Bundesrechnungshof hat der Anstalt empfohlen, 
künftig 

— vor Auftragsvergabe die Nutzungszeiträume an-
gemessener zu schätzen, einen Wirtschaftlich-
keitsvergleich der Beschaffungsalternativen 
durchzuführen und bei der Wahl der Vertragsart zu 
berücksichtigen, 

— die Wirtschaftlichkeit bestehender Miet- und Lea-
singverträge zum Ende der Mindestvertragsdauer 
zu prüfen und 

— ein bedarfsorientiertes Wartungskonzept zu erar-
beiten. 

Die Anstalt hat die Beanstandungen anerkannt; sie 
werde sich bemühen, künftig die Nutzungszeiträume 
besser zu schätzen und vor jeder Investitionsentschei-
dung einen Wirtschaftlichkeitsvergleich vornehmen. 
Ende des Jahres 1993 hat die Anstalt mitgeteilt, daß 
sie sich aus wirtschaftlichen Gründen für den Kauf 
ihrer Informationstechnik entschieden habe. 

Die Anstalt wird durch wirtschaftliche Vertragswahl 
erhebliche Einsparungen erzielen können, deren 
Höhe vom Auftragswert abhängig ist. Bei der Beurtei-
lung der Wirtschaftlichkeit der unterschiedlichen Ver- 
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tragsarten sind umfassend alle für den Bund relevan-
ten Aspekte zu berücksichtigen. Die Anstalt wird 
daneben durch neue Wartungsvereinbarungen die 
Wartungskosten nachhaltig senken und durch die 
Verbesserung der Gewährleistungsregelungen wei-
tere Einsparungen erzielen können. 

107 Privatisierung eines 
Binnenfischereiunternehmens 
durch die Treuhandanstalt 

107.1 

Die Treuhandanstalt erhielt im Zuge der Privatisie-
rung eines Binnenfischereiunternehmens mehrere 
Angebote für die Übernahme des Gesamtunterneh-
mens und für Teilbetriebe. Sie traf während des 
Privatisierungsverfahrens Teilentscheidungen, die 
auf die Realisierung des Unternehmenskonzepts der 
späteren Käufer ausgerichtet waren, ohne eine nach-
vollziehbare Gegenüberstellung mit den anderen 
Angeboten vorgenommen zu haben. So verpachtete 
sie Anfang Juli 1992 in Übereinstimmung mit dem 
Käuferkonzept zunächst die Teichwirtschaften des 
Unternehmens an ehemalige Mitarbeiter und ver-
kaufte einzelne Vermögensteile (u. a. die Fischbe-
stände und die Ausrüstungsgegenstände für die 
Teichwirtschaften) an die Pächter. In der treuhand-
internen Entscheidungsvorlage über die Ende August 
1992 vollzogene Veräußerung der Gesellschaftsan-
teile wurden die Käufer, von denen drei gleichzeitig 
Pächter waren, unzutreffend als einzige Bewerber 
genannt, neben denen „keine anderen Interessenten 
zur Verfügung standen". 

Das den Entscheidungen zugrundeliegende Unter-
nehmenskonzept der Käufer wies in seinem allgemei-
nen Teil auf die Notwendigkeit besonderer Investi-
tionsmaßnahmen hin, diese waren jedoch in der 
zusammenfassenden Aufstellung aller geplanten 
Investitionen zur Ermittlung des Finanzbedarfs nicht 
berücksichtigt. Außerdem sah das Konzept einen 
jährlichen „Ausgleichsbetrag" zur Verbesserung der 
Betriebsergebnisse der Teichwirtschaften des Unter-
nehmens durch ein Bundesland vor. Zusagen des 
Bundeslandes gab es aber nicht. In der Entschei-
dungsvorlage zum Verkauf der Gesellschaftsanteile 
wurde gleichwohl die Plausibilität des Unterneh-
menskonzepts bestätigt. 

Für die Veräußerung der Vermögensteile des Unter-
nehmens an die Pächter hatte die Treuhandanstalt 
keine verkaufsbegründende Entscheidungsvorlage 
erstellt. Die Treuhandanstalt erzielte einen Kaufpreis 
von rd. 710 000 DM. Der Buchwert der zum großen 
Teil nach dem 1. Juli 1990 angeschafften Vermö-
gensgegenstände betrug zum Verkaufszeitpunkt 
rd. 3,2 Mio. DM. 

Die Gesellschaftsanteile verkaufte die Treuhandan-
stalt für 1 DM. Zum Vermögen der Gesellschaft 
gehörten rd. 4 300 ha Grundbesitz, der teilweise 
preußisches Staatseigentum und teilweise Bodenre-
formland gewesen war. Darin enthalten waren 
Grundstücke mit einer Gesamtfläche von rd. 250 ha, 
die im Kaufvertrag vorbehaltlos als Eigentum der 

Gesellschaft aufgeführt wurden. Hinsichtlich der übri-
gen Grundstücke bestimmte der Kaufvertrag, daß sie 
nur insoweit endgültig in das Eigentum der Gesell-
schaft fallen, wie das be troffene Bundesland oder die 
Bundesrepublik Deutschland keine Ansprüche darauf 
erheben oder mögliche Ansprüche rechtsgültig abge-
wiesen werden. Eine Klärung möglicher Restitutions-
ansprüche wurde bis heute nicht herbeigeführt. Der 
Kaufvertrag enthält keine Klausel mit Besserungs-
scheincharakter für den Fall, daß weiteres Grundver-
mögen endgültig im Eigentum der Gesellschaft ver-
bleibt. Ein aktueller Verkehrswert der Grundstücke 
wurde nicht ermittelt. Ihr Buchwert war in der DM-
Eröffnungsbilanz mit rd. 8,3 Mio. DM ausgewiesen. 
Hinzu kam der Buchwert der Bauten, der zum Ver-
kaufszeitpunkt rd. 30,7 Mio. DM be trug; darin waren 
im Jahre 1991 getätigte Investitionen in Höhe von 
rd. 6,1 Mio. DM enthalten. Der Buchwert der techni-
schen Anlagen und Maschinen, in die nach dem 1. Juli 
1990 rd. 0,5 Mio. DM investiert worden waren, belief 
sich auf rd. 1,4 Mio. DM. Die Treuhandanstalt über-
nahm ferner Verbindlichkeiten des Unternehmens in 
Höhe von rd. 20 Mio. DM. 

Ende des Jahres 1992 regte die Unternehmensgruppe 
Land- und Forstwirtschaft der Treuhandanstalt an , 
durch das Direktorat Recht prüfen zu lassen, ob der 
Leiter der Niederlassung bei dem Verkauf der 
Geschäftsanteile des Unternehmens gegen Grund-
sätze der Treuhandanstalt verstoßen habe. Diese 
Anregung wurde jedoch nicht aufgegriffen. 

107.2 

Der Bundesrechnungshof hält die Entscheidungen 
der Treuhandanstalt über die Verpachtung der Teich-
wirtschaften, die Verwertung einzelner Vermögens-
teile und den Verkauf der Gesellschaftsanteile nicht 
für sachgerecht. Er hat darauf hingewiesen, daß 

— die unzulängliche Auswertung der Angebote, 

— die auf das Unternehmenskonzept der Käufer 
abgestimmten Verwertungsentscheidungen wäh-
rend des Privatisierungsverfahrens, durch die die 
weitere Unternehmensentwicklung in erhebli-
chem Ausmaß festgelegt und die abschließende 
Verkaufsentscheidung präjudiziert wurden, so-
wie 

— die unzutreffende Angabe in der Entscheidungs-
vorlage über das Fehlen „anderer Interessenten" 

zeigen, daß die sich bietenden Privatisierungsalterna-
tiven nicht unvoreingenommen miteinander vergli-
chen wurden und keine ausgewogene Entscheidung 
zwischen allen Privatisierungsmöglichkeiten getrof-
fen wurde. Die Bestätigung der Plausibilität des in 
sich widersprüchlichen Unternehmenskonzepts in 
der Entscheidungsvorlage zum Verkauf der Gesell-
schaftsanteile hat der Bundesrechnungshof als weite-
ren Anhaltspunkt für eine nachlässige Vorbereitung 
der Privatisierungsentscheidung gewertet. 

Weiterhin hat der Bundesrechnungshof beanstandet, 
daß über den Verkauf der Vermögensteile keine 
Entscheidungsvorlage erstellt wurde. Für den Bun- 
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desrechnungshof ist nicht nachvollziehbar, daß sich 
die Treuhandanstalt mit einem Kaufpreis für die 
Vermögensteile zufrieden gab, der nur rd. 20 v. H. des 
Buchwertes der teilweise fast neuwertigen Vermö-
gensgegenstände betrug. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die Veräußerung der Gesellschaftsanteile zum 
Preis von 1 DM einer werthaltigen Schenkung gleich-
kommt, wobei der finanzielle Schaden für die Treu-
handanstalt in zweistelliger Millionenhöhe liegen 
dürfte. Der Bundesrechnungshof hat ferner beanstan-
det, daß es die Treuhandanstalt unterließ, in den 
Kaufvertrag eine Klausel mit Besserungsscheincha-
rakter aufzunehmen, denn insbesondere die unklaren 
Restitutionsansprüche eröffnen beträchtliche Vermö-
genszuwachschancen für die Erwerber. 

Der Bundesrechnungshof hat schließlich empfohlen, 
daß die Treuhandanstalt der Prüfungsanregung ihrer 
Unternehmensgruppe Land- und Forstwirtschaft um-
fassend nachgeht und die Prüfung zum Zwecke der 
Schadensbegrenzung nicht nur auf den Verkauf der 
Gesellschaftsanteile erstreckt, sondern auf alle im 
Zusammenhang mit diesem Unternehmen stehenden 
Rechtsgeschäfte unter ihrer Beteiligung ausdehnt. 
Daß diese Prüfung trotz der Hinweise aus der Unter-
nehmensgruppe L and- und Forstwirtschaft nicht 
schon frühzeitig vorgenommen wurde, hat der Bun-
desrechnungshof als Indiz dafür gewertet, daß sich die 
internen Kontrollmechanismen der Treuhandanstalt 
in diesem Fall als nicht funktionsfähig erwiesen 
haben. Im übrigen hat der Bundesrechnungshof dar-
auf hingewiesen, daß seine Feststellungen zur Veräu-
ßerung einzelner Vermögensteile und der Gesell-
schaftsanteile es nahelegen, im Hinblick darauf den 
Straftatbestand der Untreue zum Nachteil der Treu-
handanstalt näher zu prüfen und ggf. entsprechende 
rechtliche Schritte einzuleiten. 

107.3 

Die Treuhandanstalt hat mitgeteilt, daß nach Auswer-
tung der Prüfungsmitteilung des Bundesrechnungs-
hofes vom Vorliegen eines Anfangsverdachtes für 
Untreue- bzw. Betrugshandlungen zum Nachteil der 
Treuhandanstalt auszugehen sei und zur Vorberei-
tung einer möglichen Strafanzeige weitere Ermittlun-
gen durchgeführt werden würden. Darüber hinaus 
werde die Treuhandanstalt die Möglichkeit zivilrecht-
licher Konsequenzen gegen die Beteiligten sowie die 
Möglichkeit der Anfechtung bzw. der Nachverhand-
lung des Privatisierungsvertrages überprüfen. Im 
übrigen hat sich die Treuhandanstalt außerstande 
gesehen, zu allen Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes Stellung zu nehmen, da die für das Priva-
tisierungsverfahren verantwortlichen Mitarbeiter be-
reits seit längerem aus der Treuhandanstalt ausge-
schieden seien. Ferner wies die Treuhandanstalt dar-
auf hin, daß bislang bewußt auf eine Befragung der 
ehemaligen Mitarbeiter verzichtet worden sei, da 
aufgrund der Feststellungen des Bundesrechnungs-
hofes die Stabsstelle für besondere Aufgaben in der 
Treuhandanstalt eingeschaltet worden sei. 

107.4 

Der Bundesrechnungshof wird die Maßnahmen der 
Treuhandanstalt zur Begrenzung des Schadens zu 
gegebener Zeit überprüfen. 

108 Verpachtung landwirtschaftlicher 
Nutzflächen durch die von der 
Treuhandanstalt mit der Bodenverwertung 
und -verwaltung beauftragte Gesellschaft 

108.1 

Mit der 3. Durchführungsverordnung zum Treuhand-
gesetz wurden die Eigentumsrechte an den volkseige-
nen landwirtschaftlichen Nutzflächen, die sich im 
Besitz von Landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (Genossenschaften) oder Einzelpersonen 
befanden, in die treuhänderische Verwaltung der 
Treuhandanstalt übertragen. Die Treuhandanstalt hat 
eine privatrechtliche Gesellschaft, an der sie beteiligt 
ist, mit Wirkung vom 1. Juli 1992 mit der Verwertung 
und Verwaltung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen beauftragt. 

108.2 

Der Bundesrechnungshof hat Ende des Jahres 1992 
die Betätigung der Treuhandanstalt bei dieser Gesell-
schaft und die Verpachtung landwirtschaftlicher 
Nutzflächen durch sie geprüft und der Treuhandan-
stalt Empfehlungen zur Beseitigung der festgestellten 
Mängel gegeben. 

108.2.1 

Die für eine Verpachtung zur Verfügung stehenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen waren nur unvoll-
ständig erfaßt, so daß erhebliche Flächendifferenzen 
zur Liegenschaftsdatei der Deutschen Demokrati-
schen Republik unaufgeklärt blieben. Allein bei einer 
Regionalniederlassung der beauftragten Gesellschaft 
betrugen die nicht nachgewiesenen Flächen rd. 
125 000 ha (= 41 v. H.). Der Bundesrechnungshof hat 
auf das Risiko von Einnahmeausfällen hingewiesen, 
die durch eine von der Treuhandanstalt unbemerkte 
Nutzung nicht erfaßter landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen eintreten können. Zur Herstellung einer verläß-
lichen Grundlage für die Verpachtung und anderwei-
tige Verwertung landwirtschaftlicher Flächen hat der 
Bundesrechnungshof empfohlen, die Erfassung des 
Ist-Bestandes mit der gebotenen Sorgfalt fortzu-
führen, Differenzen aufzuklären und entgangene 
Nutzungsentgelte nachträglich geltend zu machen. 

108.2.2 

Die von der Treuhandanstalt beauftragte Gesellschaft 
räumte bei der Verpachtung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen den regionalen Landwirtschaftsbehör-
den bestimmenden Einfluß ein, so daß diese faktisch 
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zu Entscheidungsträgern wurden. Selbst wenn fachli-
che Beurteilungen der Landwirtschaftsbehörden nicht 
widerspruchsfrei oder nicht hinreichend aussagekräf-
tig waren, legte die Gesellschaft sie ihren Entschei-
dungen zugrunde. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die unkritische Übernahme von Empfehlungen 
der regionalen Landwirtschaftsbehörden mit dem 
gesetzlichen treuhänderischen Auftrag der Treuhan-
danstalt nicht vereinbar ist. Er hat empfohlen, die 
Entscheidungszuständigkeit entsprechend dem Ge-
setzesauftrag eindeutig festzulegen. 

108.2.3 

Nach einer Richtlinie der Treuhandanstalt sollte die 
beauftragte Gesellschaft Pachtbewerber bei gleich-
wertigen Betriebskonzepten nach einer Rangfolge 
berücksichtigen, die entsprechend dem Status der 
Bewerber als Wiedereinrichter, Neueinrichter oder als 
Nachfolgeeinrichtung früherer Genossenschaften 
Prioritäten setzte. Der Bundesrechnungshof hat in 
einer Regionalniederlassung der Gesellschaft festge-
stellt, daß aufgrund der genannten Richtlinie nachran-
gig zu berücksichtigende Nachfolgeeinrichtungen 
der Genossenschaften sowohl nach dem Flächenan-
teil als auch nach der Zahl der Anträge überpropor-
tional zumindest kurzfristige Pachtverträge erhielten. 
Er hat darauf hingewiesen, daß dies die Vermutung 
nahelegt, bei der Auswahl der Bewerber seien andere 
als die in der Richtlinie der Treuhandanstalt vorgege-
benen Prioritäten angewendet worden. 

108.2.4 

Das kaufmännische Rechnungswesen der Gesell-
schaft hatte Mängel, die insbesondere die Bereiche 
Sollstellung von Pachtzins und Kaufpreis, periodische 
Abgrenzung von Einnahmen, das Mahnwesen sowie 
die Buchung von Geschäftsvorfällen betrafen. 

Der Bundesrechnungshof hat der Treuhandanstalt 
empfohlen, sich davon zu überzeugen, ob die von der 
Gesellschaft anerkannten Mängel beseitigt sind und 
ein voll funktionstüchtiges kaufmännisches Rech-
nungswesen vorhanden ist. 

108.3 

Die Treuhandanstalt hat in ihren Stellungnahmen 
betont, daß die Gesellschaft zum Prüfungszeitpunkt 
erst vier Monate tätig war; daraus resultierende 
Anfangsschwierigkeiten könnten mindestens seit 
dem 30. November 1993, dem Stichtag für die Stel-
lungnahme der Treuhandanstalt zu den Prüfungsfest-
stellungen des Bundesrechnungshofes, als überwun-
den gelten. 

108.3.1 

Die vom Bundesrechnungshof festgestellten erhebli-
chen Flächendifferenzen hat die Treuhandanstalt ein-
geräumt und u. a. auf die Unzulänglichkeit der Lie-
genschaftsdatei der Deutschen Demokratischen Re-
publik zurückgeführt. Sie hat den Erfassungsstand 
zum 31. Januar 1994 mit rd. 50 v. H. der Gesamtfläche 
von rd. 2,1 Mio. ha angegeben. Die vollständige 
Erfassung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 
werde bis Ende des 3. Quartals 1994 abgeschlossen 
sein. Vom Bundesrechnungshof befürchtete Einnah-
meausfälle hat die Treuhandanstalt bestätigt; nach 
den bisherigen Feststellungen seien knapp 20 000 ha 
ohne vertragliche Grundlage genutzt worden. Die 
beauftragte Gesellschaft habe entsprechend den 
Anregungen des Bundesrechnungshofes ihre Regio-
nalstellen angewiesen, entgangene Nutzungsent-
gelte auch nachträglich geltend zu machen. 

108.3.2 

Die Treuhandanstalt hat die Feststellungen des Bun-
desrechnungshofes über die Einbeziehung der Land-
wirtschaftsbehörden in den Entscheidungsprozeß im 
wesentlichen anerkannt, die Defizite dem enormen 
Handlungsdruck zu Beginn des Bewirtschaftungsjah-
res während der Anfangsphase der Geschäftstätigkeit 
der Gesellschaft zugeschrieben und auf die seit 
Beginn des Abschlusses langfristiger Pachtverträge 
ergriffenen Abhilfemaßnahmen hingewiesen. Eine 
Bindung an die Empfehlungen der Landwirtschafts-
behörden werde zwar von einigen Landesregierun-
gen angestrebt, bestehe aber tatsächlich nicht. Ver-
fahrensmängel werde die beauftragte Gesellschaft 
beseitigen. Die Treuhandanstalt werde die Tätigkeit 
der Gesellschaft insoweit durch ein eigens eingerich-
tetes Referat überwachen. 

108.3.3 

Zur Auswahl der Pachtbewerber hat die Treuhandan-
stalt darauf hingewiesen, daß die Prioritätenliste erst 
anzuwenden ist, wenn die Beurteilung der Betriebs-
konzepte zu annähernd gleichwertigen Ergebnissen 
führt. Deshalb lasse sich aus den vom Bundesrech-
nungshof ermittelten Daten nicht ableiten, ob die 
Flächenverteilung die einzelnen Interessengruppen 
anteilmäßig angemessen berücksichtigt. Gleichwohl 
hat die Treuhandanstalt aufgrund der Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes die Gesellschaft angehal-
ten, strikt nach den vorgegebenen Kriterien und 
Prioritäten zu handeln. Dies werde die Treuhandan-
stalt ebenfalls überwachen. 

108.3.4 

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes über 
Mängel des Rechnungswesens hat die Treuhandan-
stalt im wesentlichen anerkannt und auf Anlauf-
schwierigkeiten zurückgeführt, die mittlerweile be-
seitigt seien. Sie werde deshalb in verstärktem 
Umfang die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung, 
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der Vertragskontrolle und des Mahnwesens der 
Gesellschaft überwachen. Dafür habe sie ein umfas-
sendes Berichts- und Informationssystem geschaffen, 
das noch erweitert werde, um frühzeitig auf Entwick-
lungen reagieren zu können. 

108.4 

Mit den eingeleiteten Maßnahmen wird dem Anlie-
gen des Bundesrechnungshofes weitgehend Rech-
nung getragen. Er wird sich von deren Wirksamkeit 
bei weiteren Prüfungen überzeugen. 

109 Zweckzuwendungen der Treuhandanstalt 
zu Sozialplanaufwendungen 
ihrer Beteiligungsunternehmen 

109.1 

Die Treuhandanstalt gewährte ihren Beteiligungsun-
ternehmen, die aufgrund der wirtschaftlichen Situa-
tion und fehlender eigener Mittel keinen angemesse-
nen Sozialplan aufstellen konnten, Zweckzuwendun-
gen für Sozialplanaufwendungen. Nach dem Monats-
bericht 12/93 der Treuhandanstalt hat sie dafür seit 
ihrem Bestehen rd. 7,5 Mrd. DM bewilligt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Zahlungsverfahren 
und die Verwendungskontrolle der Treuhandanstalt 
geprüft und festgestellt: 

Zweckzuwendungen wurden den Unternehmen in 
den geprüften Fällen überwiegend wesentlich früher 
zur Verfügung gestellt, als es die Zahlung der Abfin-
dungen an die Arbeitnehmer erfordert hätte. Als Folge 
davon standen diese Gelder über längere Zeit auf 
Sonderbankkonten der Unternehmen, deren Gutha-
ben nur gering verzinst wurden. So überwies die 
Treuhandanstalt beispielsweise einem Unternehmen 
der Branchengruppe Chemiefasern am 4. Mai 1992 
Zweckzuwendungen in Höhe von 13,6 Mio. DM. Bis 
September 1993 leitete das Unternehmen rd. 11,4 Mio. 
DM an die Arbeitnehmer weiter. Am 12. Oktober 1993 
betrug der Bestand auf dem Sonderbankkonto noch 
rd. 2,2 Mio. DM. Die Bank verzinste die Guthaben im 
gesamten Zeitraum mit 0,5 v. H. 

Die Treuhandanstalt hatte die Unternehmen nicht zur 
höherverzinslichen Anlage zeitweilig freier Mittel 
verpflichtet. Für die Bereitstellung der finanziellen 
Mittel für Zweckzuwendungen waren ihr aufgrund 
der Vorfinanzierung über den Kapitalmarkt hohe 
Zinsaufwendungen entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat weiter kritisch ver-
merkt, daß die Treuhandanstalt keine einheitlichen 
Regelungen zum Nachweis der Verwendung der 
Zweckzuwendungen durch die Unternehmen sowie 
zur Verwendungskontrolle durch die Treuhandanstalt 
selbst ge troffen hatte. 

Die in der Zentrale und den Niederlassungen der 
Treuhandanstalt unterschiedlich praktizierte Ver-
wendungskontrolle führte u. a. dazu, daß nicht alle 
Unternehmen aufgefordert waren, die Verwendung 

der Mittel nachzuweisen und nicht verbrauchte Mittel 
zurückzuführen. Eine Niederlassung der Treuhand-
anstalt forderte die von ihr betreuten Unternehmen 
jährlich einmal auf, die Verwendung der Zweckzu-
wendungen nachzuweisen und freie Mittel ein-
schließlich erwirtschafteter Zinsen zurückzuführen. 
Die Zentrale der Treuhandanstalt verlangte dagegen 
von den Unternehmen, Tagesauszüge der Sonder-
bankkonten zu übersenden. Nicht alle Unternehmen 
waren dieser Aufforderung regelmäßig nachgekom-
men. So lagen der Treuhandanstalt seit Januar 1992 
z. B. keine aktuellen Tagesauszüge von einem Unter-
nehmen des Landmaschinenbaues vor, obwohl sie 
dem Unternehmen von August 1991 bis Juli 1993 
insgesamt rd. 15,4 Mio. DM Zweckzuwendungen 
bewilligt und gezahlt hatte. Der Bundesrechnungshof 
hat in diesem Zusammenhang auch festgestellt, daß 
die Treuhandanstalt Angaben über die Entstehung 
von Guthaben und die vorgesehene Verwendung 
dieser Mittel auch dann nicht einforderte, wenn sich in 
Tagesauszügen ausgewiesene größere Guthaben 
über längere Zeit auf Sonderbankkonten befanden. 
Insofern hat der Bundesrechnungshof insbesondere 
die Verwendungskontrolle durch die Zentrale der 
Treuhandanstalt für unzureichend gehalten. 

109.2 

Der Bundesrechnungshof hat der Treuhandanstalt 
empfohlen, das Zahlungsverfahren für Zweckzuwen-
dungen so zu verändern, daß größere Geldbestände 
auf den Sonderbankkonten weitgehend vermieden 
werden. Dazu hat er angeregt, den Unternehmen 
lediglich eine Finanzierungszusage mit der Maßgabe 
zu erteilen, daß die Mittel kurzfristig vor Auszahlung 
an die Arbeitnehmer entsprechend dem tatsächlichen 
Finanzbedarf abgerufen werden können. Im Hinblick 
auf bereits ausgezahlte Zweckzuwendungen hat der 
Bundesrechnungshof empfohlen, die Unternehmen 
zur zinsgünstigen Anlage zeitweilig freier Mittel, zur 
Berichterstattung über die Verwendung der Zweck-
zuwendungen sowie zur Rückführung nicht benötig-
ter Mittel aufzufordern. 

109.3 

Die Treuhandanstalt ist den Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes gefolgt. 

Sie hat die Auszahlungsmodalitäten für Zweckzuwen-
dungen in der empfohlenen Weise verändert und die 
Unternehmen verpflichtet, noch vorhandene Mittel 
zinsgünstig anzulegen oder, sofern sie nicht mehr 
benötigt werden, an die Treuhandanstalt zurückzu-
führen. 

Hinsichtlich der Verwendungskontrolle hat die Treu-
handanstalt den Vorhalt des Bundesrechnungshofes 
zurückgewiesen, keine Regelungen getroffen zu 
haben. Im Antrag auf Zweckzuwendung sei geregelt, 
daß die Verwendungskontrolle im Rahmen der Prü-
fung des Jahresabschlusses durch die Wirtschaftsprü-
fer erfolgt. Ungeachtet dessen hat sie im Dezember 
1993 alle begünstigten Unternehmen aufgefordert, 



Drucksache 12/8490 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

über die Verwendung der Mittel sowie die Höhe 
und Verwendung der Zinsen zu berichten. Die Treu-
handanstalt hat den Bundesrechnungshof davon in 
Kenntnis gesetzt, daß sie daraufhin von den Unterneh-
men gemeldete nicht benötigte Guthaben zurückge-
fordert habe. In Einzelfällen werde sie prüfen, ob und 
inwieweit aus der mit dem Antrag auf Zweckzuwen-
dung übergebenen Haftungserklärung der Unterneh-
mensvertreter Konsequenzen zu ziehen seien. 

Die veränderten Auszahlungs- und Verwendungsmo

-

dalitäten hat die Treuhandanstalt in einer neuen 

Auflage der „Richtlinien für Sozialpläne" für alle 
Unternehmen verbindlich geregelt. 

109.4 

Damit ist dem Anliegen des Bundesrechnungshofes 
hinreichend Rechnung getragen. Er wird sich zu 
gegebener Zeit von der Wirksamkeit der veränderten 
Regelungen überzeugen. 

Die Bemerkungen sind vom Großen Senat des Bundesrechnungshofes beschlossen worden. 

Frankfurt am Main, 24. Oktober 1994 

Bundesrechnungshof 

Dr. Czasche-Meseke 




